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GRÜNER GRUNDWERT GEWALTFREI

Grüne Politik lässt sich de facto von sechs Grund- 
werten leiten: selbstbestimmt, solidarisch, basis- 
demokratisch, ökologisch, feministisch und –  
gewaltfrei. Weil sich Politik in der Regel innerhalb 
eng gesetzter Sachzwänge bewegt und das 
Fenster für grundlegende Perspektiven gesell- 
schaftlicher Veränderung im tagespolitischen  
Geschehen zumindest in der Vergangenheit ein  
sehr kleines war, galt der Bezug auf Grundwerte 
im besten Fall als utopische Träumerei. Und doch  
waren die sechs Grundwerte stets Orientierung 
für Grüne Politik im Sinne einer emanzipierten 
Gesellschaftsperspektive, auch und gerade in 
ihrer wechselseitigen Widersprüchlichkeit.

Lässt sich der Grundwert „gewaltfrei“ angesichts  
des Angriffskrieges Russlands in der Ukraine noch  
ernsthaft aufrechterhalten? Oder hat der Grüne 

Pazifismus ausgedient, in Zeiten, die eine klare 
europäische Positionierung erfordern?
Eine essentielle Frage für eine Partei, die in der  
österreichischen Friedensbewegung der frühen 
1980er-Jahre wurzelt. Die erste Grüne Klubob- 
frau (und Namensgeberin der aktuellen Partei- 
akademie), Freda Meissner-Blau, wurde in der 
Friedensbewegung sozialisiert. Robert Jungk, 
Zukunftsforscher und Pionier der Friedens-
bewegung, war 1992 grüner Kandidat bei den 
Bundespräsidentschaftswahlen.

Doch welche Berechtigung hat die Forderung nach  
gewaltfreiem Widerstand im aktuellen Kontext?

SELBSTVERTEIDIGUNG ALS PFLICHT?

Severin Renoldner, Professor für Ethik an der  
Pädagogischen Hochschule in Linz, hält es „für 
scheinheilig, wenn jemand aus dem reichen 
Westen, gesättigt mit russischem Gas, der 

EDITORIAL 
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Ukraine Ratschläge geben will und dieser 
nahelegt, sich nicht zu wehren. Es gibt für die 
Ukraine derzeit keinen anderen Ausweg“. Ge-
waltfreier Widerstand sei mühsam und müsse 
in Jahren aufgebaut werden. Renoldner beruft 
sich dabei explizit auch auf Mahatma Gandhi: 
Wenn man sich nicht anders in der Lage sieht, 
als sich mit Gewalt gegen Unrecht zu wehren, 
dann sei dies besser, als gar nichts zu tun.

“Wir sind nicht unbeteiligt”, betont Renoldner 
die österreichische Position, “wir sind durch 
unseren Öl- und Gaskonsum mit dem Kriegsge- 
schehen verwoben, wir finanzieren diesen Krieg,  
wir können uns nicht von Kriegsschuld frei- 
sprechen. Wir haben kein Recht, irgendjemanden  
zu belehren.” Zuerst müsse ein Gas- und Öl- 
embargo umgesetzt werden, das wäre eine ge- 
waltfreie Form des Widerstands, auch ethisch 
richtig und der Beginn gewaltfreien Lernens, so  
Renoldner (zitiert in: „Der Standard“, 5. Mai 2022).



8

Und doch: Ziviler Widerstand war in den letzten 
drei Jahrzehnten erfolgreicher als gewaltsamer 
Widerstand (Erica Chenoweth, Maria Stephan: 
„Why Civil Resistance Works“). Erfolgreich 
insbesondere dann, wenn Frauen eine zentrale  
Rolle innehatten. Womit jedenfalls die Grund- 
werte solidarisch und feministisch wieder im 
Spiel wären.

SICHERHEIT NEU DENKEN
Als neutrales Land sieht Österreich seine Position 
traditionell als Vermittler, als sicherer und in der  
Vergangenheit oft bewährter Ort für Verhand- 
lungen. Bundespräsident Alexander Van der 
Bellen steht in dieser Tradition und bekennt sich  
ebenso klar zu Neutralität und Pazifismus. Als  
Grüne Akademien arbeiten wir europaweit sehr  
geschlossen für einen Übergang – einen gerech- 
ten Übergang („just transition“), der auch unseren  
Kindern und Enkelkindern lebenswerte Bedin- 
gungen auf diesem Planeten bietet. Das erfor- 

dert nicht zuletzt eine mentale Transformation 
– unsere alten Muster funktionieren definitiv 
nicht mehr. Das Ziel muss eine gemeinsame 
Verständnisebene sein, dass Hass, Ressenti-
ments und Unterdrückung in diesem Jahrtau-
send keinen Platz haben. Weder in politischer, 
noch in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht.

In verschiedenen europäischen Ländern findet 
aktuell eine zivilgesellschaftliche Debatte zum 
Thema “Rethinking Security/Sicherheit neu 
denken” statt. Die hier vorliegende Publikation 
ist Teil davon und wir freuen uns als FREDA 
diesen Beitrag zur Veröffentlichung leisten zu 
können. Möge die Arbeit auf friedvollen und 
umso fruchtbareren Boden fallen und breite 
Resonanz finden!

Dagmar Tutschek
Obfrau FREDA – Die Grüne Zukunftsakademie 
zur Förderung politischer Bildung und Kultur
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„Das Richtige zu tun ist gut. 
Nicht das Falsche zu tun,  
wäre ein guter Anfang.“ 

(„Do The Right Thing“, Spike Lee 1989).
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Angesichts der multiplen Krisen der Gegenwart  
– Klima-, Wirtschafts- und Demokratiekrise, 
Migrations- und nicht zuletzt Pandemiekrise –  
stellten wir als Internationaler Versöhnungs-
bund bei der Tagung „Frieden ist möglich –  
aber sicher! Impulse für eine gewaltfreie  
Gestaltung von Gesellschaft und Staat“ vom 
12.-14. November 2021 in Linz die Frage, wie 
diese Herausforderungen mit Frieden und 
Sicherheit zusammenhängen. Die hier vor-
liegende Broschüre fasst die Gedanken und 
Beiträge zusammen und setzt sie in einen 
aktuellen Kontext. 

Unser Ausgangspunkt ist der seit mehreren Jah- 
ren in Deutschland laufende Prozess „Sicherheit 
neu denken“ (www.sicherheitneudenken.de). 
Bestehende Initiativen der Vereinten Nationen 
(Agenda 2030 für eine nachhaltige Entwicklung), 

der OSZE oder der EU und das staatliche  
Engagement Österreichs werden genauso ein- 
bezogen wie Konzepte der Friedensforschung 
und Aktivitäten der friedensbewegten Zivil- 
gesellschaft. Thematische Anknüpfungspunkte  
sind dabei die Neutralität Österreichs, militä- 
rische Abrüstung und der im Regierungspro-
gramm befindliche Zivile Friedensdienst.

Eine gemeinsame, umfassende und mensch- 
liche Sicherheit geht über eine militärisch  
verstandene, staatliche Sicherheit weit hinaus.
Was kann die Grundhaltung und Methodik der 
aktiven Gewaltfreiheit zu einem gerechten und 
nachhaltigen „Frieden durch friedliche Mittel“ 
beitragen? Diese Frage war zentral für die 
Tagung und wird in der vorliegenden Publika-
tion beleuchtet. 

Dieser Diskussionsprozess „Frieden ist möglich  
– aber sicher!“ ist Teil der in unterschiedlichen 

GEWALTFREIE IMPULSE
EIN VORWORT



Staaten durchgeführten Kampagne „Sicher- 
heit neu denken“ („Rethinking Security“, 
„Repenser la sécurité“, „Veiligheid, hoe dan“, 
„Shared Security“). Diese Kampagne bzw. die 
angestoßenen Diskussionsprozesse entfalten 
u.a. in Deutschland, Großbritannien, Frank-
reich und den Niederlanden verschiedenste 
Aktivitäten. Überlegungen in Österreich ver-
orten sich als Beitrag zu einer europäischen 
Friedenspolitik.

WAS TUN?

Es gibt unterschiedliche Vorstellungen von einer  
Vision zur globalen Entwicklung (beispielsweise  
die Sustainable Development Goals der UNO, 
die „Große Transformation“ oder das Projekt 
„Heimatland Erde“). Unser Anliegen ist es, eine  
Verbindung zwischen der Vision einer gewalt-
freien Gestaltung von Gesellschaft und Staat 
und den friedens- und sicherheitspolitischen 

Werkzeugen herzustellen und zu präzisieren.
Es geht uns weniger – hier nur beispielhaft 
genannt – um eine allgemeine Debatte über 
globale Ökonomie oder globale Klimapolitik 
und auch nicht nur um die enge Auslegung 
friedenspolitischer Instrumente. Im Zentrum  
der Überlegungen stehen vielmehr die Wechsel- 
wirkungen und gegenseitigen Zusammen-
hänge auf Basis der Gewaltfreiheit. Wie sieht 
– ausgehend von unserem friedens- und 
sicherheitspolitischen Rahmen – eine friedens-
fähige Ökonomie oder eine friedensfähige 
Klimapolitik aus? Was braucht es dazu inhalt-
lich (Forderungen, Konzepte, Ideen, …)? Wie 
gelangen wir dort hin (Grundhaltungen und 
Werte, Aktionen, Lobbying, Diskussionsleit-
faden …)? Welche Voraussetzungen hat Öster-
reich dafür (UN-Standort, EU-Mitgliedschaft, 
neutraler Status …)? Welche Möglichkeiten 
und Chancen hat Österreich? Und wie viel 
Sicherheit braucht eigentlich der Frieden?
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DANKESCHÖN

Unser großes Dankeschön geht an die Frie-
densinitiative der Friedensstadt Linz und an 
die Friedensakademie Linz als Mitveranstalt-
erinnen der Tagung. Die Veranstaltung wurde 
zudem von der Österreichischen Gesellschaft 
für Politische Bildung unterstützt. Eine große 
Hilfe war uns Nina Tod, die sich engagiert in 
die Tagungsvorbereitung einbrachte und tat-
kräftig an dieser erweiterten Dokumentation 
mitgearbeitet hat.

Unser „Merci beaucoup“ an „FREDA - Die Grüne  
Zukunftsakademie zur Förderung politischer 
Bildung & Kultur“ für die Zusammenarbeit 
sowie die Drucklegung dieser Publikation.

Einen besonders herzlichen Dank richten 
wir an alle Autor:innen, die diese Publikation 
inhaltlich bereichert haben.

FRIEDEN IST MÖGLICH

Die diesjährige Tagung und die erweitere Do-
kumentation richten sich an alle, die an einer 
Transformation der aktuellen Krisen und ihrer 
Ursachen interessiert sind und daran mitarbe-
iten wollen. Vorliegende Publikation ist auch 
als Impuls für eine (Weiter-)Entwicklung einer 
österreichischen, europäischen und globalen 
Friedens- und Sicherheitspolitik gedacht. Die 
Sammlung der Beiträge wurde im Jänner 
2022 abgeschlossen. Nicht abgeschlossen ist 
jedoch der österreichische und internationale 
Diskussionsprozess, nämlich dass Frieden 
sicher möglich ist. 

Pete Hämmerle und Thomas Roithner
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FRIEDEN,  
SICHERHEIT UND  
GEWALTFREIHEIT



15

Der evangelische Theologe Dietrich Bonhoeffer  
hielt – nach der Machtergreifung Hitlers – 1934  
in Fanö eine berühmte Predigt, in der er sagte:  
„Es gibt keinen Weg zum Frieden auf dem Weg 
der Sicherheit. Denn Friede muß gewagt werden,  
ist das eine große Wagnis und läßt sich nie und  
nimmer sichern. Friede ist das Gegenteil von  
Sicherung. Sicherheiten fordern heißt Mißtrauen  
haben, und dieses Mißtrauen gebiert wiederum  
Krieg“ (Dietrich Bonhoeffer Werkausgabe, Band  
13, Seite 299). 1981, am Höhepunkt des Kalten 
Krieges und der erstarkenden Friedensbewe-
gung, meinte der deutsche Bundeskanzler 
Helmut Schmidt: „Mit der Bergpredigt kann 
man keine Politik machen.“ 

Mit diesen beiden Zitaten ist ein Spannungs-
feld zwischen Frieden, Gewaltfreiheit und 
Sicherheit eröffnet, dem sich auch der Inter- 

nationale Versöhnungsbund in seiner hundert- 
jährigen Geschichte in Österreich immer wieder 
stellte. Ist es möglich, die Grundhaltung der 
aktiven Gewaltfreiheit, wie sie exemplarisch in 
der Bergpredigt zum Ausdruck kommt, in der 
Politik und in der Gestaltung von Gesellschaft 
und Staat (zumindest teilweise) zu verwirk- 
lichen? Warum und wie ist diese Frage im 
Versöhnungsbund immer wieder aufgeworfen 
worden? Wie haben seine Beiträge zu einer 
gewaltfreien Politik bezüglich der Themen der 
Friedensarbeit und dem Grundverständnis der 
Gewaltfreiheit ausgesehen?

THEMATISCHE STRÄNGE EINER GEWALT-
FREIEN GESTALTUNG VON GESELLSCHAFT 
UND STAAT (FRIEDENSPOLITIK)

Der Versöhnungsbund wurde international in  
der Zeit des Ersten Weltkriegs gegründet, so-
dass die Erfahrung des Krieges mit all seinem 

FRIEDEN IST MÖGLICH –  
ABER WIE?
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Leid, v.a. für die Bevölkerungen aller beteiligten  
Kriegsparteien, und der Widerstand gegen Krieg  
und Militarismus von Anfang an bis heute einen  
Fokus der Arbeit darstellen. Als Beispiele können 
hier etwa die Mobilisierung tausender junger 
Menschen zur großen Abrüstungskonferenz in  
Genf 1932 und der fortwährende Einsatz für 
generelle Abrüstung (z.B. im Rahmen der Ver- 
botsverträge für Antipersonenminen und Streu- 
munition, den Vertrag zur Kontrolle und Ein-
schränkung des Waffenhandels etc.) und für 
das Verbot von Atomwaffen seit ihrem Bestehen 
bis heute (Mitgliedschaft bei der internationalen 
Kampagne gegen Nuklearwaffen/ICAN) ge- 
nannt werden.

Gewalt herrscht jedoch nicht nur im Krieg, 
sondern in vielfältiger Weise in Gesellschaften 
und Staaten. Neben den Formen der direkten 
(physischen und psychischen) Gewalt, legte 
der Versöhnungsbund sein Augenmerk immer 

wieder auch auf die Erscheinungsformen der 
strukturellen und der kulturellen Gewalt bzw. 
deren Überwindung. Wie etwa im Einsatz für 
Menschenrechte, soziale Gerechtigkeit, die 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
sowie dem Kampf gegen Rassismus, gegen 
die Diskriminierung von Minderheiten oder 
die zerstörerischen Auswüchse des kapitalis-
tisch-neoliberalen Weltwirtschaftssystems.  
Die Beseitigung von Unrecht durch gewaltfreie 
Methoden an der Seite der Armen und Unter-
drückten, war das Ziel vieler Aktivitäten, v.a. in 
Lateinamerika, Osteuropa, Afrika und Asien in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts.

Gewaltsam ausgetragene Konflikte haben oft  
vielfältige Ursachen und eine lange Geschichte,  
sodass ihre gewaltfreie Bearbeitung nicht in 
kurzfristigen Lösungen, sondern in langandau-
ernden Transformationsprozessen besteht. Dazu 
gehören als grundlegende Methoden der Dialog,  
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Verhandlungen und Vermittlungsversuche 
(Mediation). Denn nur auf diese Art und Weise  
kann die Spirale der Gewalt tatsächlich durch-
brochen werden. Kommt es zu einer gelungenen 
Aufarbeitung der Konfliktgeschichte, kann das 
zu einer Versöhnung führen – der Wiederher-
stellung von zerbrochenen Beziehungen, der 
Heilung von Verletzungen und Traumata und 
einem neuerlichen friedlichen Zusammenleben.  
Beispiele dazu aus der Arbeit des Versöhnungs- 
bundes gibt es etwa in Südafrika, Burundi, in 
mehreren lateinamerikanischen Ländern und 
am Westbalkan.

Schließlich ist hier noch ein vierter Strang zu 
erwähnen: die Notwendigkeit ganz persönlich 
Stellung gegen Gewalt, Unrecht und Krieg zu  
beziehen und sich dementsprechend zu positio- 
nieren. Hierher gehören etwa das Engagement 
für die Wehr- bzw. Kriegsdienstverweigerung 
aus Gewissensgründen (an deren gesetzlicher 

Anerkennung der Versöhnungsbund in vielen 
Ländern erfolgreich mitgearbeitet hat), die 
Teilnahme an gewaltfreien Aktionen, teilweise 
verbunden mit zivilem Ungehorsam (dem be-
wussten Übertreten ungerechter Gesetze) und 
ein gewaltfreier Lebensstil im persönlichen und  
gemeinschaftlichen Leben, der die Grundhaltung 
der aktiven Gewaltfreiheit im Alltag umsetzt, 
z.B. in Form gewaltfreier Lebensgemeinschaften 
(Arche, Catholic Worker-Bewegung, kirchliche  
Basisgemeinden u.a.). Letztlich wird eine ge- 
waltfreie Gestaltung von Gesellschaft und 
Staat nur durch Menschen verwirklicht werden 
können, die selbst gewaltfrei und friedens-
fähig zu leben versuchen – und sich darin 
immer wieder einüben und diese Haltung 
auch an andere weitergeben, zum Beispiel in 
vielfältigen Ansätzen der Friedensbildung im 
formellen und informellen Bereich.
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GEWALTFREIE GRUNDSÄTZE IN DER 
POLITISCHEN ANWENDUNG

Aktive Gewaltfreiheit ist im Verständnis des 
Versöhnungsbundes mehr als eine taktische 
Entscheidung für den Einsatz gewaltloser  
Mittel und Strategien in politischen und  
sozialen Konflikten. Sie ist eine Grundhaltung, 
die auf einem bestimmten Menschenbild und 
dementsprechenden Werten aufbaut. Zum 
ersten ist es entscheidend, dass Gewaltfrei-
heit nicht mit einer Haltung der Passivität, der 
Gleichgültigkeit und des sich-alles-gefallen- 
Lassens verwechselt wird. Sie ist aktiv, eine 
wirkungsvolle Kraft, die Gewalt und Unrecht 
widersteht – aber nicht mit Mitteln der (Gegen-) 
Gewalt, sondern der Überzeugung und des 
Gewinnens des Gegenübers für eine gemein- 
same Lösung. Ein gutes Beispiel dafür ist die 
Entspannungspolitik in der Zeit des Kalten 
Krieges, die im KSZE-Prozess zum Konzept 

der gemeinsamen Sicherheit führte: Sicherheit 
kann nicht gegen den Anderen, sondern nur 
miteinander erreicht werden. Dafür sind ver-
trauensbildende Maßnahmen, Transparenz ge-
genüber der anderen Seite, Rüstungskontrolle 
und -verifikation sowie ähnliche Maßnahmen 
dienlich. Bis hin zu Angeboten gradueller 
einseitiger Abrüstungsschritte mit der Erwar-
tung, dass diese aufgrund von Vertrauen und 
Glaubwürdigkeit dann auch von der anderen 
Seite vollzogen werden.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Achtung 
der Würde jedes Menschen, auch wenn sein 
Verhalten oder seine Funktion das nicht leicht 
machen. Das beinhaltet auch, keine Feindbilder 
zu schaffen und die Anteile aller Beteiligten – 
auch die eigenen – an einer ungerechten und 
gewaltsamen Situation wahrzunehmen und 
auszusprechen. Durch gewaltfreies Handeln 
wird immer wieder an die Menschlichkeit des 
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Gegenübers appelliert im Vertrauen darauf, 
dass durch den eigenen Einsatz eine Verhaltens- 
änderung beim Gegenüber bewirkt werden 
kann. Es geht also nicht um die Bekämpfung 
von Personen, sondern um die Änderung von 
ungerechtem Verhalten und gewaltsamen 
Situationen, mit dem Ziel gemeinsam zu einer 
Verbesserung zu gelangen. Nicht immer ist 
dies bei erfolgreichen gewaltfreien Aktionen, 
etwa bei der Entkolonialisierung oder bei der 
Überwindung von Diktaturen, vollständig  
gelungen – in solchen Fällen kann auch ein 
gesichtswahrender, akzeptierter Rückzug 
von Machthaber:innen ein gangbarer Weg 
sein. Die Berücksichtigung solcher Ansätze 
auch in der staatlichen Diplomatie, bei Ver-
handlungen oder Vermittlungstätigkeiten ist 
teilweise schon Usus, v.a. wenn es sich bei den 
Akteur:innen nicht um Vertreter:innen mäch-
tiger Staaten, sondern um vertrauenswürdige 
Personen aus Staat oder Gesellschaft handelt, 

deren „gute Dienste“ von Konfliktparteien in 
Anspruch genommen werden.

Weiters spielt die Unterscheidung zwischen 
allgemeinen, menschlichen Grundbedürfnissen  
und partiellen, eigenen Interessen und Wünschen  
eine wichtige Rolle in der gewaltfreien Konflikt- 
bearbeitung. In der neueren Friedensforschung 
wurde dafür die – idealtypische – Gegenüber-
stellung von Friedenslogik und Sicherheitslogik 
entwickelt. Dabei geht es um zwei unterschied- 
liche Sichtweisen oder Zugänge auf Konflikte, 
die entweder aus einer Grundhaltung der  
Sicherung eigener Interessen oder der Offen- 
heit für eine gemeinsame Herangehensweise 
an ein Problem charakterisiert sind. 

Die jeweilige Logik der Konfliktbearbeitung 
wird anhand von fünf Fragen herausgearbeitet:



ǞǞ 	Was ist das Problem? 

ǞǞ 	Wodurch ist es entstanden? 

ǞǞ 	Wie wird es bearbeitet? 

ǞǞ 	Wodurch wird eigenes Handeln  
gerechtfertigt? 

ǞǞ 	Wie wird auf Scheitern und Misserfolg 
reagiert?

Das Konzept der Friedenslogik beinhaltet sehr 
viel von dem, was hier als gewaltfreie Grund-
haltung bezeichnet wird. Als ihr Anliegen könnte  
man zusammenfassend die Ermöglichung einer 
friedenslogischen Friedens- und Sicherheits- 
politik bezeichnen.

Als letzter Punkt sei darauf hingewiesen, dass 
Grundhaltung und Methoden der aktiven Gewalt- 

freiheit stets zusammengehören. Übertragen 
auf das Feld der Friedenspolitik heißt das auch,  
dass bestimmte „Instrumente“ entwickelt und  
institutionalisiert werden sollen, die für die 
Anforderungen einer langfristigen, nachhaltigen 
Konfliktbearbeitung zur Verfügung stehen. 
Dazu zählen beispielsweise auf staatlicher und 
zivilgesellschaftlicher Ebene:

ǞǞ Internationale Organisationen und Verträge  
(Gewaltverbot der UNO, Atomwaffenverbots- 
vertrag, Gemeinsame Sicherheit, OSZE …), 

ǞǞ 	die immerwährende Neutralität Öster- 
reichs als Versicherung der Nicht-Teil-
nahme an Kriegen und Militärbündnissen, 

ǞǞ 	der Zivile Friedensdienst als Instrument 
der Konfliktbearbeitung in Krisengebieten  
durch Friedensfachkräfte, in staatlich- 
zivilgesellschaftlicher Zusammenarbeit.
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Wie wird also Frieden möglich? Seit 100 
Jahren versucht der Versöhnungsbund in 
Österreich darauf Antworten zu geben und 
dazu beizutragen. Geleitet wird er dabei von 
der Überzeugung, dass Gewalt und Krieg nie-
mals nachhaltig zu Frieden und Gerechtigkeit 
führen, sondern dass dies nur durch die Kraft 
der aktiven Gewaltfreiheit möglich wird. Auf 
Ebene der Friedenspolitik könnte das mit dem 
Slogan „Pazifismus ohne Wenn und Aber“ 
umschrieben werden.

Pete Hämmerle
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Ich möchte das Thema „Was bedeutet für uns 
Friedenspolitik im Zusammenhang mit Politik?“  
umfassend betrachten. Einerseits aus der inter- 
nationalen Perspektive von Seiten der Außen-
politik und zum anderen auch aus dem Bereich  
der Verteidigungspolitik.

Beides Bereiche, die – wenn wir über Friedens- 
politik reden – eine zentrale Rolle spielen und 
aufeinander auch gut abgestimmt werden 
müssen. Das bedeutet eine Außenpolitik des 
Dialogs, des Friedens, der Menschenrechte, der  
Demokratie, der Nachhaltigkeit, der globalen  
Verantwortung und natürlich auch der Gerechtig- 
keit. Es braucht eine Stärkung der internationalen 
Zusammenarbeit auf Augenhöhe, um weltweit 
solidarisches und auch kooperatives Handeln  
zu fördern. Das bedeutet konkret aber auch 
eine gerechte Beziehung zwischen dem globalen 

Norden und dem globalen Süden und auch eine  
Stärkung eines inklusiven, effektiven und auch  
regelbasierten Multilateralismus und der Hand- 
lungsfähigkeit internationaler Organisationen.

Denn es braucht gemeinschaftlich zivile und 
nachhaltige Lösungen für globale, regionale und  
lokale Herausforderungen in einer vernetzten 
Welt. Die österreichische Landesverteidigung 
hat sich in einer Zeit des internationalen Wett-
rüstens rund um den Kalten Krieg entwickelt. 
Diese Zeit ist zum Glück schon lange vorbei und  
das österreichische Bundesheer muss sich nun 
vor allem auf moderne Bedrohungen, auch im  
Zivilbereich, wie Cyberangriffe, Blackouts, Pan- 
demien und auch den Klimawandel vorbereiten.  
Man kann sich hier die Frage stellen, ob dadurch 
zivile Aufgaben militarisiert werden. Ich bin der  
Meinung, dass man darüber genauso reden 
muss, wie über die immer mehr ausufernden 
Kompetenzerweiterungen des Bundesheers, 

FRIEDEN IN  
DER POLITIK
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auch wenn sie unter dem Deckmantel des 
Assistenzeinsatzes geschehen. Ich denke hier 
zum Beispiel an den Grenzeinsatz. Zusätzlich 
muss es ein zentrales Anliegen sein, dass Kriegs-  
und Fluchtursachen nachhaltig verhindert wer- 
den. Auch internationale, friedenserhaltende 
Einsätze sollen für globale Sicherheit sorgen. 
Das kann durch effektive Zusammenarbeit mit  
europäischen Partnern und den Vereinten 
Nationen, auch immer im Rahmen unserer 
Neutralität geschehen. Vor allem im Bereich 
der Abrüstung und der internationalen  
Friedenseinsätze.

Was es aber darüber hinaus noch braucht, ist 
eine Stärkung der zivilen Friedenskompetenz 
Österreichs. Hierbei stellt sich die Frage: „Wie 
schaffen wir das?“. Ich bin der Überzeugung, 
dass wir das mit einer Stärkung der zivilen 
Konfliktprävention und Konfliktlösung schaffen. 
Durch den Aufbau eines zivilen Friedensdienstes 

als eigenständiges friedenspolitisches Instrument 
und durch mehr Ressourcen für die Teilnahme 
an zivilen Friedensmissionen. Auch die Ent-
sendung ziviler Fachkräfte wie Richter:innen, 
Klima- und Gesundheitsexpert:innen, der Auf-
bau ziviler Strukturen und die Durchführung von  
Mediationen helfen dabei enorm und bringen 
uns einen wesentlichen Schritt weiter nach vorne.

Ein Punkt ist auch das neu beschlossene Amts- 
sitzgesetz. Das hilft uns hier. Wie Sie wissen, 
ist das Ziel des neuen Amtssitzgesetzes Öster-
reich vor allem für internationale humanitäre 
und Klima-NGOs als Standort attraktiver zu 
machen. Gerade als eine der vier Amtssitze der  
Vereinten Nationen und Ort für internationale 
Verhandlungen, Konferenzen und Vermittlung, 
trägt Österreich eine besondere Verantwortung:  
Sich weltweit auch gegen autoritäre Tendenzen 
und für jene Kräfte einzusetzen, die ein funk-
tionierendes demokratisches Gemeinwesen, 
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ein Leben in Freiheit, in Sicherheit und Würde, 
voranbringen wollen. Da soll es in Österreich zu  
einer verstärkten Förderung und Entsendung 
von geeigneten Kandidat:innen in internationale 
Organisationen kommen. Das wäre ein weiterer 
wesentlicher Ansatz, der uns hilft, einen Schritt  
weiter zu kommen. 

Es braucht auch eine breite Einbindung der 
Zivilgesellschaft. Denn die Zivilgesellschaft ist 
der Motor für nachhaltigen, demokratischen 
Wandel, Frieden, Sicherheit und auch globale 
Gerechtigkeit. Und natürlich braucht es auch 
weiterhin eine attraktive Förderung von Demo- 
kratie, Menschenrechten und sozialer, gerechter 
Entwicklung im gesamten Spektrum der öster- 
reichischen Außenpolitik einschließlich der 
Außenwirtschaft. Ein Punkt, der uns als Grüne 
ebenso wichtig erscheint, ist die gezielte 
Stärkung der Rolle von Frauen, von Mädchen, 
LGBTIQ-Personen, von Minderheiten und der 

Zivilgesellschaft im Rahmen der gesamten 
österreichischen Außen- und Verteidigungs- 
politik. Denn das soll zu einer alternativen 
Globalisierung führen, bei der Mensch und 
Umwelt und nicht die Wirtschaft im Mittel-
punkt stehen.

Ich glaube, wir alle wollen eine Politik, die 
Frieden, globale Gerechtigkeit und Dialog ins 
Zentrum stellt. Ich bin der Überzeugung, dass 
sich dafür kämpfen lässt. Und ich danke Ihnen 
auch außerordentlich, dass Sie sich für so ein 
wichtiges Thema engagieren und für Ihren  
Input, der auch die Bewegung, die hinter  
dieser Tagung und dieser Publikation steht, 
wieder weiter voranbringen wird.

David Stögmüller

Autorisiertes Transkript des Redebeitrages: 
Nina Tod
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DREI GRUNDSATZFRAGEN, UM SICHERHEIT 
GEWALTFREI ZU DENKEN

Nach dem Heidelberger Institut für internatio- 
nale Konfliktforschung ist die Anzahl der Kriege  
vom Jahr 2019 auf 2020 von 15 auf 21 angestiegen 
(HIIK 2021). Auch bei den globalen Militäraus-
gaben verzeichnet das Friedensforschungsinstitut 
SIPRI (2021) einen Aufwärtstrend. Mit dem Blick 
auf aktuelle Konflikte, Krisen und Kriege stellt 
sich die Frage, wie viel und welche Sicherheit wir  
brauchen. Welche friedenspolitischen Stärken 
hatte und hat Österreich, und wo bieten sich 
Chancen für international sichtbare Akzente?

Ausgehend davon skizziert dieser Beitrag, 
welche sicherheitspolitischen Denkansätze es 
speziell aus einer österreichischen Perspektive 
gibt, wer Sicherheit macht und was neutrale 

Staaten beitragen können. Wie können Frieden  
und Sicherheit heute gelingen? Vorliegender 
Beitrag bietet auch einen konkreten Vorschlag 
für Österreichs Auslandseinsatzkapazitäten.

1. WELCHE SICHERHEIT?

Eine der Definitionen von äußerer Sicherheit ist  
„die Fähigkeit eines Staates, Gewaltanwendung 
von außen abzuwehren, zu vermeiden, einzu- 
dämmen oder zu beenden“ (Gärtner 2008: 214).  
Sicherheit nach der realistischen Denktradition 
– der Logik von Abschreckung, Militäreinsätzen,  
Machtausweitung oder der öffentlichen Dauer- 
präsenz des Militärischen – behauptet:  
militärisches Denken ist ein Teil der Lösung 
von Sicherheitsproblemen.

Nach dem Ratsgipfel (EU 2013) zu Sicherheit 
und Verteidigung im Dezember 2013 versucht 
die EU „verschiedene politische Maßnahmen und  

WIE VIEL SICHERHEIT  
BRAUCHT DER FRIEDE?
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Instrumente – die sich vom Bereich der Diplomatie 
über Sicherheit und Verteidigung bis hin zu 
Finanzen, Handel, Entwicklung und Justiz er-
strecken – in kohärenter Weise zu kombinieren.“ 
Kohärenz macht jedoch noch keine Angabe über  
das Ausmaß der Friedensfähigkeit der Politik-
felder. Die EU-Globalstrategie aus dem Jahr 2016  
will zeigen, dass Werte und Interessen Hand in  
Hand gehen. In der Praxis vermag der kohärente  
Ansatz auch scheitern, wenn das Interesse an  
Rüstungsexporten auf den Wert der Menschen- 
rechte trifft oder das Interesse an Landwirtschafts- 
exporten mit einer nachhalten Entwicklung von  
Wirtschaftsstrukturen im globalen Süden kollidiert.

Menschliche Sicherheit – dem ursprünglichen  
Konzept des UN-Entwicklungsprogrammes 
folgend – „macht sich nicht Sorgen über Waffen,  
sondern über das Leben und die Würde des 
Menschen“. Human Security umfasst auch die 
Sicherheit der Wirtschaft, Ernährung, Gesund-

heit, Umwelt, persönliche Sicherheit, Sicherheit  
der Gemeinschaft und politische Sicherheit 
(UNDP 1994: 27, 30). Nicht mehr die Sicherheit 
der Staaten und ihrer nationalen Interessen, 
sondern die Sicherheit der Menschen und ihrer 
Bedürfnisse stehen im Zentrum.

Am Beispiel des Atomwaffenverbotsvertrages 
bedeutet menschliche Sicherheit auch, den 
Schutz der Opfer oder die Sanierung von Um- 
weltschäden in den Fokus zu nehmen. Ebenso 
wurde beim Zustandekommen des Vertrages 
nicht nur auf die Sicherheitsinteressen der 
ständigen Mitglieder des UN-Sicherheitsrates 
und der Atomwaffenstaaten geachtet, sondern 
es wurde den Interessen aller UN-Mitglied- 
staaten sowie auch jenen gesellschaftlicher 
Akteure Rechnung getragen. Ein Kennzeichen 
liberaler Ansätze ist, dass gesellschaftliche  
Akteure bei der Formulierung staatlicher  
Interessen entsprechend mitwirken.
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Nach der Österreichischen Sicherheitsstrategie  
(BKA 2013: 4) wird ein umfassender, integrierter, 
aktiver und solidarischer Ansatz verfolgt. 
Letzterer bedeutet, „dass die Sicherheit des 
neutralen Österreichs und der EU heute weitest- 
gehend miteinander verbunden sind.“ Dies ist  
besonders entscheidend, da sich zentrale Impulse 
der Ausgestaltung österreichischer Sicherheits- 
politik aus dem Kontext der EU ergeben. Die 
vormalige Hohe Beauftragte für die Außen- 
und Sicherheitspolitik der EU, Catherine Ashton 
(2013), formulierte: „Wer Frieden will, muss 
sich rüsten“. Dieser Ansatz speist Sicherheit  
beispielsweise aus permanenter globaler 
EU-Truppenpräsenz, der Wahrnehmung von 
Interessen auch durch Waffeneinsatz oder 
gemeinsamen EU-Rüstungsprojekten (vgl. 
Roithner 2019, 2022). Vorliegender Beitrag 
debattiert neben nationalstaatlichen und 
zivilgesellschaftlichen Handlungsmöglichkeiten 
folglich auch, wie Friedenspolitik innerhalb 

der EU, über die EU hinaus und jenseits des 
außenpolitischen Denkrahmens Wirksamkeit 
erlangen kann.

Österreichs Sicherheitsbegriff wird im EU-Kontext 
durch einen mitunter militärisch geprägten An- 
satz gekennzeichnet und im Feld der humanitär 
begründeten Abrüstung und Rüstungskontrolle 
auf globaler Ebene durch human security. Mit  
unterschiedlichem politischem Gewicht gelangen 
das realistisch-militärische und das liberale 
Paradigma parallel zur Anwendung. Infolge- 
dessen wird die Neutralität im Kontext der Durch- 
setzung sicherheitspolitischer EU-Interessen 
oftmals als hinderlich dargestellt, im Kontext 
der globalen humanitären Abrüstungspolitik 
als wirkungsvolles Instrument und glaubwür-
diger Rahmen. „Österreich ist ein Labyrinth, in 
dem sich jeder auskennt“, so Helmut Qualtinger.
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2. WER MACHT INTERNATIONALE SICHERHEIT?

Auch nach der aktuellen Sicherheitsstrategie 
ist die EU der wichtigste Bezugsrahmen für 
Österreichs Außen- und Sicherheitspolitik. 
Seit den 1990er-Jahren ist diese gemäß den 
EU-Verträgen „im Geiste der Loyalität und der 
gegenseitigen Solidarität“ zu unterstützten. 
Diese politischen Grenzen haben den friedens-
politischen Handlungsspielraum Österreichs 
im Sinne eines institutionellen Pluralismus zu 
stark eingeschränkt.

Am aktuellen Beispiel der Konfliktformationen 
in der Ukraine ist zu sehen, dass die von zahl-
reichen EU-Staaten aus dem Zentrum gerückte 
OSZE (Organisationen für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa) ihre Vorteile und 
Beiträge in der gesamteuropäischen Sicher-
heitsarchitektur nicht ausreichend ausspielen 
kann. Wenngleich dies auch ganz wesentlich 

den politischen Interessengegensätzen ge-
schuldet ist. Über die gesamteuropäische 
Mitgliederstruktur – Russland und die USA 
einschließend –, die Vertrauens- und Sicher- 
heitsbildenden Maßnahmen (VSBM) zählt auch  
der über den engen sicherheitspolitischen 
Rahmen hinausgehende Instrumentenkasten 
(z. B. Menschenrechte, Medienfreiheit, Gender  
Equality) oder das in Wien beheimatete Con-
flict Prevention Center zum Wesensmerkmal 
der OSZE. An der geringen und auch sinkenden 
budgetären Dotierung der OSZE durch ihre 
57 Teilnahmestaaten lässt sich auch ihre 
politische Bedeutung ablesen, die ihr die  
Staaten zu verleihen bereit sind.

Am Beispiel des Atomwaffenverbotsvertrages  
ist abzulesen, dass staatliche Partner für  
nukleare Abrüstung im Rahmen der Vereinten 
Nationen zu finden sind. Österreich stand in 
allen Phasen der Entwicklung und Stärkung 
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des Vertrages in der allerersten Reihe. Der 
2021 in Kraft getretene völkerrechtliche Vertrag  
wird in der EU bislang lediglich von Österreich, 
Irland und Malta – nicht zufällig drei neutrale 
Staaten – unterstützt. Internationale Partner  
haben Fortschritte gebracht, während die 
EU-Staaten – wie bei zentralen anderen außen- 
politischen Fragen – uneinig sind und sich von 
NATO-Bündnisloyalitäten abhängig zeigen. 

Auch beim international debattierten Verbot von  
autonomen tödlichen Waffensystemen ist ein  
möglicher praktikabler Weg im UN-Rahmen 
das Gebot, anstatt einen kaum erkennbaren 
EU-Konsens abzuwarten. Es gilt über den EU- 
Rahmen hinauszudenken. Die beiden Beispiele 
der humanitär begründeten Abrüstung doku- 
mentieren nicht nur eine Strategie zur Ab-
rüstung, sondern bekräftigen das Gewaltverbot  
aus der Charta der Vereinten Nationen. Eine 
Stärkung der in Wien ansässigen internationalen 

Organisation ist nicht nur ein „guter Dienst“ 
am Frieden, sondern liegt auch im Interesse 
Österreichs. Neben UNO und OSZE sind auch 
beispielsweise der Europarat oder regionale 
Foren der Zusammenarbeit im Donauraum im  
Sinne des institutionellen Pluralismus zu nennen.

Zur Politik des aktiv Neutralen passt, sich in jene  
Organisationen besonders einzubringen, die 
nicht Frieden und Wohlstand gegen andere er- 
reichen wollen und Blockbildung fördern, son-
dern inkludierend wirken, sodass alle am Tisch 
einen Platz haben. Aktive Wiener Amtssitz-
politik bedeutet auch die Förderung der lokalen 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft und  
Wissenschaft. Die Beiträge der neutralen  
Staaten – ob personell, finanziell oder mit 
Wissensbeständen – in internationalen Organi- 
sationen zu Dialogstiftung, Verhandlungs- 
und Vermittlungsangeboten, als Amtssitz, 
Entscheidungsträger:innen oder auch als 
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Initiator:innen für Abrüstung haben sich in den 
vergangenen Dekaden als besonders glaub-
würdig und gefragt erwiesen. Dies ist – schlau 
eingefädelt – heute so nötig wie damals. So war  
und ist Wien Austragungsort von Gesprächs-
formaten zum Joint Comprehensive Plan of 
Action (JCPOA, „Iran Deal“), zum NewSTART 
betreffend die Begrenzung strategischer Nuklear- 
potenziale und der ersten Konferenz der Ver-
tragsstaaten des Atomwaffenverbotsvertrages 
(TPNW).

Die immerwährende Neutralität steht nach dem  
Völkerrechtler Manfred Rotter für „die Verpflich- 
tung eines Staates, sich an keinem Krieg im  
Sinne des Völkerrechtes – wo, wann und 
zwischen wem immer er stattfinden mag – zu 
beteiligen“ (Rotter 2007: 183). Der dauernd 
Neutrale ist „gehalten, bereits in Friedenszeiten 
darauf zu achten, dass er sich für den Neutra- 
litätsfall ausreichend Freiraum für autonomes  

Gestalten seiner Neutralität bewahrt“ (Rotter  
2007: 185). „In ‚steiler‘ Perspektive“, so Manfred 
Rotter (2007: 185), „erweist sich die immer-
währende Neutralität (…) als Status der ge-
nerellen Kriegsverweigerung“ und als „Gegen-
satz zum Status der (…) Kriegsbereitschaft“.

Die liberale Denktradition in den Internationalen 
Beziehungen schließt gesellschaftliche Akteure 
in die Formulierung von Werten und Interessen 
der Staaten ein. Immanuel Kant (1984: 12 f) for- 
muliert: „Wenn (…) die Beistimmung der Staats- 
bürger dazu erfordert wird, um zu beschließen,  
ob Krieg sein solle, oder nicht, so ist nichts 
natürlicher, als dass (…) sie sich sehr bedenken 
werden, ein so schlimmes Spiel anzufangen“.

Im innenpolitischen Diskurs wird bisweilen der  
Vorwurf laut, Österreich sei ein sicherheits- 
politischer „Trittbrettfahrer“. Österreich ist  
von NATO-Staaten und der Schweiz bzw. 
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Liechtenstein umgeben und diese würden es 
erlauben, dass Österreich durch deren mili- 
tärische Sicherheitskonzeption profitiert und 
Österreich dadurch ein geringeres Verteidigungs- 
budget vorsieht. Sicherheit – so obiges um-
fassendes Verständnis – ist jedoch deutlich 
mehr als klassische militärische Verteidigungs-
fähigkeit. Der Mehrwert Österreichs ist nicht in 
der Vervielfachung der ohnehin in der EU vor-
handenen militärischen Kapazitäten zu sehen, 
sondern in jenen Politikbereichen – auch mit 
militärischem Know-how – Beiträge zu leisten, 
die die Welt aktuell am dringendsten braucht. 
Aufbauend auf der immerwährenden Neutralität, 
Österreichs Engagement in internationalen  
Organisationen und der Leistung „guter Dienste“  
wären dies beispielsweise die Bereitstellung von  
Expertise für Abrüstungsprozesse mit beson- 
derem Fokus auf Atomwaffen, Verstärkung  
Vertrauens- und Sicherheitsbildender Maß-
nahmen in Europa, Ausbau von Kapazitäten 

zur zivilen Konfliktbearbeitung und ziviler 
Krisenprävention, die Stärkung der Rolle  
von Frauen in Friedensprozessen oder die 
Erweiterung von Mediations- und Konflikt- 
vermittlungskapazitäten.

3. WOMIT GELINGT WELCHE SICHERHEIT?

Das „Bulletin of Atomic Scientists” hat die 
Weltuntergangsuhr aktuell auf 100 Sekunden  
vor Mitternacht gestellt. Dafür haben die 
Atomwissenschafter:innen im Wesentlichen 
zwei Gründe: Klimawandel und Atomwaffen.

Unabhängig davon, ob der Globus amerika- 
nisiert oder sinisiert wird, braucht es akzep-
tierte Gestalter:innen künftiger wetterfester 
Ordnungsstrukturen, die Machtübergänge und 
Neuordnungsprozesse ohne Gewaltanwendung  
mit Vorschlägen und Initiativen begleiten. Mit  
dem UN-Umweltprogramm (UNEP), dem 



UN-Entwicklungsprogramm (UNDP) oder dem  
Flüchtlingshochkommissariat (UNHCR) verfügt  
die UNO über umfassende Sicherheitsansätze, 
die über den Sicherheitsrat hinausgehen.

Zivile Krisenprävention ist die beste, billigste 
und glaubwürdigste Form der Konfliktbearbei-
tung. Das Österreichische Regierungsprogramm,  
die Sicherheitsstrategie oder der Leitfaden 
„Sicherheit und Entwicklung“ räumen der 
Konfliktprävention einen großen Stellenwert 
bzw. eine Priorität ein. Um ursachenorientierte 
zivile Prävention effektiv wirksam werden zu 
lassen, bietet ein breiter Friedensbegriff die 
Grundlage. Dies schließt Fragen wie globale 
Verteilungspolitik, faire Wirtschaftsbeziehungen, 
Armutsbekämpfung, Klima-, Umwelt- oder 
Energiepolitik mit ein. Die Lösung der mitein-
ander verbundenen Problemkreise ist kein 
Almosenverteilungsprojekt, sondern liegt im 
gemeinsamen Interesse. Eine Debatte über 

die Grenzen und Folgen des ökonomischen 
Wachstums hat längst auch China erreicht. In 
Zusammenarbeit mit internationalen Organi- 
sationen, staatlichen Akteur:innen innerhalb 
und außerhalb der EU sowie der Zivilgesell- 
schaft ist die Erarbeitung einer umfassenden 
Präventionsagenda auch ein Beitrag gegen 
neue Zäune und Mauern in und um Europa.

Vom Gastgeber und Verhandlungsort zum 
Vermittler und Brückenbauer braucht es  
neben dem politischen Willen auch eine  
wesentliche und langfristige Verstärkung  
der Expertise im Außenministerium und einer 
dabei unterstützenden Landschaft von think 
tanks und Nichtregierungsorganisationen. 

Friedensforscher Ernst-Otto Czempiel differenziert  
in seinem Werk Kluge Macht indirekte und direkte  
Einmischungsinstrumente zur Demokratisierung 
von Herrschaftssystemen. Er betrachtet Ein- 
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mischung als grundsätzlich „geboten“, wobei: 
„Die der Intervention zuzubilligende Legitimation 
ist daran gebunden, daß sie absolut gewaltfrei 
verläuft“ (Czempiel 1999:150). Und er betont 
die Bedeutung gesellschaftlicher Akteur:Innen.

INSTRUMENTE ÖSTERREICHISCHER  
SICHERHEITSPOLITIK – EIN VORSCHLAG

Zu Auslandseinsätzen Österreichs soll an dieser  
Stelle ein aus drei Teilen bestehender Vorschlag 
unterbreitet werden. Dieser umfasst 2000 mili- 
tärische Expert:innen bzw. Soldat:innen, staat-
lich zu entsendende Zivilist:innen im Rahmen 
internationaler Organisationen und Zivile Friedens- 
fachkräfte. Vorgeschlagen wird, der UNO und der  
OSZE permanent 2000 militärische Expert:innen 
mit einem klaren Mandat für Abrüstung, peace- 
keeping und Beobachtung zur Verfügung zu  
stellen (Roithner 2019: 261-283). Längst haben  
sich die europäischen Staaten aus der Vorreiter- 

rolle als UN-Truppenstellernationen zurückge- 
zogen. Das vorgeschlagene Aufgabenfeld um- 
fasst u.a. auch Minenräumung, militärtechnische 
Expertise zur Stärkung des Verbots von Chemie- 
waffen oder des Atomwaffenverbotsvertrages.  
Österreich finanziert und gewährleistet die Aus- 
bildung, die UNO setzt diese mandatsgemäß und  
völkerrechtskonform ein. Militärische Offensive 
oder die militärische Durchsetzung von Rohstoff- 
interessen ist bei diesen Kräften konzeptgemäß 
nicht vorgesehen. Bedarf an ständigen UN- 
Truppen ist vorhanden, die Realisierung 
scheiterte jedoch an nationalen Interessen der 
großen Militär- und Wirtschaftsmächte. Das 
völkerrechtliche Gewaltverbot, internationale 
Verträge und der Multilateralismus werden 
durch diesen Vorschlag gestärkt und leisten 
einen Beitrag zur „Erwartungsstabilität“ inter-
nationaler Politik. Parallel setzt sich Österreich 
für eine UN-Reform in Richtung ziviler Krisen-
prävention ein.
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Katastrophenhilfe wird in diesem Vorschlag zur  
Aufgabe eines zu schaffenden Technischen 
Hilfswerkes, denn dazu benötigt niemand eine 
Bewaffnung. Über diese 2000 militärischen 
Expert:innen hinausgehende Kräfte und die 
damit im Zusammenhang stehenden Arsenale  
werden schrittweise abgebaut. „Stehende Heere“ 
so Immanuel Kant in seinem „ewigen Frieden“  
(Kant 1984: 5) „sollten mit der Zeit ganz aufhören. 
Denn sie bedrohen andere Staaten unaufhörlich 
mit Krieg durch die Bereitschaft, immer dazu 
gerüstet zu erscheinen“. Weil man auch nach 
Maßgabe von Alfred Nobel genau dafür – „die 
Abschaffung oder Verminderung stehender 
Heere“ – einen Friedensnobelpreis erhalten soll.

Die Entsendung ziviler Kapazitäten in EU-Aus-
landseinsätze ist in den letzten zehn Jahren 
personell rückläufig. In diesen Bereichen braucht  
es auch Vorstöße der Neutralen. Österreich  
könnte – ähnlich der engeren Zusammenarbeit  

von EU-Staaten im Militärbereich (Roithner 
2012, Roithner 2022: 70 f) – auch für zivile 
Krisenprävention und zivile Konfliktbearbei- 
tung ein rascheres Tempo einiger EU-Staaten  
vorschlagen. Österreich sollte 3000 zivile 
Kräfte im Rahmen von EU, OSZE und UNO 
entsendebereit halten und sich über Polizei- 
kräfte hinaus für ein neues EU-Finanzierungs- 
instrument engagieren (Roithner 2019: 270 ff).

Nichtstaatliche zivile Friedensfachkräfte tragen  
ergänzend im Rahmen eines Zivilen Friedens-
dienstes (ZFD) – seine Prüfung findet sich im  
Regierungsprogramm 2020 – in einem Gemein- 
schaftswerk von Zivilgesellschaft und Staat 
zur Gewaltprävention und Friedensförderung 
in Krisen- und Konfliktgebieten bei. Über den 
ZFD werden mit erfahrenen und spezifisch 
ausgebildeten Friedensfachkräften lokale  
Partnerorganisationen unterstützt. Die Friedens- 
fachkräfte arbeiten mit zivilen Methoden an 
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den Ursachen, Verläufen und Folgen von Kon- 
flikten (Roithner, Hämmerle 2020: 27).

ÖKONOMISCHE RIVALITÄTEN

Immanuel Kants „ewiger Friede“ aus dem Jahr 
1795 stellt die ökonomische Macht bezüglich 
ihrer Wirkungsmöglichkeiten auf Krieg und 
Frieden an vorderste Stelle, „weil unter den 
drei Mächten, der Heeresmacht, der Bundes-
macht und der Geldmacht, das letztere wohl 
das zuverlässigste Kriegswerkzeug sein dürfte“  
(Kant 1984: 5). Ein positiver oder breiter Frie-
densbegriff – der über die Abwesenheit von 
Krieg und direkter Gewalt hinausgeht – stellt 
auch auf den Prüfstand, in welcher Form die 
Wirtschafts-, Agrar-, Handels- oder Migrations- 
politik den Frieden fördert.

Ernst-Otto Czempiel (1998: 242) betrachtet 
Friede durch Völkerrecht samt Gewaltverzicht,  

Friede durch internationale Organisationen,  
Friede durch Demokratisierung von Herr- 
schaftssystemen und eine die Gewaltfreiheit 
unterstützende Wirkung des Handels („Friede  
und Wohlstand“) als zentrale Bausteine für  
Friedenspolitik. Zwischen Czempiels Analyse  
des Jahres 1998 und den heutigen Bedingun-
gen geoökonomischer und geopolitischer 
Großmachtrivalitäten haben sich neue Hin- 
dernisse aufgebaut. Den ökonomisch reichen  
EU-Staaten – und der EU als Gesamtheit –  
könnte dabei ein großes Potenzial an Konflikt- 
prävention in Händen liegen. Ob die Friedens- 
nobelpreisträgerin EU mit diesem Potenzial 
ein eigennütziges Ticket für die Teilnahme an  
der sino-US-amerikanischen Rivalität oder  
eines zu einer (auch strukturell) gewaltärmeren 
Großwetterlage löst, darüber scheiden sich die 
Geister.

Thomas Roithner
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GEDANKEN ZUR (UN-)MÖGLICHKEIT EINER 
GEWALTFREIEN (FRIEDENS-)POLITIK

Ich möchte in diesem kurzen Diskussions-
beitrag eine andere Sicht auf den Begriff 
„Sicherheit“ wagen. Nicht, um den Wunsch 
nach Sicherheit zu diskreditieren, sondern um 
unsere Perspektive auf ihn zu erweitern.

Wenn ich an Sicherheit denke, denke ich an 
NATO-Drahtzäune um Militärgelände, ein Meer 
voller Leichen, Passkontrollen von People of  
Colour im Zug, endlose Kontrollen am Flughafen 
oder Waffenkonzerne, die Technologien für 
mehr Sicherheit anpreisen. Kurz: Ich denke an 
Gewalt, die im Namen der Sicherheit ange-
wendet wird. Frieden und Sicherheit stehen 
einander hier als Gegensätze gegenüber. Doch 

mir ist bewusst, dass es hier um einen anderen 
Sicherheitsbegriff gehen soll. Aber kann dieser 
losgelöst vom dominanten, auf Gewalt bauen-
den Sicherheitsdiskurs gedacht werden?

Vor einigen Monaten, als zapatistische Delegierte 
aus Chiapas 500 Jahre nach der Eroberung 
Mexikos den europäischen Kontinent besuchten, 
um das ‚Europa von unten‘ kennenzulernen, 
erzählten sie uns von ihrer Geschichte. Sie 
erzählten von den Ururgroßeltern, die auf 
Großgrundplantagen arbeiteten, ausgebeutet, 
misshandelt und vergewaltigt wurden, und 
wie sich das Generation für Generation wieder- 
holte. Ihr am meisten verwendetes Wort war 
Sicherheit – denn sie haben am eigenen Leib 
erlebt, was es bedeutet, wenn das Leben nicht 
sicher ist. Darum kämpfen sie für eben diese, 
also ein würdevolles Leben ohne ständige 
Repression. Sicherheit bedeutet für sie, den 
Zyklus der Gewalt hinter sich zu lassen.

EINE KRITISCHE ANNÄHERUNG  
AN DEN SICHERHEITSBEGRIFF 
AUS GEWALTFREIER PERSPEKTIVE
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Was haben diese zwei einander so gegenüber- 
stehenden Sicherheitsbegriffe miteinander zu  
tun? Aus welcher Machtposition und mit welchen 
Privilegien spricht wer über Sicherheit? Dient 
sie der Ausweitung und Erhaltung von Macht 
und Privilegien oder will sie aus einer Situation 
von Unrecht und Gewalt ausbrechen?

Ich selbst spreche aus einer Position mit vielen 
Privilegien, die anderen verwehrt sind. Nur aus  
dieser Position teile ich diese Reflexionen und  
möchte fragen: Benötigt unser Einsatz für 
Frieden nicht viel mehr Risiko als den Ruf nach  
Sicherheit? Ein Text des US-amerikanischen 
Jesuiten, Friedensaktivisten und Poeten Daniel 
Berrigan, gibt mir bis heute zu denken. Er  
schreibt darin über den Preis des Friedens:

„Wir haben beansprucht, Friedensbringer zu 
sein, aber wir waren im großen und ganzen 
nicht gewillt, auch nur einen geringen Preis 

dafür zu zahlen. Weil wir den Frieden nur mit 
halbem Herzen, mit halbem Willen, mit hal-
bem Einsatz gewollt haben, geht natürlich der 
Krieg weiter, denn die Kriegsführung ist von 
Natur aus eine totale, unsere Bemühung um 
den Frieden dagegen wegen unserer Feigheit 
nur eine partielle. […] Aber wie steht es mit 
dem Preis, den wir für den Frieden bezahlen 
sollen? Ich denke an die guten, anständigen 
friedliebenden Leute, die ich zu tausenden 
kenne. Das gibt mir zu denken. Wie viele von 
ihnen sind von der Auszehrung des normalen 
Lebens so betroffen, daß sich ihre Hände, 
während sie sich für den Frieden entscheiden, 
mit krampfhaften Zuckungen instinktiv nach 
ihren Lieben ausstrecken, nach ihrem Trost, 
ihrem Heim, ihrer Sicherheit, ihrem Einkom-
men, ihrer Zukunft, ihren Plänen nach einem 
Fünfjahresplan der Studien, nach einem Zehn-
jahresplan des Berufsstands, einem Zwanzig-
jahresplan einer ganzheitlich gewachsenen 
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Familie, nach einem Fünfzigjahresplan eines 
menschenwürdigen Lebens und seiner Krönung 
durch den natürlichen Tod. ‚Natürlich wollen  
wir den Frieden‘, seufzen wir, ‚aber wir wollen 
zur gleichen Zeit den Normalzustand erhalten,  
keinen Verlust erleiden, unser Leben unversehrt  
erhalten, weder Gefängnis noch den Verlust 
unseres guten Rufes oder unserer guten Be- 
ziehungen erleiden. Deshalb, weil wir das eine 
halten und das andere nicht verlieren wollen; 
[…] deshalb schreien und schreien wir nach 
Frieden – aber es gibt keinen Frieden. Es gibt 
keinen Frieden, weil es keine Friedensbringer 
gibt. Es gibt keine Friedensbringer, weil der 
Preis für den Frieden mindestens ebenso hoch 
ist wie der für den Krieg. Der Frieden stellt 
mindestens die gleichen Anforderungen, er 
birgt nicht minder die Gefahr der Spaltung, 
der Ungnade, der Gefangenschaft oder gar 
des Todes.“ (Berrigan 1972: 56f)

Für Berrigan bedeutet der Einsatz für Frieden,  
ein risikoreiches, unbequemes Leben zu führen.  
Auch er schreibt aus einer privilegierten 
Position. Er hat die Wahl. Doch er entscheidet 
sich gegen ein bequemes, auf Sicherheit und 
Stabilität gebautes Leben und gibt mancher 
seiner Privilegien auf. Andere haben diese 
Wahl nicht, das zeigt uns das Beispiel der in- 
digenen Zapatistas. Ihr Leben ist per se risiko-
reich. Tod, Verschleppung, Vergewaltigung 
und Repression sind nicht die Ausnahme. 
Ihr Ruf nach Sicherheit ist ein anderer als 
der eines Menschen, der gegen Geflüchtete 
hetzt, weil er ein sicheres Leben will. Denn 
Sicherheit kann subjektiv sein. Für die einen 
bedeutet der Einsatz für Sicherheit Frieden 
und Gewaltfreiheit, für andere Abschottung 
und Unterdrückung. Der Wunsch/Einsatz nach 
Sicherheit zeigt uns also nicht per se das Ziel, 
das damit intendiert wird.
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Und die Zapatistas? Wird hier eine gewaltfreie  
Politik praktiziert? Wie war das mit dem – teil-
weise bewaffneten – Aufstand, 1994, als die 
Zapatistas in einer „Revolution der Würde“ 
nach einer jahrzehntelangen Unterdrückungs-
geschichte aufbegehrten?

Ich plädiere dafür, mit der Analyse auf unsere 
eigenen Verstrickungen in Gewaltverhältnisse 
zu beginnen: Auf wie viel Gewalt ist unser 
Leben gebaut? Wir, die wir uns anmaßen, 
unsere Proteste als gewaltfrei zu bezeichnen? 
Unser Reichtum baut auf der Kolonialisierung, 
das heißt Unterwerfung und Ausbeutung 
anderer Regionen, wie die der Zapatistas, 
auf. Noch heute profitieren wir von unserer 
gewaltvollen Geschichte und sind darin ver-
strickt. Nora Ziegler, eine Antimilitaristin aus 
Großbritannien, formuliert es provokant: „Das 
gewöhnliche Leben von privilegierten Men-
schen ist eher gewaltvoll und ihr Widerstand 

ist eher gewaltfrei. Das gewöhnliche Leben 
von exkludierten Menschen ist eher gewaltfrei 
und ihr Widerstand eher gewaltvoll.“

Verschweigen wir nicht unsere Komplizen-
schaft mit Gewalt, wenn wir unseren Protest 
als gewaltfrei bezeichnen? Wie kann unser 
Beitrag zu Sicherheit ausschauen – Sicher- 
heit, die anderen verwehrt wird? Noch einmal 
zitiere ich Nora Ziegler, die ihr Streben nach 
Gewaltfreiheit mit diesen wichtigen Fragen 
verbindet:

„Die Weigerung, sich an struktureller Gewalt 
zu beteiligen, kann als ein unterbrechender 
Akt der Gewaltlosigkeit angesehen werden. 
Wenn man bereits in systemische Gewalt 
verstrickt ist und an ihr teilnimmt, wird diese 
Gewaltlosigkeit nicht einfach oder passiv sein. 
Sie erfordert Opfer, anhaltende Anstrengungen 
und (Ver-)Lernen. Sie kann auch Handlungen 
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des Trotzes beinhalten, wie die Besetzung 
von Waffenfabriken oder die Störung von 
Razzien bei Migrant:innen. Sie kann auch 
bedeuten, dass man seine Arbeit aufgibt oder 
seine Wohnung mit Menschen teilt, die vom 
Wohnungsmarkt ausgeschlossen sind. Solche 
Gewaltlosigkeit ist ein Eingeständnis der Mit-
schuld an der Unterdrückung. Sie sind ein Akt 
des Dissenses und der Differenzierung.“

In diesem Sinne wünsche ich uns allen mehr 
Mut zu einem risikoreichen Leben.

Cristina Yurena Zerr
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EIN PILOTPROJEKT DES INTERNATIONALEN 
VERSÖHNUNGSBUNDES IM RAHMEN DES 
ZIVILEN FRIEDENSDIENSTES

Für Tourist:innen ist Kolumbien ein Paradies. 
Großartige Landschaften, malerische Kleinstädte,  
pulsierende Großstädte wie Bogotá, Medellín 
oder Cali mit ihren reichhaltigen Kulturange-
boten, und nicht zuletzt die freundlichen und  
hilfsbereiten Menschen hinterlassen einen 
bleibenden Eindruck. Keine Überraschung, 
dass der vor einigen Jahren aufwendig reno- 
vierte Flughafen von Bogotá El Dorado heißt.

Die Existenz eines „Goldlandes“ wurde mittler- 
weile in das Reich der Legenden verbannt, eine  
Goldgrube ist Kolumbien allemal. Der Aufbruch 
zur Plünderung dieser Goldgrube hat begonnen,  
rohstoffreiche und fruchtbare Gebiete wie 

Antioquia werden mit Straßenbau überzogen,  
Entwicklung und Bergbau sind in aller Munde, 
besonders in den vom Konflikt betroffenen Ge- 
meinden. Insofern gehört auch die Annahme, 
dass wirtschaftliche Entwicklung Frieden bringt,  
in das Reich der Legenden. Denn eine Art von  
Entwicklung überzieht ganze Regionen, in denen  
weder eine Friedenskonsolidierung stattgefun- 
den hat, noch die verfassungsmäßigen Rechte 
der Zivilbevölkerung garantiert sind. Zu beob- 
achten sind vielmehr Korruption und die Spal-
tung von Gemeinschaften und Regionen sowie 
das Erstarken neoparamilitärischer Gruppen in  
einem Ausmaß, das die Befürchtungen im Vor- 
feld des Friedensvertrags bei weitem übertrifft.

DIE MENSCHENRECHTSSITUATION  
IN KOLUMBIEN
 
Kolumbien ist eines der gefährlichsten Länder 
für Menschenrechtsaktivist:innen und das  

FRIEDENSPRÄSENZ  
IN KOLUMBIEN
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gefährlichste Land für Umweltverteidiger:innen.  
Trotz des Friedensabkommens 2016 zwischen 
der kolumbianischen Regierung und der damals 
größten Guerillagruppe des Landes, den FARC-
EP (Fuerzas Armadas Revolucionarias de 
Colombia – Ejército del Pueblo, Revolutionäre 
Streitkräfte Kolumbiens – Volksarmee), hat sich  
die Menschenrechtssituation nicht verbessert. 
In den Jahren 2018 – 2021 kostete das Miss-
management der Regierung unter Präsident 
Iván Duque 930 Menschenrechtsverteidiger:innen 
das Leben, 2020 und 2021 wurden 217 Massaker  
mit 830 Ermordeten gezählt. Zudem wurden 
im Jahr 2021 rund 74.000 Menschen vertrieben,  
insgesamt hat Kolumbien über 8 Millionen 
Binnenvertriebene. Zudem wurden seit der 
Unterzeichnung des Friedensabkommens 303 
ehemalige Kämpfer:innen ermordet, hinzu 
kommen 79 Mordversuche und 25 Verschwun-
dene. Die Gewalt hat damit wieder ein Ausmaß  
erreicht wie während der schlimmsten Phase 

des bewaffneten Konflikts in den 1990er-Jahren.
Die Hauptverantwortung für die Gewalt tragen 
die unterschiedlichen illegalen bewaffneten 
Gruppen wie die Guerillagruppe ELN (Ejército 
de Liberación Nacional, Nationale Befreiungs- 
armee) oder Dissidentengruppen der FARC-
EP. Am stärksten und bezüglich der Auswir- 
kungen ihrer Handlungen am verheerendsten 
wüten paramilitärische Gruppen, allen voran 
die Autodefensas Gaitanistas de Colombia – 
AGC, auch Clan de Golfo genannt, die sich auf 
Drogenhandel und andere illegale Geschäfte 
spezialisieren. In Antioquia konnten diese 
Gruppen ihre Präsenz in Gemeinden von 28 % 
im Jahr 2014 auf 40 % im Jahr 2020 steigern.

DIE UNDURCHSICHTIGE ROLLE  
DER STREITKRÄFTE

Nachgewiesen sind sehr viele Menschenrechts- 
verbrechen durch Mitglieder des Militärs. 
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Allein das Verbrechen, das unter dem Namen 
„Falsos positivos“ einen landesweiten Skandal  
hervorrief, hat schätzungsweise 6000 bis 7000  
Menschen das Leben gekostet. Über Jahre wur- 
den einfache Zivilist:innen, meist Bäuer:innen, 
von Militärangehörigen ermordet und als  
Guerillakämpfer:innen ausgegeben.

Nachgewiesen sind ebenso Beteiligungen des  
Militärs an Massakern, beispielsweise an jenem  
des Jahres 2005, als Militärangehörige gemein- 
sam mit Paramilitärs acht Mitglieder der Friedens- 
gemeinde San José de Apartadó ermordeten 
und zerstückelten. Unter den Opfern befanden  
sich auch drei Kinder im Alter von sechs Monaten, 
fünf bzw. elf Jahren.

DER SOZIALE AUFSCHREI IN KOLUMBIEN

Das Friedensabkommen von 2016 sollte den 
über sechzig Jahre andauernden bewaffneten 

Konflikt nicht nur beenden, sondern auch 
dessen Ursachen wie die ungleiche Verteilung 
von Land beseitigen. Kolumbien zählt zu den 
Ländern mit der größten Ungleichheit der Ein-
kommensverteilung. Nach fünf Jahren ist das 
Friedensabkommen aber nur zu 30 % umge-
setzt, die so wichtige integrale Landreform ist 
überhaupt nur zu 4 % umgesetzt.

Mitten in einer sozioökonomischen Krise, die 
durch die Covid-Pandemie noch verstärkt 
wurde, beschloss die kolumbianische Re-
gierung eine Steuerreform, die die Staats- 
kassen füllen sollte, die aber in erster Linie die 
Armen und den Mittelstand getroffen hätte. 
Auch für das ohnehin schon marode Gesund-
heitssystem lag eine Sparreform vor. Diese 
Reformvorschläge trugen wesentlich dazu bei, 
dass am 28. April 2021 ein nationaler Streik  
ausgerufen wurde, der monatelang andauerte  
und an dem fast alle Städte und Dörfer be- 
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teiligt waren. Die Polizei, besonders die 
Spezialeinheit ESMAD, Paramilitärs und be-
waffnete Zivilpersonen gingen mit äußerster 
Brutalität gegen die Demonstrierenden vor, 
was Dutzende Tote und Hunderte Verletzte,  
willkürliche Festnahmen, Folter und das 
Wiederaufleben des städtischen Paramilita-
rismus zur Folge hatte. Bemerkenswert ist, 
dass in Kolumbien die Polizei dem Verteidi-
gungsministerium untersteht. Eine Reform 
des Polizeiapparates, die Entkoppelung vom 
Verteidigungsministerium sowie die Auflösung 
der ESMAD, die 1999 speziell zur Aufstands-
bekämpfung eingerichtet worden war und  
der schwere Gewaltverbrechen vorgeworfen  
werden, sind seit langem Forderungen von  
Menschenrechtsorganisationen. Bemerkenswert  
ist zudem, dass die kolumbianische Regierung 
bei den Militärausgaben nicht spart. Trotz der 
Covid-Pandemie lag Kolumbien nach Brasilien 
2020 an zweiter Stelle in Lateinamerika.

DAS PROJEKT „INTERNATIONALE  
FRIEDENSPRÄSENZ ZUM SCHUTZ VON  
LOKALEN LAND- UND UMWELTINITIATIVEN“ 
IM NORDWESTEN ANTIOQUIAS

Der Versöhnungsbund Österreich unterstützt 
bereits seit 2006 kolumbianische Gemeinden  
und Menschenrechtsverteidiger:innen. In 
Zusammenarbeit mit FOR (Fellowship of  
Reconciliation) Peace Presence entsandten 
wir im Zeitraum von 2009 – 2016 vier öster- 
reichische Mitarbeiter:innen nach Kolumbien.

Die Entscheidung für die Projektregion im 
Nordwesten Antioquias erfolgte nach einer  
Studienreise im Sommer 2019 und einer sorg-
fältigen Analyse der Einsatzmöglichkeiten. 
Da von vornherein feststand, dass nur eine 
Friedensfachkraft entsendet werden kann, 
entschieden wir uns, den Wirkungskreis der 
Fachkraft auf eine begrenzte Region und drei 
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Gemeinden zu beschränken. Die Entscheidung 
fiel auf den Nordwesten Antioquias, da wir 
dort bereits die meisten Erfahrungen gesam-
melt hatten und Antioquia zu den am meisten 
vom Konflikt betroffenen Departamentos 
(Verwaltungseinheiten) zählt.

UNSER PROJEKTPARTNER

Fellowship of Reconciliation Peace Presence 
(FORPP) wurde 2002 in Kolumbien gegründet,  
als Reaktion auf eine Anfrage der Friedens-
gemeinde von San José de Apartadó nach 
internationalen Schutzbegleiter:innen. Von 
2002 – 2018 war FORPP mit einem zwei- bis 
dreiköpfigen internationalen Team ständig in 
der Friedensgemeinde San José de Apartadó 
präsent, das durch ein Büro in Bogotá unter-
stützt wurde. Im Jahr 2019 änderte FOR Peace 
Presence die Strategie und nahm nationale 
Menschenrechtsverteidiger:innen in das Team 

auf. Außerdem begann FOR Peace Presence, 
seine Arbeit stärker auf die Überschneidung von  
Umwelt und Menschenrechten zu konzentrieren.

DIE PROJEKTREGION IM NORDWESTEN 
ANTIOQUIA

Die Projektregion reicht von Turbo im Norden 
bis Frontino im Süden und umfasst die Bezirke 
Turbo, Apartadó, Carepa, Mutatá, Dabeiba und  
Frontino. Die Bevölkerung der kleinbäuerlichen  
Gemeinden setzt sich aus Indigenen, Afro- 
Kolumbianer:innen und Mestizen zusammen.

Wegen der Fruchtbarkeit des Bodens, der 
großen Wasservorräte und den zahlreichen 
Bodenschätzen wie Kohle, Gold, Öl oder Kol-
tan wird dieser Korridor als die „beste Ecke“ 
Kolumbiens bezeichnet. Durch die Region führen  
wichtige Routen für den Schmuggel von Waffen  
und Drogen, weshalb sie auch besonders stark 



vom bewaffneten Konflikt betroffen war und 
ist. Beinahe alle Einwohner:innen wurden  
vertrieben. In manchen Gemeinden fordern 
Vertriebene 90 % des Landes zurück, das nun 
im Besitz von Großgrundbesitzern oder Ver-
triebenen aus anderen Regionen ist. Das hat 
zur Folge, dass ein großer Teil des Nordwesten 
Antioquias mit Landrückgabe- und Landum-
verteilungsprozessen überzogen ist, die von 
unklaren Besitzverhältnissen, Korruption, 
Gewalt und Vertreibungen geprägt sind.

Dazu kommen die Begehrlichkeiten nationaler 
und internationaler Konzerne, die auf den Ab-
bau von Rohstoffen, vor allem Kohle und Gold, 
drängen und damit den Konflikt verschärfen. 
Denn auch die illegalen bewaffneten Gruppen  
kämpfen um die Kontrolle des Landes, um 
vom erwarteten Rohstoffabbau ebenfalls  
profitieren zu können.

Konkret werden drei Gemeinden (La Blanquita  
Murrí, San José de León, die Friedensgemeinde 
San José de Apartadó) dabei unterstützt, ihre  
Menschenrechts- und Umweltprojekte durch-
zuführen, ohne bedroht oder geschädigt zu  
werden. Zu den Maßnahmen zählen u.a. regel- 
mäßige Besuche in den Gemeinden und  
Initiativen für eine bessere Vernetzung unter- 
einander sowie mit nationalen und interna-
tionalen Stakeholdern, die Durchführung von 
Workshops, Advocacy bei staatlichen und 
zwischenstaatlichen Institutionen sowie bei 
Botschaften und die Dokumentation sowie 
die Beobachtung und Analyse von komplexen 
Landrechts- und Umweltprozessen.

LA BLANQUITA MURRÍ

Der Abbau eines heiß begehrten Rohstoffes, 
nämlich Kupfer, bedroht La Blanquita Murrí, 
gelegen auf einer Hochebene in der Nähe der 
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Stadt Frontino. In der sehr weitläufigen Ge-
meinde mit dem Hauptort La Blanquita leben 
rund 10.000 Menschen. Die Mehrzahl sind 
Angehörige der indigenen Embera Eyábida, 
aber auch Afro-Kolumbianer:innen und Klein-
bäuer:innen sind Teil der Gemeinde. Auch de-
mobilisierte FARC-Kämpfer:innen haben sich 
hier (wieder) niedergelassen. Etwas Ähnliches 
wie eine Straße führt zum Hauptort, viele 
wohnen dann noch einige Stunden Fußmarsch 
entfernt, die Wohnorte der Embera liegen 
sogar zwei Tage Fußmarsch entfernt.

Mit Hilfe des Programms „De la Guerra a la Paz“  
(Vom Krieg zum Frieden) wurde ein interethni- 
scher so genannter Rundtisch mit Vertreter:innen 
aller ansässigen Gruppen ins Leben gerufen. 
Auch die Misioneras de la Madre Laura (ein 
katholischer Orden), die in Blanquita eine 
Schule betreiben, sind am Rundtisch vertreten.

Die Situation in der Gemeinde ist desaströs. 
Bewaffnete Gruppen und das Fehlen staatlicher  
Institutionen jenseits des Militärs als schüt-
zende und unterstützende Akteure für die 
Bevölkerung setzen die Bewohner:innen 
der Region einer massiven Bewegungsein-
schränkung – einem Zustand der Besatzung 
– aus, der oft mit Hunger einhergeht. Weitere 
gravierende Sicherheitsrisiken und Unter-
drückungsmechanismen sind Landminen, die 
Rekrutierung von Minderjährigen und Jugend-
lichen, Bedrohungen und Ermordungen von 
lokalen Führungspersönlichkeiten, selektive 
Tötungen, Vertreibungen und eine massive 
Einschränkung der Autonomie der Gemeinden.

Die humanitäre Krise ist so bedrohlich, dass 
sich Ende August 2021 Vertreter:innen ver-
schiedener Kirchen und religiöser Institutionen 
sowie Vertreter:innen zivilgesellschaftlicher 
Organisationen veranlasst sahen, eine  
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Humanitäre Mission in die Region zu unter- 
nehmen, die von unserer Partnerorganisation 
FOR Peace Presence und von unserer Friedens- 
fachkraft begleitet wurde.

Falls eine Bergbaufirma in Zukunft die Lizenz 
zum Kupferabbau erhält, werden sich die 
Bewohner:innen zudem mit einer gigantischen 
Umweltverschmutzung herumschlagen müssen.  
Für die bedrohten Embera Eyábida kann diese 
Entwicklung das Ende ihrer traditionellen  
Lebensweise und Kultur bedeuten, wenn  
nicht überhaupt ihr Ende.

SAN JOSÉ DE LEÓN

Relativ nahe der Friedensgemeinde kauften 
über 100 demobilisierte FARC-Kämpfer:innen  
mit dem Geld, das sie vom Staat gemäß dem 
Friedensvertrag erhielten, ein Stück Land, um  
gemeinschaftlich ein neues, ziviles Leben zu  

beginnen. Die Zusammenarbeit mit den ange- 
stammten Dorfbewohner:innen, die rund eine 
Stunde entfernt auf einem Hügel wohnen, 
funktioniert recht gut. Gemeinschaftliche 
Projekte wie Fischzucht und nachhaltige 
Holzwirtschaft wurden aufgebaut, ein nach-
haltiges Tourismusprojekt steht auf der  
Wunschliste der Gemeinschaft.

Doch die paramilitärischen Ambitionen in der 
Region zur Übernahme der sozialen Kontrolle 
setzen diesem Vorzeigeprojekt der Reintegration  
hart zu. Das Programm „De la Guerra a la Paz“  
der lutheranischen Kirche Kolumbiens unter- 
stützt San José de León und versucht, die para- 
militärische Vereinnahmung hintanzuhalten.

San José de León ist nicht nur von der direkten 
paramilitärischen Gewalt bedroht, sondern 
auch von der Gewalt des neoliberalen extrak- 
tivistischen Wirtschaftsmodells. Die nahe 
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gelegene Gebirgskette Serranía de Abibe birgt 
ein riesiges Kohlevorkommen, das in Zukunft 
im Tagebau geplündert werden könnte. Die 
daraus folgende Verschmutzung von Wald, 
Boden, Luft und Wasser könnte das Leben in 
der Region unmöglich machen.

DIE FRIEDENSGEMEINDE  
SAN JOSÉ DE APARTADÓ

Mitte der 1990er-Jahre, am Höhepunkt paramili- 
tärischer und militärischer Gewalt in der Region  
Urabá, suchten vertriebene kleinbäuerliche 
Familien nach Wegen, um auf ihr Land zurück- 
zukehren und der Spirale der Gewalt zu entkom- 
men. Mit Unterstützung des Bischofs der Diözese  
Apartadó und des Jesuitenpaters Javier Giraldo  
gründeten sie im März 1997 die Friedensgemeinde 
als unabhängige und unbewaffnete Gemein-
schaft. Basierend auf den Grundlagen der ak-
tiven Gewaltfreiheit entwickelte die Gemeinde 

Prinzipien der Nicht-Teilnahme am Krieg und 
für ein gemeinschaftliches Zusammenleben.
In einer hoch militarisierten Zone und einer 
hohen paramilitärischen Kontrolle setzt die 
Gemeinde neue Maßstäbe dafür, was „Sicher-
heit“ auf lokaler Ebene bedeutet und leistet in 
herausragender Weise Widerstand gegen die 
Logik des Krieges und die Vertreibung ihrer 
Mitglieder durch bewaffnete Gruppen. Natio-
nale und internationale Unternehmen sind an 
Bodenschätzen wie Öl, Kohle oder Quarzsand 
interessiert, die Ländereien der Friedensge- 
meinde sind in dieser Hinsicht sehr wertvoll.

RECHT UND GERECHTIGKEIT KLAFFEN IN 
KOLUMBIEN OFT AUSEINANDER

Ein im Opfergesetz von 2011 festgelegter 
Landrückgabeprozess soll dazu dienen, 
Vertriebenen ihr Land zurückzuerstatten, 
sie zu entschädigen und den entstandenen 
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Schaden zu reparieren. Im Verwaltungsgebiet 
von San José de Apartadó werden über 90 % 
des Gebietes von verschiedenen mutmaßlich 
vertriebenen Familien beansprucht. So befin-
den sich auch gemeinschaftliche Ländereien 
der Friedensgemeinde in juridischen Land-
prozessen, um Besitzansprüche zu klären und 
ordnungsgemäß zu registrieren. Eine davon ist 
die Finca Roncona. Sie wird von der Gemeinde 
seit 23 Jahren bestellt und gepflegt. Für Klein- 
bäuer:innen bedeutet Land Leben. Mit der 
Besitzklärung will die Friedensgemeinde nicht 
„Eigentum“ gewinnen, sondern den Lebens- 
raum der Region den Interessen der Agro- und  
Bergbauindustrie entziehen. Denn wie so oft 
in Kolumbien ist zu befürchten, dass verbrieftes 
Recht und Gerechtigkeit weit auseinander- 
klaffen. Ist das Land einmal vermessen und auf  
private Eigentümer:innen registriert, gibt es 
angesichts der großen Armut, den organisierten 
illegalen bewaffneten Gruppen und einer immens 

hohen Korruption viele Wege, wie dieses auf 
Großinvestoren übergehen und der Ausbeutung 
zum Opfer fallen kann. Der Anwalt einer  
Familie, welche die Finca La Roncona bean-
sprucht, José Augusto Rendón García, wurde 
2021 zum Ombudsmann (Defensor del Pueblo) 
von Urabá ernannt. Die Friedensgemeinde 
bezweifelt zurecht seine Unparteilichkeit.

Der Verfassungsgerichtshof, der noch in den 
Jahren 2013 und 2017 die Regierung mit Auf- 
lagen in Bezug auf die Friedensgemeinden 
belegte, hat nun ein tatsächlich hanebüchenes 
Urteil gegen die Gemeinde gefällt. Das ist ein 
schwerer Schlag für deren Mitglieder sowie 
auch für alle Unterstützer:innen. Der kolumbi-
anische Verfassungsgerichtshof bestätigte ein 
Gerichtsurteil, das die Friedensgemeinde dazu 
aufruft, nur dann die XVII. Brigade als Täterin 
zu nennen, wenn es ein konkretes Gerichts-
urteil gibt. Die XVII. Brigade hatte geklagt, weil  
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die Friedensgemeinde in ihren regelmäßig er-
scheinenden Kommuniqués „ihren guten Ruf“  
schädige. Wohlgemerkt den „guten Ruf“ jener  
Brigade, die 2005 gemeinsam mit Paramilitärs  
für das Massaker an acht Mitgliedern der Gemein- 
de, darunter drei Kinder, verantwortlich war. Das  
ist ein gefährlicher Präzedenzfall, der es sehr 
schwierig machen wird, Verbrechen von Militär- 
angehörigen vor Gericht zu bringen. Denn es 
sind fast immer Menschenrechtsverteidiger:innen,  
die durch das Festhalten an der Wahrheit über  
das tatsächlich Geschehene öffentlichen Druck  
aufbauen und die langsamen Mühlen der Justiz  
ins Rollen bringen. Mit diesem Urteil wird sich  
an der grassierenden Straflosigkeit für Menschen- 
rechtsverbrechen wohl kaum etwas ändern.

Zudem führen einflussreiche Personen Privat-
feldzüge gegen die Friedensgemeinde, zum 
Beispiel mit der Social-Media-Kampagne „No 
más Comunidad de Paz“ (Keine Friedens-

gemeinde mehr). Solche Hetzkampagnen 
versuchen, die vom andauernden bewaffneten 
Konflikt bereits geschwächte Zivilgesellschaft 
weiter zu spalten, beziehungsweise umliegende 
Kleinbäuerinnen und Kleinbauern gegen die 
Friedensgemeinde aufzuhetzen.

Dass die Friedensgemeinde trotz all dieser 
Anfeindungen an ihrem Widerstand festhält, 
ist wohl auf ihre tiefe Verwurzelung in ihren 
gewaltfreien Prinzipen zurückzuführen. Ihre 
Mitglieder bringen große Opfer indem sie zum  
Beispiel kein Geld vom Staat annehmen. Sie 
gewinnen dafür ein Mehr an Freiheit und Selbst- 
bestimmung. Dass dieser Weg möglich ist, 
dazu trägt die internationale Begleitung bei.

UNSERE FRIEDENSFACHKRAFT

Nachdem der Zivile Friedensdienst in Öster-
reich noch nicht institutionalisiert ist, fehlt es 
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an projektfinanzierten Ausbildungsmöglich-
keiten im Vorfeld des Einsatzes. Deshalb war 
es umso wichtiger, für das Pilotprojekt eine 
Person zu finden, die über ausgezeichnete 
Vorkenntnisse verfügt. Mit Michaela Söllinger 
konnten wir eine Fachkraft entsenden, die 
bereits über vier Jahre Erfahrung in der 
Begleitarbeit in Kolumbien verfügt und über 
die notwendige theoretische Ausbildung in 
Friedensaufbau und Gewaltfreiheit verfügt.

BILANZ NACH EINEM JAHR EINSATZ

Die prekäre Sicherheitssituation, in der sich 
die Gemeinden in der Projektregion befinden, 
beeinflusste auch die Arbeit unserer Friedens-
fachkraft, die auf die vielfachen Bedrohungen  
mit vermehrter Präsenz und Begleitung rea- 
gierte. Darüber hinaus unterstützte sie die 
Gemeinden bei Verhandlungen mit staatlichen 
Stellen, organisierte Treffen mit nationalen 

und internationalen Organisationen (Botschaft 
der EU, UNO-Missionen) und Botschaften, 
organisierte Workshops, begleitete Besuche 
und verfasste Berichte.

Die regelmäßigen Besuche der Gemeinden 
und die Schutzbegleitungen stärken ihre 
Sicherheit und unterstützen sie bei der Fort-
setzung ihrer Projekte, die eine Verbesserung 
ihrer Lebenssituation zum Ziel haben. In einer 
Situation der Kontrollübernahme des Terrors 
durch illegale bewaffnete Gruppen ist auch die 
Wahrnehmung des Nicht-Alleine-Gelassen- 
Werdens äußerst wichtig für die zum Großteil 
traumatisierten Menschen.

SCHLUSSBEMERKUNG

Mit der Darstellung des Pilotprojektes soll das  
Konzept des zivilen Friedensdienstes greif-
barer gemacht werden. Das Pilotprojekt stellt 
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aber nur eine von vielen Einsatzmöglichkeiten, 
Schwerpunkten, Strategien und Methoden, 
die im Rahmen des zivilen Friedensdienstes 
möglich sind, dar. Finanziert wird der Einsatz  
von Michaela Söllinger zu zwei Drittel von  
Horizont 3000 (im Rahmen der Personalein- 
sätze) und zu einem Drittel vom Versöhnungs-
bund. Was dem Pilotprojekt fehlt, ist die finan-
zielle Unterstützung für die Einrichtung einer 
lokalen Friedensstruktur. Auf organisatorischer 
Ebene bemüht sich Michaela Söllinger zwar 
um die Einrichtung einer solchen, für die Nach- 
haltigkeit wäre aber eine Anschubfinanzierung 
für die Projektdauer nötig. Außerdem wird es  
in verschiedenen Projekten des zivilen Friedens- 
dienstes, wie auch im beschriebenen Pilot- 
projekt, wünschenswert sein, zwei oder  
mehrere Fachkräfte zu entsenden.

Irmgard Ehrenberger
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DAS BÖSE AUF DEM VORMARSCH?

Wir erleben eine geopolitische Situation, in der  
die militärische Sicherheit in und um Europa  
wieder als sehr bedroht gilt. Stichworte: 
Ukraine-Krise, Iran-Atomverhandlungen,  
Konfrontation der Großmächte. Zu den realen 
Spannungen kommt ein uniformer Diskurs  
einseitiger Schuldzuweisungen an die „Mächte 
des Bösen“, Russland, China, Iran und eine  
Glorifizierung der USA als demokratische 
Macht, obwohl die USA zweifelsohne ebenfalls 
stark an der Eskalation dieser Konflikte Anteil 
haben. Die Konfliktdynamik dieser Krisenherde  
begünstigt den politischen Realismus. Finnland  
und Schweden überlegen bereits, ihre Neutrali- 
tät bzw. Blockfreiheit aufzugeben und Anschluss 
an die NATO zu suchen. Dabei hat die Corona- 
Dauerkrise uns eigentlich ein ganz anderes 

Verständnis von Sicherheit gelehrt, nämlich 
Sicherheit als menschliche Sicherheit: Gesund-
heitsversorgung, soziale Wohlfahrt, Arbeits- 
plätze, Versorgung mit lebenswichtigen Gütern  
(vgl. Wintersteiner 2020: Kap. #10 und #12). 
Wir alle erleben, wie elementar notwendig und  
zugleich wie gefährdet unsere Sicherheitsbe- 
dürfnisse sind. Doch diese Erkenntnis soll offen- 
bar durch militaristische Propaganda verdeckt  
werden: Man führt „Krieg“ gegen das Virus und  
erwartet einen endgültigen „Sieg“. Da passt es 
nur allzu gut, dass der damalige Co-Leiter von 
GECKO, der Task Force für das Pandemiema-
nagement in Österreich, ein hoher Militär war, 
der das Virus im Tarnanzug zu bekämpfen 
trachtete.

DIE LOGIK DES FRIEDENS

In so einer Situation ist es umso notwendiger,  
aber auch umso schwieriger, Sicherheit neu,  

FRIEDEN UND SICHERHEIT ODER 
GEWALT UND UNSICHERHEIT
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nämlich zivil und nicht militärisch, zu denken.  
Seit einigen Jahren wurde dazu in der Friedens- 
forschung die Opposition Friedenslogik versus 
Sicherheitslogik entwickelt (Birckenbach 2012 
und 2014).1 Das hat den friedenspolitischen  
Sicherheitsdiskurs sehr beflügelt und eine Reihe  
neuer Initiativen hervorgebracht, von denen 
wohl das Projekt „Sicherheit neu denken“ die 
wichtigste und wirkungsmächtigste ist (Becker/ 
Maaß/Schneider-Harpprecht 2019). Der Diskurs 
der Friedenslogik ist in der Sache nicht neu,  
im Kern wurde die Argumentation bereits im 
Kalten Krieg als Ablehnung der „Logik und 
Praxis der Abschreckung“ mit Atomwaffen 
entwickelt (vgl. Birckenbach 2014: 3). Neu 
ist hingegen die Systematisierung der Argu-
mente, die bisherige Errungenschaften wie 
das UN-Konzept der „Gemeinsamen Sicher-
heit“ ebenso wie die Erfahrungen der Zivilen 
Konfliktbearbeitung aufgreift (vgl. ebenda, 4). 
So erhellend das Konzept auch theoretisch ist 

und so sehr es die friedenspolitische Debatte 
vorangetrieben und befruchtet hat, scheint 
mir doch die binäre Gegenüberstellung Frie-
denslogik versus Sicherheitslogik problema-
tisch. Denn damit wird das, was man über-
winden möchte – die Opposition Frieden und 
Sicherheit – zunächst einmal festgeschrieben. 
Es wird damit (gegen die eigenen Intentionen) 
die Annahme akzeptiert, dass Sicherheit nicht  
im Friedensparadigma angesiedelt ist. Eine 
Gegenüberstellung Friedenslogik versus Gewalt- 
logik wäre m.E. wohl angemessener, wie sie ja 
auch in der oben erwähnten „Logik und Praxis 
der Abschreckung“ zum Ausdruck kommt. 
Damit würde man in der Lage sein, die Argu-
mentation der so genannten Sicherheitslogik 
direkter zu dekonstruieren und nachzuweisen, 
dass sie keine Sicherheit bringen kann – dass 
sie also gerade den Zweck, der angeblich 
auch die (militärischen) Mittel heiligt, gar nicht 
erfüllen kann. Der Sicherheitsdiskurs muss 

1 Vgl. dazu auch die Themenhefte der Zeitschriften S+F 3/2020 (Friedenslogik – Idee, Praxis, Kritik), 
S+F 4/2020 (Sicherheit und Frieden heute) sowie Die Friedens-Warte 3-4/2019 (Mythen der etablierten  
Sicherheitspolitik) und Die Friedens-Warte 3-4/2021 (Mythen der etablierten Sicherheitspolitik II).
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nämlich vollständig in den Friedensdiskurs  
integriert werden, wenn das Ziel der „frie- 
denslogischen Sicherheit“ (Jaberg 2020: 181)  
erreicht werden soll.

Aufbauend auf dem Diskurs der Friedenslogik 
hat die Initiative „Sicherheit neu denken“ 
das Konzept einer zivilen Sicherheitspolitik 
bis 2040 vorgelegt, das auf den fünf Säulen 
Gerechte Außenbeziehungen, Nachhaltige 
EU-Nachbarschaft, Internationale Sicherheits- 
architektur, Resiliente Demokratie und Konver-
sion der Bundeswehr beruht. Zivile Sicher- 
heit zu stärken, ist tatsächlich sehr wichtig. 
Aber die Entwicklung einer friedenslogischen 
Sicherheitsarchitektur in der Zukunft genügt 
nicht. Wie Wilfried Graf sehr richtig feststellt, 
wird „eine kritische Ideenpolitik gegenüber 
der dominanten Sicherheitslogik […] nicht aus- 
reichen, um die Hegemonie der Sicherheits- 
logik in der politischen Theorie und Praxis  

zurückzudrängen“ (Graf 2020: 158). Denn der 
friedenslogische Diskurs muss sich gerade in 
den heutigen Debatten und Streitfragen um die  
europäische Sicherheit gegen die scheinbar so 
plausiblen Argumente des politischen Realismus  
behaupten. Dazu ein paar Denkanstöße.

VEGETARIER UND FLEISCHFRESSER

In der Europäischen Union zeichnen sich zwei 
Linien der militärischen Sicherheitspolitik ab: 
Jene, die eine noch engere Anbindung an die  
NATO fordern, weil sie sich vor allem von Russ- 
land bedroht fühlen und ihre einzige Chance 
im amerikanischen „atomaren Schutzschild“ 
für Europa sehen. Das sind vor allem die ost- 
europäischen Staaten, die direkt an Russland 
grenzen. Auf der anderen Seite jene Staaten, 
für die Frankreich Wortführer ist, die zwar auch 
mit dem Schutzschild der USA rechnen, die sich  
aber mehr durch Terrorismus, Massenmigration 
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und geopolitische Veränderungen im Süden 
herausgefordert fühlen und daher mehr auf 
eine europäische Verteidigungsgemeinschaft 
setzen (vgl. Kunz 2020). In einem sind sich 
aber die beiden „Fraktionen“ einig. Es muss 
mehr aufgerüstet werden! Schon seit einigen 
Jahren plädieren Politiker:innen verschiedener 
Länder und Couleurs für ein Europa, das bereit 
ist, sich politisch und militärisch weltweit zu 
„engagieren“. 2018 brachte es der damalige 
deutsche Außenminister Sigmar Gabriel auf 
der Münchner Sicherheitskonferenz so auf den 
Punkt: „Als einziger Vegetarier werden wir 
es in der Welt der Fleischfresser verdammt 
schwer haben.“ EU-Kommissionspräsident 
Jean-Claude Juncker ergänzte: „Wir waren 
lange Zeit nicht weltpolitikfähig. Die Um-
stände bringen es mit sich, dass wir uns um 
Weltpolitikfähigkeit bemühen müssen.“  
(Der Spiegel 2018).

Seither wird dieses Argument pausenlos  
variiert und wiederholt: Jetzt, wo „der Westen“ 
nicht mehr alleiniger Herrscher der Welt ist, 
sei auch kein Platz mehr für pazifistische Ge- 
dankenspiele und eine ethische Orientierung 
in der Außenpolitik. Jetzt sei Schluss mit lustig,  
jetzt zähle nur mehr das Argument der Bomber, 
Panzer und Raketen. So hat, sehr „passend“ zum  
christlichen Motto „Frieden auf Erden“, der 
Chefredaktor der Neuen Zürcher Zeitung am 
24. Dezember 2021 eine scharfe Kritik an der  
neuen deutschen Außenministerin veröffent-
licht. Unter dem Titel „Annalena Baerbock will 
Deutschland auf einen gefährlichen Irrweg 
führen“ schreibt er: „Der grüne Idealismus in 
der Aussenpolitik passt nicht zur instabilen 
Welt von heute. Russland rüstet zum Krieg, 
China strebt nach Hegemonie. Baerbock aber 
will die Menschenrechte fördern. Wann lernt 
die Ampelkoalition Realpolitik?“ (Gujer 2021) 
Man sollte diesen „letzten Mohikanern […] 
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der liberalen Weltordnung“ (ebenda) nicht 
länger folgen und „statt Plädoyers für Men-
schenrechte Realpolitik mit Waffen“ (Krause 
2021) machen. Schuld an der Misere sei eine 
Ideologie der (vor allem bundesdeutschen) 
politischen Klasse, „die pazifistische und durch- 
aus anthroposophische Züge trägt. Sie geht in 
wesentlichen Teilen auf das Gedankengut der 
kritischen Friedensforschung deutscher Pro- 
venienz zurück und bedient das Harmonie- 
bedürfnis vieler Deutscher“, wie der Direktor  
des Instituts für Sicherheitspolitik an der Uni-
versität Kiel schreibt (Krause 2021). „Was sie 
zur Ideologie werden lässt, ist die fehlende 
Bereitschaft, anzuerkennen, dass es feindlich 
gesinnte Staaten gibt. Diese wollen den Kon- 
flikt, betrachten unsere Friedenspolitik als  
Zeichen der Schwäche und verstehen wirt- 
schaftliche Verflechtung als Instrument der 
außenpolitischen Erpressung“ (Krause 2021).

Zweifelsohne haben diese Stimmen Recht, 
wenn sie auf die veränderte Weltlage hin-
weisen. Das heißt aber nicht, dass man auch 
ihren Schlussfolgerungen zustimmen müsste. 
Stattdessen können wir den Schluss ziehen, 
dass sich friedenspolitische Prinzipien gerade 
in den Konflikten der Gegenwart bewähren 
müssen, nicht bloß in einer in die Zukunft 
projizierten idealen Situation, wo bereits alle 
Paradigmen verändert sind.

GEMEINSAME SICHERHEIT

Die Schwäche Europas liegt allerdings nicht so 
sehr in der mangelnden militärischen Stärke, 
sondern in der mangelnden Einigkeit. Europa  
hat der Politik der Aufschaukelung der Kon- 
flikte (siehe die gesamte Geschichte der 
Ukraine-Krise) vor allem durch die USA (auch 
wegen seiner mangelnden Einigkeit) nie eine 
Politik der Deeskalation und konstruktiven 
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Konfliktbearbeitung entgegensetzen können. 
Auch jetzt ist es erstaunlich, wie wenig auf das 
Repertoire an positiven Erfahrungen aus dem 
Kalten Krieg zurückgegriffen wird, nämlich die 
Idee der kollektiven Sicherheit, der Neutralität 
statt einer Konfrontation der Blöcke sowie der 
Nutzung der dafür geschaffenen Instrumente 
wie der OSZE oder auch des NATO-Russland- 
Rates.

Wenn Putin Sicherheitsgarantien verlangt und  
dieses Verlangen gleichzeitig durch seine Droh- 
gebärden selbst diskreditiert, reagiert der 
Westen darauf immer mit dem Argument, 
dass dieses Sicherheitsbedürfnis nur ein Vor-
wand sei, während Russland in Wirklichkeit 
eine Aggression vorbereite. Daher müsse 
man spiegelgleich aufrüsten, Militärmanöver 
abhalten und einen Verteidigungskrieg vorbe-
reiten. Das ist aber nichts anderes als Konflikt- 
eskalation – eine bereits vielfach gescheiterte 

Strategie. Warum überlegt man nicht ernst-
haft, wie das russische Sicherheitsbedürfnis, 
das real und legitim ist, befriedigt werden 
kann? Könnte man auf dieser Basis nicht auch 
viel glaubwürdiger russisches Aggressions- 
verhalten kritisieren? Warum bringt man nicht 
die Möglichkeit einer Neutralisierung der 
Ukraine als Alternative zur permanenten  
Teilung des Landes ins Spiel, wie es der Kon- 
fliktforscher Heinz Gärtner (2021) schon seit 
Jahr und Tag fordert? Und warum versucht 
man nicht, eine diplomatische Initiative mit 
zivilgesellschaftlichen Initiativen zu kombi- 
nieren? Als Geste der Entspannung und ver- 
trauensbildende Maßnahme könnte man doch 
10.000 russische Studierende einladen, an  
europäischen Universitäten mit einem Stipen-
dium zu studieren. Oder man könnte russische 
Gymnasien in Europa aufbauen, womit die 
vernachlässigte russische Sprache und Kultur  
wieder an Bedeutung zunehmen würden, und  
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zugleich vorschlagen, dass in Russland spanische,  
italienische, deutsche, französische oder auch  
polnische Gymnasien eingerichtet werden.  
Man könnte die Erfahrungen des Deutsch-Fran- 
zösischen Jugendwerks auf die Beziehungen 
EU-Russland anwenden. Natürlich wäre es 
naiv, die russische Politik auf eine trotzige 
Antwort auf das Gefühl der Bedrohung durch 
die NATO zu reduzieren. Aber ebenso falsch 
wäre es, die eigenen westlichen Anteile an 
der Eskalation der russisch-amerikanischen 
und russisch-europäischen Beziehungen zu 
ignorieren. Jedenfalls würde eine europäische 
„Friedens-Offensive“, ohne deswegen die 
Kritik an Menschenrechtsverletzungen und an 
der russischen Expansionspolitik zurückzu-
nehmen, die EU wieder als Player zurück-
bringen. Und sie würde es Putin nicht länger 
erlauben, sich als Märtyrer des Westens zu 
stilisieren, und würde ihn daher auch innen-
politisch in Bedrängnis bringen. Sie würde 

aber, voll umgesetzt, auch manch westliches 
Vorurteil ausräumen. Das wäre eine praktische 
Anwendung eines der Grundprinzipien der 
Initiative „Sicherheit neu denken“:  
„Nachhaltige zivile Sicherheitspolitik beruht auf  
einer Friedensethik, in der sich die Gedanken 
und Handlungen nicht nur auf die eigenen 
nationalen Interessen beziehen, sondern 
zugleich reflektieren, welche Folgen diese 
für die Menschen in anderen Ländern haben. 
Sicherheit besteht in dieser Perspektive (nur) 
als gemeinsame Sicherheit aller Beteiligten.“ 
(Becker et al. 2019: 13)

Werner Wintersteiner
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Frieden ist möglich – aber sicher. Das war  
das Motto der Tagung des internationalen 
Versöhnungsbundes im November 2021 in 
Linz. Eine zentrale Frage der Veranstaltung 
war: Wie viel, aber auch welche Sicherheit 
braucht Frieden eigentlich? Sind die be- 
stehenden Sicherheitskonzepte, die auf  
(weitere) Militarisierung der verschiedenen 
Lebensbereiche setzen – und absurderweise, 
wie auch in Österreich im Moment zu sehen  
ist bei z. B. gesundheitspolitischen Aufgaben 
 (Bearbeitung der COVID-19 Pandemie) – 
wirklich die adäquate Antwort auf die kom-
plex-verflochtenen friedensgefährdenden 
Herausforderungen der Gegenwart?

WELCHE FRIEDENSGEFÄHRDENDEN  
HERAUSFORDERUNGEN DER GEGENWART 
SIND ZU ERKENNEN?

Die friedenspolitische Kampagne „Heimatland 
Erde | Terre Patrie“ des ASPR (2021) ist inspiriert 
vom gleichnamigen Buch des französischen 
Soziologen und Philosophen Edgar Morin und 
wurde im Zuge der Veranstaltung vorgestellt. 
Dabei wird von einer multiplen Krise, einer 
Polykrise, in der sich die Erde gerade befindet, 
gesprochen. Kurz zusammengefasst werden 
folgende Dimensionen dieser Krise identifiziert:

ǞǞ 	Extrem ungleiche Verteilung der Ressourcen,  
die zu Armut, Krankheit und vermeidbarem 
Tod im globalen Süden führen. 

ǞǞ 	Innergesellschaftliche Gewalt, von der 
Frauen meist besonders betroffen sind. 

ǞǞ 	Verlust des innergesellschaftlichen Zusam-
menhaltes auch in Ländern mit längerer 
demokratisch geprägter Vergangenheit. 

FRIEDEN IST MÖGLICH –  
ABER SICHER!
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ǞǞ 	Steigende Anzahl an kaum zu bearbeiten-
den gewalttätigen Konflikten, Krieg und 
Terrorismus. 

ǞǞ 	Fluchtbewegungen in einem bisher nicht 
dagewesenen Ausmaß. 

ǞǞ 	Ökologische Krise, allen voran der Klima- 
wandel und seine Auswirkungen, aber auch 
Artensterben.

Schon auf den ersten Blick sind die außerge- 
wöhnlichen Dimensionen der Krise und die 
komplexen Zusammenhänge zwischen den 
verschiedenen Krisen erkennbar. Wie oft sind 
doch z. B. die aufgrund von Klimaveränderung 
knapper werdenden Ressourcen für Konflikte 
oder Fluchtbewegungen verantwortlich.

 
 

LASSEN SICH DIESE HERAUSFORDERUNGEN 
MIT EINER EINDIMENSIONALEN SICHERHEITS- 
LOGIK ERFOLGVERSPRECHEND BEARBEITEN?

In Bezug auf die oben zusammengefassten 
Krisen stellt sich nun die Frage von welcher 
Sicherheit wir reden. Reden wir dabei von der 
Sicherheit, die uns in Österreich durch die vier 
Säulen der umfassenden Landesverteidigung 
(LV) garantiert ist? Die militärische LV, die uns 
vor Angriffen schützen soll? Die zivile LV, die 
unseren Schutz vor Naturkatastrophen garan-
tieren soll? Die wirtschaftliche LV, die uns die 
Versorgung mit Energie und Lebensmittel im 
Krisenfall gewährleisten soll? Die geistige LV, 
die Bewusstsein für diese Säulen schaffen soll 
und uns eventuell ein Grundverständnis der 
politischen Bildung und demokratischer Werte 
vermitteln soll?
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Es ist offensichtlich, dass diese Sicherheits- 
logik, die auf einem einfachen und ebenso  
veralteten Freund-Feindschema aufbaut, die 
als erstes auf Gewaltrhetorik und Gewaltan-
drohung setzt, nicht geeignet ist, die kom-
plexen, vielschichtigen Krisen zu bewältigen. 
Ein System, das selbst im höchsten Grad 
hierarchisch-patriarchal aufgebaut ist, bringt 
keinen Wandel hin zur Gleichberechtigung 
von Frauen und fördert weder innerstaatli-
chen Zusammenhalt noch Demokratie und 
internationale Kooperation. Im Gegenteil, es 
baut darauf auf, die „eigenen“ Reichtümer und 
Ressourcen zu verteidigen und nicht fair zu 
verteilen, um so gewalttätigen Konflikten und 
Kriegen entgegenzuwirken. Die wenigsten mil-
itärischen Eingreiftruppen haben zur positiven 
Bewältigung von kriegerischen Auseinander-
setzungen, Terror und Gewalt geführt. Flucht-
bewegungen mag die Sicherheitslogik mögli-
cherweise kurz aufhalten oder verlangsamen, 

aber sicher nicht stoppen. Zudem sind Militär 
und die anderen für die Sicherheit zustän-
digen Apparate für massiven CO2-Ausstoß 
beispielsweise durch die Waffenproduktion 
und Flugbewegungen verantwortlich.

Aber auch in Zeiten von Pandemien und/oder 
Naturkatastrophen sollten zivile Expert:innen 
und multi-professionelle Teams für die Sicher-
heit der Bürger:innen verantwortlich sein und 
nicht militärische Würdenträger (hier absicht-
lich keine :innen). Der Gedanke der globalen, 
kooperativen Bewältigung solcher Ereignisse 
gehört dabei statt des nationalen Ansatzes in 
das Zentrum.
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Quelle: www.sicherheitneudenken.de

Zivile
Sicherheitspolitik

KONVERSION DER 
BUNDESWEHR

ǞǞ Evaluierung  
militärischer  
und ziviler  
Verteidigung 

ǞǞ Transformation 
in internationale 
Polizei und THW 

ǞǞ Konversion der 
Rüstungs- 
industrie 

ǞǞ Abzug der  
Atomwaffen

GERECHTE  
AUSSEN- 

BEZIEHUNGEN

ǞǞ globale Soziale 
Marktwirtschaft 

ǞǞ Fairer Handel 

ǞǞ Klimaverträg- 
licher Lebensstil 

ǞǞ Stärkere Bei- 
träge in UN- 
Entwicklungs- /
Ernährungs-
Fonds

NACHHALTIGE EU- 
NACHBARSCHAFT

ǞǞ UN-Entwick- 
lungsplan mit  
Afrika u. dem 
Nahen Osten 

ǞǞ Friedens- &  
Sicherheits- 
architektur 

ǞǞ Wirtschafts- 
partnerschaft  
mit Russland / 
EAWU

INTERNATIONALE 
SICHERHEITS- 
ARCHITEKTUR

ǞǞ Gemeinsame 
Sicherheit durch 
Friedenslogik 

ǞǞ Aufbau euro- 
päischer Polizei 

ǞǞ Zivile Rolle  
innerhalb EU/
OSZE/NATO 

ǞǞ Demokratisie- 
rung der UNO

RESILIENTE 
DEMOKRATIE

ǞǞ Friedensbildung 

ǞǞ Meditations- 
zentren 

ǞǞ Zivile Konflikt-
prävention 

ǞǞ Zivile Friedens-
dienste 

ǞǞ Einüben von zivi-
lem Widerstand 

ǞǞ Resilienz gegen 
Terror
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WAS TUN? WELCHE STRATEGIEN UND  
ANSÄTZE KÖNNEN UNS AUS DEM  
DILEMMA FÜHREN?

Die deutsche Initiative „Sicherheit neu denken“  
entwickelte vielversprechende neue Ansätze 
einer Sicherheitspolitik, die zeitgemäße,  
strategische Antworten auf die Krisen der  
Gegenwart liefert (vgl. den Abschnitt zu  
„Sicherheit neu denken“ zum deutschen  
Szenario in dieser Publikation).

Doch ist dieser Ansatz zur Transformation der 
Sicherheitspolitik hin zur aktiven gewaltfreien 
Friedenspolitik in Österreich denkbar? Die 
Kernelemente in den verschiedenen Säulen 
der Darstellung scheinen auch für Österreich 
(und viele andere Staaten) große Relevanz 
zu haben, selbst wenn diese an historische, 
geografische und realpolitische Realitäten 
angepasst werden müssen.

Beispielhaft sei hier an dieser Stelle auf fol-
gende mögliche österreichspezifische strate-
gische Ansätze eingegangen:

ǞǞ 	Österreich als „Versuchslabor“ für fairen, 
nachhaltigen Handel und einem klima- 
verträglichen Lebensstil auf Basis einer in 
Österreich lange gewachsen Geschichte 
der sozialen Marktwirtschaft. 
Dabei sollte auf progressive Gesetzgebung, 
Bürger:innenbeteiligung und innovative 
Technologien mit dem entsprechenden 
Investment gesetzt werden. Wesentlich 
dabei sollten ein gutes Monitoring der Ent- 
wicklungen, unabhängige Evaluierungen 
der Ergebnisse sowie eine ausführliche 
Dokumentation der Prozesse sein, um eine 
Replikation von Erfolgen in anderen Ländern  
zu ermöglichen. Österreich scheint u.a. auf- 
grund seiner geringen geografischen Größe,  
seines Wohlstands, des bereits bestehenden  



72

Knowhows und der vorhandenen natürlichen 
Ressourcen wie Land, Wasser, Sonne und 
Wind für so ein „Pilotland“ in enger Koope- 
ration mit anderen Ländern prädestiniert. 

ǞǞ 	Österreich als Teil der EU mit einer stabilen,  
verlässlichen, aktiv-neutralen, menschen-
rechtsbasierten Außenpolitik, die auf seiner  
Funktion und Bedeutung als Brücke zwischen  
Konfliktparteien in den 1970er-Jahren aufbaut. 
Dies scheint im Lichte der gegenwärtig ver- 
schärften Rhetorik zwischen Ost und West 
auf der globalen Bühne als auch innerhalb 
der westlichen EU und östlichen EU-Länder 
von großer Wichtigkeit. Dabei kann Öster- 
reich auf eine lange, gut aufgearbeitete Rolle  
als Dialogbegleiter zurückgreifen und letzt- 
endlich auch den UN- und OSZE-Standort 
stärken. Österreich kann nach Schweizer Vor- 
bild auch seine Rolle in globalen und regio-
nalen Friedensarchitekturen ausbauen und 

sich auf den verschiedenen „Tracks“ der 
Diplomatie für Frieden und Gewaltfreiheit 
aktiv (z. B. durch Dialogmoderation, Schaf-
fung eines Zivilen Friedensdienstes (ZFD), 
Kapazitätenentwicklung für Konfliktparteien  
etc.) einsetzen. 

ǞǞ 	Österreich mit modernem, nicht-hierarchi- 
schen Bildungssystem, welches friedens- 
pädagogische Elemente wie z .B. gewalt-
freie Kommunikation oder Mediation in den  
Curricula verankert bzw. diese als wesent- 
liche Aspekte der Erwachsenenbildung 
forciert. 
Zudem werden der Gleichberechtigung der 
Geschlechter sowie den Menschenrechten 
zentrale Bedeutung zugemessen. Mitbeteil-
igung wird nicht nur unterrichtet, sondern 
wird von der Volksschule weg praktiziert. 
Dies führt zu einem neuen Demokratiever-
ständnis, an dem junge Leute aktiv teilnehmen.
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ǞǞ 	Österreich zieht sein Bundesheer aus allen 
zivilen Prozessen heraus. 
Ein technisches Hilfswerk bestehend aus 
zivilen Expert:innen aller relevanten Pro-
fessionen wird geschaffen. Feuerwehren 
werden gestärkt. Der Assistenzeinsatz 
an den Grenzen wird beendet, Grenzen 
werden durch Polizei unter Einbeziehung  
von lokalen und regionalen zivilgesell- 
schaftlichen Organisationen „verwaltet“.

FÜR UNS ALLE

Um der Polykrise entgegenzuwirken, scheint 
ein systematisches, „über den privaten und 
beruflichen Tellerrand zu blicken“, immens 
wichtig. Was immer wir tun, wir können es 
nicht tun, ohne auf den Klimawandel Rück-
sicht zu nehmen, wir können es nicht tun, 
ohne auf die Gleichstellung der Geschlechter 
zu achten, wir können es nicht tun, ohne auf 

die Mitbeteiligung der Bürger:innen zu setzen, 
wir können es nicht tun, ohne Gewaltfreiheit 
und Frieden ins Zentrum zu stellen. Diese 
Aufzählungen könnten noch ein gutes Stück 
fortgesetzt werden.

Im Gegensatz dazu lauert große Gefahr darin, 
dass die Konzentration auf das eigene Fach-
gebiet den Blick auf das übergeordnete große 
Ganze verstellt. Dazu bedarf es Werkzeuge, 
die uns systematisch Analysen der komplexen 
Realitäten erlauben und sich dabei durchaus 
über die „eigenen“ Komponenten hinaus-
bewegen, sonst landen wir, wie es Dietrich 
Dörner nennt, im Reparaturdienstverhalten. 
Dies kann, wie er weiter erläutert, dazu führen, 
dass man die „falschen“ Probleme löst, da 
man die Teilprobleme beziehungsweise deren 
Zusammenhang untereinander gar nicht kennt.

Harald Rettner
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ÜBERLEGUNGEN ZUR ANONYMEN  
VERTEIDIGUNG EUROPAS AUF SEE

AUSGANGSPUNKT

Die Ertrunkenen vor den europäischen Küsten 
flackern in unterschiedlicher Stärke diskursiv 
auf. Je nach migrationspolitischer Verortung, 
medialer Repräsentation und ideologischem 
Hintergrund werden diese Toten oder noch 
Reisende unterschiedlich wahrgenommen, 
inszeniert oder instrumentalisiert. Was jedoch 
zu konstatieren ist, umreißt angesichts der 
nackten Zahlen Giorgio Agamben: „Der  
moderne Ausnahmezustand ist (…) der  
Versuch, die Ausnahme in die Rechtsordnung 
selbst einzuschließen, und zwar durch die 
Schaffung einer Zone der Unbestimmtheit,  
in der Tatsache und Recht zusammenfallen.“

Die Zone der Unbestimmtheit ist eine der 
politischen Vorzüge von Seegrenzen. 2021 
sind im Zentralen Mittelmeer über 1.500 Men- 
schen ertrunken (Missing Migrants Project 
2022), mehr als 32.000 wurden von der so- 
genannten libyschen Küstenwache auf See 
abgefangen und in das Bürgerkriegsland ver-
schleppt (Sea Watch 2022). Auf dem Weg zu 
den Kanaren sanken letztes Jahr rund 4.000 
Menschen (Caminandofronteras 2021) auf den 
Grund des Atlantiks oder wurden verhungert 
oder verdurstet aufgefunden. Offensichtlich 
bei aller Tragik ist, dass es sich hier nicht um 
Unfälle handelt, sondern um die alltägliche 
Konsequenz eines europäischen Migrations- 
regimes, das die Grenzen der EU seit Jahren 
sukzessive externalisiert und Seenotrettung 
verweigert. Obwohl ohne Wasser kein Leben 
möglich ist, wird hier das Wasser zum Tod und 
unterscheidet so zwischen jenen, die draußen 
bleiben und denen, die reindürfen. 

DER BURGGRABEN UND  
DAS WASSER ALS WAFFE
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Das Wasser befüllt hier den Burggraben einer 
Festung, globale Gewaltverhältnisse materia- 
lisieren sich in Staatsbürger:innenschaften, der 
Legitimität von lebensrettenden Maßnahmen 
und einem perfiden Diskurs der Grenzsicherung.

WESSEN SICHERHEIT?

In der internationalen Seefahrt ist die SOLAS 
Konvention von zentraler Bedeutung. Sie regelt  
die safety of lives at sea, den Schutz des 
menschlichen Lebens auf See. Entstanden 
als Reaktion auf den Untergang der Titanic, 
werden darin unterschiedliche Standards für 
Schiffe und deren Ausrüstung angeführt.  
Die Berufsschifffahrt, aber auch Sportboote 
müssen diesen Anforderungen genügen, um 
die Meere der Welt befahren zu dürfen.

Keines jener überfüllten Boote, die an den 
nordafrikanischen Küsten in Richtung Europa 

ablegen, hat eine SOLAS Zertifizierung – im 
Gegenteil, oftmals werden den Menschen ge- 
fälschte Schwimmwesten verkauft, die nach 
wenigen Minuten im Wasser vollgesogen sind  
und keine Auftriebskraft mehr besitzen. Auf- 
grund fehlender Ausrüstung und Navigations- 
geräte, in Anbetracht des Fahrtgebiets, wegen  
technischer Mängel, heilloser Überladung und 
keinen oder nur wenig nautischen Kenntnissen 
sind diese Boote in der Regel allesamt see- 
untüchtig und werden früher oder später zum 
Seenotfall. Das heißt: Die Menschen an Bord 
sind in Lebensgefahr und müssen – ein Wort, 
das nicht überbetont werden kann: es handelt 
sich um ein Recht der einen wie eine Ver-
pflichtung der anderen gleichermaßen, nicht 
um eine Gefälligkeit oder einen Akt der Barm-
herzigkeit – in Sicherheit gebracht werden, 
konkret: an den nächstgelegenen sicheren Ort. 
In Anbetracht der Bürgerkriegszustände in 
Libyen und fehlender Rechte für Migrant:innen 
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in Tunesien oder Marokko muss das ein euro- 
päischer Hafen sein (Amnesty International 
2021 b). Dort können Menschen um Asyl, das 
heißt um Schutz vor Verfolgung ansuchen – 
auch das ist verbürgtes Recht und keine Geste 
der Nächstenliebe, die willkürlich gewährt 
werden kann oder nicht.

Diese zwei Aspekte beziehungsweise Rechte 
– Rettung aus Seenot und Möglichkeit eines 
Asylantrags – wurden in den letzten Jahren 
sukzessive ausgehöhlt, sodass sie gegenwärtig  
offenbar zur Disposition stehen, auch wenn 
das so nicht offen zugegeben wird. Der ehe-
malige Innenminister Deutschlands beteuert 
etwa, niemanden ertrinken zu lassen (taz 2019),  
und auch die griechische Regierung betont, 
dass das Recht auf Asyl gewahrt bleibe (Der 
Spiegel 2021). Dass Deutschland eine wesent- 
liche Rolle im restriktiven europäischen Migra- 
tionsregime spielt, beziehungsweise dass 

Griechenland seit Jahren eine illegale Push-
Back-Praxis brutalster Manier pflegt (Amnesty 
International 2021 a), bleibt dabei ausgeklam-
mert. Hier ist, zynisch gesprochen, Sebastian 
Kurz die Stange zu halten, der beinahe analy-
tisch und transparent postuliert: Es wird nicht 
ohne hässliche Bilder gehen (Mülherr 2016).

Damit ist eigentlich alles zum gegenwärtigen 
Sicherheitsdispositiv gesagt: Wenn Europa 
von Sicherung der Grenzen spricht, ist damit 
nicht gemeint, Menschen, die anklopfen, 
freundlich zu bitten, wieder zu gehen. Bert 
Brecht schreibt: „Es gibt viele Arten zu töten. 
Man kann einem ein Messer in den Bauch 
stechen, einem das Brot entziehen, einen von 
einer Krankheit nicht heilen, einen in eine 
schlechte Wohnung stecken, einen durch 
Arbeit zu Tode schinden, einen zum Suizid 
treiben, einen in den Krieg führen usw. Nur 
weniges davon ist in unserem Staat verboten.“
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Das kann abgewandelt werden. Grenzschutz, 
Migrationsmanagement, Sicherung bedeuten 
hier gewaltvolle Verteidigung und zwar in 
unterschiedlichen Facetten: Menschen können 
bei Temperaturen unter dem Nullpunkt daran 
gehindert werden, sich zu bewegen und dabei 
erfrieren (Die Zeit 2022), Menschen können 
mit Prügel davon abgehalten werden, einen  
sicheren Ort zu erreichen (Zick 2021), Men-
schen können auf See ausgesetzt und sich 
selbst überlassen werden (ARD 2020), auf 
Menschen kann geschossen werden (Sea 
Watch 2021). Das sind die hässlichen Bilder, 
ohne die es – natürlich! – nicht gehen wird.

In der Konsequenz ist jedes Grenzregime 
gewaltvoll. Und ohne hier über globale Bewe-
gungsfreiheit und den instinktiv hinterherge- 
schickten Einwand, es können doch nicht alle 
kommen, diskutieren zu wollen – sich gegen 
die gegenwärtigen Grenzregime zu stellen, 

scheint mir ein Beitrag zum Abbau von Ge- 
waltverhältnissen zu sein. Die zivile Seenot- 
rettung ist dabei ein prominentes, wenn auch  
nicht das wichtigste und schon gar nicht ein- 
zige Feld. Unermüdlich solidarisieren sich 
Aktivist:innen auf der Balkanroute – die zu 
schließen sich Sebastian Kurz voller Stolz ge-
rühmt hat – mit jenen, die seit Monaten in den 
bosnischen Wäldern ausharren. Noch immer 
kämpfen Menschen gegen die Zustände auf 
den griechischen Inseln an, und Tausende  
engagieren sich in kleinsten Gruppen und 
mühsamen Handgriffen in der österreichischen 
Gesellschaft für eine Kultur der Gastfreund-
schaft ohne nationalstaatliche Begrenzungen, 
Schikanen und Gewaltakte. Hier geht es also 
weniger um gewaltfreie Aktion per se – wobei 
es auch hier Beispiele zuhauf gibt, etwa Blo- 
ckaden bei Abschiebungen –, sondern um das 
Angreifen und damit den Abbau staatlicher 
Herrschafts- und Gewaltverhältnisse.
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Im selben Atemzug ist es jedoch unabdingbar,  
dass ebendiese Verhältnisse beim Namen ge- 
nannt und in Relation gesetzt werden, wobei 
mir scheint, dass die Aufgabe nach wie vor zu  
groß, nicht richtig zu fassen ist, sodass adäquate  
Reaktionen weiterhin auf sich warten lassen. 
Es ist historisch ein Leichtes nachzuzeichnen, 
dass Europas Wohlstand und Machtposition 
vornehmlich auf der kolonialen Ausbeutung 
und Plünderung gründet und bis in die Gegen- 
wart in einer imperialen Lebensweise fortwährt.  
Das Resultat sind Privilegien und Sicherheiten, 
die in schroffem Gegensatz zu Menschen aus 
Ländern des Globalen Südens und ehemals 
kolonialisierten Gesellschaften stehen. An 
wenigen Orten trifft dieser Umstand so schroff 
auf seine Geschichte wie im Mittelmeer, das 
Wasser als Grenze wird zum Kontrastmittel der  
Hypothek europäischer Expansion. Es handelt 
sich folglich um einen höchst politisierten Kon- 
text, gleichzeitig werden Schiffbrüche oft als 

„Unglück“ bezeichnet und entpolitisiert. „So 
verstanden ist das zur Disposition stehende 
Leben Schwarzer Menschen im Mittelmeer 
weder eine flüchtige Episode der Gegenwart 
noch eine unerklärliche Abweichung von der 
Selbstverpflichtung der EU auf die Achtung 
universeller Menschenrechte. Es ist die his-
torisch akkumulierte Gewalt gegen Schwarze 
Menschen und ihre Positionierung jenseits der  
Grenzen der Demokratie, des Rechts und der  
Moral, die als verleugneter Subtext der politi- 
schen Moderne in der unterlassenen Hilfe- 
leistung gegenüber Schwarzen Frauen, Männern 
und Kindern und in der Kriminalisierung ihrer 
Lebensrettung fortwirkt“ (Ehrmann 2021: 440).

KONSEQUENZ

Die Festung Europa und ihre Verteidigung  
materialisiert sich in einer Fülle von politischen 
Maßnahmen: sukzessive Externalisierung und 
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Militarisierung der europäischen Außengrenzen,  
Kooperationen mit menschenrechtsverachtenden 
Regimen (Jakob, Schlindwein 2017), Verweigerung 
von Seenotrettung, rassistische Polizeikontrollen,  
selektive Einwanderungspolitiken, direkte Ge-
walt an den Grenzen und eine perfide Politik des  
Menschen-sich-selbst-Überlassens. In der Folge  
scheinen Appelle und humanitäre Ansätze nicht  
auszureichen. Jene Sicherheit, die als notwendig 
und somit auch als Gewalt legitimierbar verkauft  
wird, folgt einem Gestus der Verteidigung unge- 
recht akkumulierten Kapitals und angehäufter 
Privilegien. Insofern ist die europäische und ge- 
nauer hin die österreichische Sicherheitspolitik 
beziehungsweise die Gebärden an den Grenzen  
nur aus einer historischen und Klassenperspektive 
zu verstehen – und auch als solche abzuschaffen.

Die Europäische Union versagt mit ihrer Politik 
in Fragen der Menschenrechte und Migration. 
Wenn die Abschottung Europas der Sicherheit  

unseres Wohlstandes dient, dann versagt die  
Europäische Union jedoch nicht in der Flüchtlings- 
frage, in der Seenotrettung, in den griechischen  
Elendslagern – sie ist ihrem Wesen hier vielleicht  
ganz nahe. Die österreichische Politik spricht hier  
eine eindeutige Sprache: Legale Aufnahme-
programme (resettlements) werden boykottiert,  
letzte Routen über den Balkan wurden geschlos- 
sen, Seenotrettungsprogramme verhindert und  
ginge es nach den Wertvorstellungen einiger  
Politiker:innen – etwa des amtierenden Bundes- 
kanzlers – würde weiterhin nach Afghanistan  
abgeschoben (Pflügl, Lorenz 2022). Die Euro- 
päische Union versagt nicht und auch die 
österreichische Politik ist in dieser Frage nicht 
unfähig. Sie ist bloß konsequent bei dem Vor-
haben, Sicherheit unter bestimmten Vorzeichen 
zu konstruieren und diese zu verkaufen. 
Bürger:innen kaufen diese.

Jakob Frühmann
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War also alles umsonst? Diese Frage, die Jean 
Goss bei Ausbruch des Golfkrieges in eine 
tiefe Depression stürzte, stellt sich auch mir 
und vielen, die sich seit Jahren für den Frieden  
einsetzen, ernüchternd, fordernd. Wächst nicht  
Gewalt ringsum, in uns selbst, in Ehe und 
Partnerschaft, bei Kindern und Jugendlichen, 
in unserer Gesellschaft, die egoistisch, indivi- 
dualistisch, hart geworden ist? Ethnische und 
nationale Spannungen führen vor allem seit 
dem Zusammenbruch des ‚Kommunismus‘ zu 
neuen Kriegen, die in erster Linie die Zivil- 
bevölkerung treffen.

Doch unser Blick muss sich weiten. Seit der 
Wende in Osteuropa hat das neoliberale kapi- 
talistische Wirtschaftssystem die Herrschaft 
über die Welt angetreten. Seine Zielsetzung 
ist Profit und Macht. Der Mensch hat ihm zu 
dienen. Im brutalen Wettbewerb bleiben die 

Kleinen auf der Strecke: Unternehmer:innen 
wie Angestellte, Arbeiter:innen und Bauern/
Bäuerinnen. Die Schwachen und wenig Quali- 
fizierten werden ausgebeutet oder an den 
Rand gedrängt, ausgestoßen. Arbeitslos, 
wohnungslos, hungrig, krank, weggeworfen, 
befinden sich Millionen und Abermillionen in 
unmenschlichem Elend.

Dieses vorherrschende Wirtschaftssystem ist 
nur ein Kennzeichen der neuen Epoche, in die 
wir eingetreten sind: Die Epoche der globali- 
sierten Gesellschaft, in der die Menschheit 
eine Einheit bildet. Darin liegt sowohl eine 
einmalige Chance wie die erschreckende Ver-
suchung des Totalitarismus: geschwisterliche, 
demokratische Weltgemeinschaft oder Diktat 
zentralisierter wirtschaftlicher, politischer und 
militärischer Macht, gesteuert durch manipu-
lierte Medien. Weder das eine noch das andere  
wird sich in seiner Gesamtheit durchsetzen. 

AUSBLICKE
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Doch die Herausforderung nimmt, gemessen 
an der geballten Macht antihumaner Kräfte, 
neue Dimensionen an und verlangt von jenen, 
die sich für Gerechtigkeit, Frieden und Leben 
in Würde einsetzen, gleichfalls ein effizientes, 
global koordiniertes Engagement. Der aus 
der Kraft der Liebe getragene Kampf wird 
noch beharrlicher, hartnäckiger, opferbereiter 
geführt werden müssen.

Wir sollten die subversive, revolutionäre und 
zugleich befreiende und heilende Kraft der 
Gewaltfreiheit nicht unterschätzen. Haben 
die wenigen Zeugnisse dieses Buches (An-
merkungen: bibliographische Angabe am 
Ende des Beitrages), die nur einen kleinen 
Ausschnitt aus dem Friedenswirken der letz-
ten 50 Jahre bieten, nicht gezeigt, was diese 
Kraft zu bewirken vermag, wenn Menschen 
sich ihr aufschließen und beginnen, solidarisch 
zu handeln? Hat sich nicht die Wahrheit als 

Kraft der Armen enthüllt? Ist es nicht so, dass 
friedliche Lösungen mit Intensität gesucht, ja, 
angestrebt werden gerade dort, wo tödliche 
Gewalt eskaliert?

In der neuen Situation sind wir alle unterwegs  
auf der Suche nach Perspektiven und Priori- 
täten. Auf der Suche nach dem bereits gegen- 
wärtigen Wirken des Geistes Gottes und seinem  
Willen für unser Handeln. Auf diesem Hinter-
grund möchte ich nur einige Perspektiven  
anführen, die mir gegenwärtig als wesentlich  
erscheinen, und die vielleicht richtungsweisend  
für künftiges Friedenswirken sein können.

EINHEIT DER MENSCHHEIT –  
EINE POSITIVE HERAUSFORDERUNG

Als erstes erscheint es mir fundamental, die 
gegenwärtige Entwicklung in Richtung auf  
die Einheit der Menschheit als positive  
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Herausforderung zu erkennen und zu bejahen. 
Sie vollzieht sich bereits in wirtschaftlichen, 
politischen, technischen, medialen und ge-
wissen kulturellen Bereichen unter positiven 
wie negativen Vorzeichen. Viel langsamer 
und schmerzlich-zögernder kommt sie jedoch 
im Fühlen und Erkennen der Menschen wie 
im geistig-religiösen Bereich voran. In vielen 
bricht, bewusst oder unbewusst, Angst auf, 
die eigene Identität, die eigene Seinsweise, 
Kultur oder Religion zu verlieren. Hierin liegt 
eine wichtige Ursache der neuen Nationalis-
men wie des religiösen Fundamentalismus. 
Vertrauen in sich selbst und in den ‚andern‘ in 
vielfältiger Weise auf allen Ebenen des Lebens 
aufzubauen, erhebt sich so als grundlegende  
Forderung. Wer die Schönheit und Tiefe seiner 
eigenen Kultur, Seinsweise und Religion er- 
kennt, bejaht und in ihr gefestigt ist, wird frei 
und bereit werden, die Schönheit und Tiefe 
der Seinsweise anderer nicht als bedrohlich, 

sondern als bereichernd zu erleben, ja, die 
Offenbarung Gottes im anderen zu erkennen 
und sich von seiner Wahrheit beschenken zu 
lassen.

Von dorther kann es erst gelingen, Einheit in 
Vielfalt als Freude zu erleben, den anderen die 
ihnen gebührende Achtung zuzuerkennen und 
sich für die Verwirklichung ihrer Grundrechte 
einzusetzen, bereit zu werden für Teilen in Ge-
rechtigkeit und, Schritt für Schritt, miteinander 
an einem globalen Projekt zu arbeiten, in des-
sen Mitte der Mensch, die Menschheitsfamilie 
steht. Ein Projekt, dessen Ziel es ist, eine neue 
Sozialordnung durchzusetzen, eine verantwor-
tungsvolle Beziehung zu den Ressourcen, zur 
Biosphäre und dem Kosmos aufzubauen und 
dies mit demokratischen Haltungen und den 
Methoden der Gewaltfreiheit. Eine Utopie? Ja! 
Denn nur wer eindeutige Zielvorstellungen 
hat, wer das Bild einer geeinten, geschwisterli-
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chen Welt in sich trägt – Ebenbild des dreiein-
igen Gottes – und daran glaubt, wird die Kraft 
finden, sich auf den mühsamen Weg der An-
näherung an die Utopie, an das Reich Gottes 
in der Welt zu machen und ihm ‚nachjagen‘, 
weil darin das Heil für die Menschheit liegt.

BEGEGNUNG DER RELIGIONEN UND  
IHR FRIEDENSAUFTRAG

Die neue Situation führt notwendigerweise 
zur Begegnung der Religionen, ja, diese ist 
schon im Gange. Viele reagieren mit ängstli-
chem Zurückweisen, mit fundamentalistischen 
Haltungen, in den christlichen Kirchen eben-
so wie im Islam, im Judentum und auch in 
asiatischen Religionen. Diese Haltung wird 
meist von politischen Machtgruppen gefördert 
und missbraucht. Der Weg in die Zukunft 
liegt aber keineswegs im Synkretismus, im 
Vermischen der Religionen. Im Gegenteil, 

gefordert ist eine Umkehr zu den tiefsten 
Wurzeln unseres Glaubens, zur ursprünglichen 
Inspiration. Setzen wir diese Werte redlich in 
unserem Leben und Wirken um, dann werden 
wir durch unseren lebendigen Glauben die 
Freiheit zur Begegnung und zum Dialog mit 
Andersgläubigen finden. Nur so können wir 
jene Werte entdecken, die uns als Glaubend-
en gemeinsam sind, und die die Welt für ein 
menschenwürdiges Miteinander benötigt.

Aus diesen Begegnungen müsste ein ge-
meinsames Bekenntnis der Glaubenden und 
gemeinsamer Einsatz für die absolute Ach-
tung des Menschen, auch der Gegner:innen, 
hervorgehen, ein entschiedenes Eintreten für 
Gewaltfreiheit, für die Wahrung der Grun-
drechte und das soziale Wohl aller, besonders 
der Armen und der Minderheiten. Das Maß, 
in dem es gelingt, die Weltreligionen zu solch 
konkreter Verantwortung zu bewegen, wird 
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wesentlich mitbestimmend sein für die Aus-
richtung unseres Menschheitsprojektes.

Ganz besonders sind jedoch wir Christ:innen 
gefordert, hierfür Wegbereiter:innen zu sein. 
Wenn wir nicht zur Bergpredigt zurückkeh-
ren, uns entschieden und mit Konsequenz 
an die Seite der Armen und Ausgegrenz-
ten stellen und deren Rechte in Politik und 
Wirtschaft einfordern, wenn wir nicht Pion-
ier:innen, Träger:innen gewaltfreier Haltun-
gen und Konfliktlösungen werden, wenn wir 
nicht Vertrauen, Vergebung, Versöhnung und 
Frieden fördern, hier und dort, werden wir zur 
Bedeutungslosigkeit absinken, und der Engel 
unserer Kirchen wird unseren Leuchter, wie 
jenen der Gemeinde von Ephesus (Apg 2,5), 
weiterrücken. Schlimmer noch: Wir verraten 
den klaren Auftrag Gottes, Zeug:innen seiner 
revolutionären Liebe zu sein. – Doch auf allen 
Kontinenten sind in christlichen Kirchen kleine 

Gruppen in diesem Sinne oft unter schweren 
Opfern aufgebrochen und engagiert. Möge ihr 
Zeugnis viele aufrütteln und solidarisieren!

Auf diesem Hintergrund ergibt sich für die 
Friedensbewegung eine neue konkrete Auf-
gabe. Auch diese wird ansatzweise schon 
wahrgenommen: durch die Schulung in  
Gewaltfreiheit für Friedensdienste.

Ein Menschheitsprojekt verlangt effiziente, 
weltweit vernetzte Instrumente für gewaltfreie 
Konfliktlösung, Gewaltvermeidung, für Ver- 
gebung und Versöhnung. In den vergangenen 
50 Jahren wurde von Gandhi bis zu People 
Power in den Philippinen und zur ‚sanften 
Wende‘ in Osteuropa mit dieser befreienden 
und heilenden Kraft experimentiert. Jetzt 
geht es darum, für die Lösung von Partner-
schafts-, Kinder- und Jugendproblemen, 
für unsere gesellschaftlichen Konflikte wie 
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für ethnische, nationale und internationale 
Gewaltsituationen eine große Anzahl von 
kompetenten, erprobten gewaltfreien Frauen 
und Männern auszubilden, die bereit sind, wo 
immer es nötig ist, freiwillig und mit allen 
Konsequenzen und Risiken Friedensdienste 
zu tun. Es gibt bereits Modelle kirchlicher und 
ziviler Friedensdienste wie etwa die Interna-
tionalen Friedensbrigaden, den Ökumenischen 
Friedensdienst in Deutschland oder jenen im 
Rahmen des IVB. Friedensforschungsinstitute 
und Universitäten bieten gleichfalls Schulung 
an. Doch sind wir noch viel zu wenige, um 
Stadtverwaltungen, Regierungen oder inter-
nationalen Institutionen in bedeutenderen 
Konfliktsituationen gewaltfreie Friedenstrup-
pen anzubieten. Der Weg zu diesem Ziel ist 
jedoch eingeschlagen, die Erprobung in be-
grenzten Einsätzen im Wachsen. Auf der Basis 
des gewaltfreien Friedensdienstes werden wir 
auch, viel überzeugender denn je, Abrüstung 

und Ablöse der bewaffneten Konfliktaus- 
tragung fordern können.

Hildegard Goss-Mayr

Dieser Beitrag ist ein Auszug aus Hildegard  
Goss-Mayrs Buch „Wie Feinde Freunde 
werden. Mein Leben mit Jean Goss für  
Gewaltlosigkeit, Gerechtigkeit und  
Versöhnung“, Lit Verlag, 2. Auflage,  
Münster – Wien 2020, Seite 167 – 170. 
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SICHERHEIT 
NEU DENKEN
Das deutsche Szenario von der militärischen  
zur zivilen Sicherheitspolitik
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Es ist mir eine große Freude, in der Friedensstadt 
Linz an dieser Tagung in Präsenz teilnehmen 
und mitwirken zu können. Denn das ist in diesen  
Tagen, in denen die Pandemie uns alle wieder 
sehr verunsichert, etwas Besonderes. Verun-
sicherung ist das Gefühl der Stunde. Doch Sie 
haben der Tagung einen anderen Titel gegeben:  
Frieden ist möglich – aber sicher! Ich möchte 
mich dem Thema in gebotener Kürze in drei 
Teilen annähern.

1. GEWALTFREIE BEITRÄGE CHRISTLICHER 
KIRCHEN ZUM FRIEDEN

Allein die großen Namen aus der Geschichte 
und Zeitgeschichte wären je eine eigene 

Vorlesung wert. Denken Sie nur an Franz von 
Assisi, Erasmus von Rotterdam, Margarete und 
Michael Sattler, an Dietrich Bonhoeffer, Martin 
Luther King, Desmond Tutu oder Hildegard 
Goss-Mayr, um nur einige Namen zu nennen.

Hier in Linz gibt es ein Mahnmal für aktive Gewalt- 
freiheit und eine Gedenk-Stele für Franz und 
Franziska Jägerstätter. Beispiele für Friedens-
menschen aus den christlichen Kirchen, ob 
katholisch, evangelisch oder aus einer anderen 
Konfession, finden sich zuhauf. Es sind nicht nur  
die großen Namen, es sind auch die vielen un- 
sichtbaren Beiträge zum Frieden, die es nie in  
die Geschichtsbücher geschafft haben. Und 
Menschen des Friedens finden sich ja nicht 
allein im Christentum, sondern in allen Reli- 
gionen und ebenso bei Menschen ohne Religion.

In seinem Buch „Religion Macht Frieden“ zeigt 
Markus Weingardt von der Stiftung Weltethos 

DIE INITIATIVE SICHERHEIT NEU 
DENKEN UND DER GEWALTFREIE 
BEITRAG CHRISTLICHER KIRCHEN 
ZUM FRIEDEN
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in Tübingen an einer Fülle von Beispielen aus 
der Gegenwart, welch großes Friedenspotential  
die Religionen haben. Und wie es religiös moti- 
vierten Friedensstifterinnen und Friedensstiftern 
ganz aktuell gelingt, Konflikte zu lösen, Gewalt 
zu überwinden, Friedensschulen zu organisieren,  
zu verhandeln, zu versöhnen und vieles mehr. 
Durch gewaltfreie Aktionen und die Organi- 
sation von gewaltfreien Protesten und Re- 
volutionen haben Menschen aus unserer Zeit 
Machthaber gestürzt und Kriege beendet.

Der Kurzfilm „Zur Hölle mit dem Teufel“ schil- 
dert in beeindruckender Weise, wie es christ- 
lichen und muslimischen Frauen in Liberia 
durch Proteste und Aktionen gelang, den 
jahrzehntelangen und brutalen Krieg zu  
beenden und den Diktator Charles Taylor  
zu stürzen. Dafür haben sie erst einige Zeit, 
nachdem der Film entstand, den Friedens- 
nobelpreis erhalten. Wir erfahren leider in  

den Medien meist nur von Kriegen, Krisen und 
Konflikten. Aber selten davon, wie es gelingt, 
mit zivilen Methoden Konflikte ohne Gewalt zu 
lösen, zu transformieren und auf gewaltfreiem 
Weg Gesellschaften nachhaltig zu verändern. 
Sogar mitten im Konflikt, gar im Kriegszu-
stand, wie es das Beispiel aus Liberia zeigt.

Die meisten Medienleute sind, wie die Mehr-
heit der Gesellschaft, geprägt von der Idee, 
Gewalt könne Konflikte beenden und Militär 
und Waffen könnten Schutz und Sicherheit 
bieten. Bis heute lernen wir in der Schule die 
Daten von Schlachten und die Namen von 
Kriegsherren. Wir lernen viel zu wenig über 
Friedensinitiativen und soziale Bewegungen, 
die sich auf gewaltfreiem Weg und sehr oft 
erfolgreich für eine Veränderung der Verhält-
nisse engagieren oder sich gegen Militarisierung 
und Krieg, gegen Ausbeutung und Unge-
rechtigkeit einsetzen.
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2. DIE EVANGELISCHE LANDESKIRCHE IN 
BADEN AUF DEM WEG ZU EINER KIRCHE 
DES GERECHTEN FRIEDENS 

Ich stelle hier exemplarisch den Weg meiner 
eigenen Kirche vor, in der ich seit mehr als 30 
Jahren als Pfarrerin mit unterschiedlichen Auf-
gaben arbeite: die Evangelische Landeskirche 
in Baden.

Vor zehn Jahren, im Jahr 2011, begann alles an 
der Basis. Ein kleiner Arbeitskreis Frieden in 
einem Kirchenbezirk in der Nähe von Freiburg, 
der seit den 1980er-Jahren bestand, brachte 
den Stein ins Rollen. Man wollte sich nicht mehr  
zufrieden geben mit der unklaren Haltung der 
Kirchen gegenüber der wachsenden Zahl von 
Auslandseinsätzen und den weiter steigenden 
Rüstungsausgaben. Der Afghanistankrieg war 
damals in seinem zehnten Jahr. Der Arbeits- 
kreis appellierte an die Badische Landes- 

synode, sich neu mit friedenstheologischen  
und friedensethischen Fragen auseinander-
zusetzen. Die Kirchenleitung schmetterte das  
Anliegen nicht ab, sondern initiierte einen 
friedensethischen Konsultationsprozess. Ein 
Positionspapier entstand, in dem einer klar 
pazifistischen Position eine Stellungnahme 
des Militärdekanats gegenübergestellt wurde.

Diese Texte wurden in fast allen der 24 Kirchen- 
bezirke diskutiert. Zu den Veranstaltungen 
wurden Vertreter:innen des Militärs ebenso 
eingeladen wie Vertreter:innen der Friedens-
bewegung. Viele Kirchenbezirke äußerten 
sich mit eigenen Stellungnahmen oder ga-
ben Rückmeldungen zu den Vorschlägen 
im Positionspapier, in welche Richtung die 
evangelische Friedensethik und Friedensarbeit 
sich entwickeln sollte. Die bis dahin an der 
Kirchenbasis kaum bekannte EKD-Friedens-
Denkschrift von 2007 wurde zum Teil kritisch 
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hinterfragt, vor allem in ihren Aussagen zur 
Legitimierung von Militäreinsätzen im Aus-
land. Alle Rückmeldungen aus den Kirchen- 
bezirken wurden gebündelt und der Landes- 
synode ein neuer Textentwurf vorgestellt, der 
wiederum bei verschiedenen Studientagen 
beraten und weiterentwickelt wurde.

Die schriftlichen Ergebnisse waren ein Diskus- 
sionspapier mit dem Titel „Richte unsere Füße 
auf den Weg des Friedens“ und ein weg-
weisender Beschluss der Landessynode vom 
24. Oktober 2013. Darin verpflichtete sich die 
Landessynode, sich auf den Weg zu einer 
Kirche des gerechten Friedens zu machen.

Der badische Beschluss wirkte in der gesamten  
Evangelischen Kirche in Deutschland wie eine 
Initialzündung für vergleichbare Diskussions- 
prozesse zum Friedenszeugnis der Kirchen in 
Wort und Tat, in Friedensethik und Theologie, 

in friedenspolitischen Stellungnahmen und in  
der praktischen Friedensarbeit. Auch die jüngste  
Stellungnahme der EKD-Synode vom Herbst 
2019 war stark von den Diskursen im Anschluss  
an die badische Beschlussfassung angeregt.

Das Selbstverständnis als eine Kirche, die auf 
dem Weg ist, Frieden und Gerechtigkeit als 
zentrale Aufgaben zu sehen, berührt viele 
Arbeitsbereiche der Badischen Landeskirche. 
Im synodalen Beschluss von 2013 waren daher 
Konkretionen enthalten, Schritte der Um-
setzung, die seither nach und nach realisiert 
werden. Einige seien beispielhaft genannt:

Die Arbeitsstelle Frieden wurde mit mehr 
Mitteln ausgestattet und die friedenspäda-
gogische Arbeit wurde gestärkt. In diesen 
Zusammenhang gehören Projekte wie der 
Freiwillige Ökumenische Friedensdienst 
(FÖF), der junge Erwachsene für ein Jahr  
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nach Italien, Israel und Lateinamerika ent-
sendet, das Programm Jugendliche werden 
Friedensstifter:innen für Schulklassen und 
Konfirmand:innengruppen und das Mahn- 
mal in Neckarzimmern als Erinnerung an  
die Deportation nahezu aller Jüdinnen und 
Juden Badens, der Pfalz und des Saarlandes 
im Herbst 1940.

Das Friedensinstitut Freiburg an der Evange-
lischen Hochschule wurde 2020 mit dem Ziel 
gegründet, in Lehre, Forschung und Transfer 
zu einer Kultur des Friedens und der Gewalt-
freiheit und somit zur Friedensfähigkeit der 
Gesellschaft beizutragen. Es bietet ab dem 
Sommersemester 2022 ein Masterprogramm 
Friedenspädagogik/Peace Education an, das 
in drei Semestern dazu qualifiziert, in der 
Bildungsarbeit, in der entwicklungsbezogenen 
Zusammenarbeit, in zivilgesellschaftlichen 
Initiativen und Organisationen, in Kommunen, 

Kirchen und Religionsgemeinschaften und in 
internationalen Organisationen als Friedens- 
referent:in, Konfliktberater:in oder Friedens- 
pädagog:in zu arbeiten.

3. DAS SZENARIO: „SICHERHEIT NEU  
DENKEN – VON DER MILITÄRISCHEN ZUR 
ZIVILEN SICHERHEITSPOLITIK“

Auch dieses Szenario ist ein Ergebnis des 
Prozesses in der Badischen Landeskirche, sich 
auf den Weg zu einer Kirche des gerechten 
Friedens zu machen. Mit einer relativ knappen 
Mehrheit wurde 2013 folgende Formulierung 
von der Landessynode beschlossen: 
„Gleich dem nuklearen Ausstiegsgesetz aus 
der nuklearen Energiegewinnung gilt es – 
möglicherweise in Abstimmung mit anderen 
EU-Mitgliedsstaaten – ein Szenario zum 
mittelfristigen Ausstieg aus der militärischen 
Friedenssicherung zu entwerfen.“
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Diese Idee sorgte für Aufsehen und wurde im- 
mer wieder als Utopie angesehen. Mittlerweile 
stößt sie auf großes Interesse bei Akteur:innen 
der Friedensforschung und Friedensarbeit, in 
Gemeinden und bei Akademien. Viele weitere  
Gespräche mit Politiker:innen der unterschied- 
lichen Parteien sind geplant. Hilfreich ist dabei,  
dass das Szenario an einem bereits vorhandenen 
Aktionsplan für zivile Krisenprävention der 
Bundesregierung ansetzen kann. 

Ziel bleibt eine friedenslogische, nicht-mili-
tärische Sicherheitspolitik, wie im Diskussions-
papier 2013 zusammengefasst wurde: 
„Es muss der Tendenz gewehrt werden, den 
Krieg wieder als normales Mittel der Politik 
anzusehen und wirtschaftliche Interessen mit 
militärischen Mitteln durchzusetzen. In der 
Konsequenz bedeutet dies, auf militärische 
Einsätze zu verzichten. In der Nachfolge Jesu 
Christi steht uns eine Fülle ziviler, gewaltfreier 

Mittel zur Verfügung, um uns national und inter- 
national für gerechten Frieden einzusetzen. 
Als Christ:innen sehen wir für diesen Weg alle 
Verheißungen. So kann wirkliche Versöhnung 
zwischen verfeindeten Parteien wachsen. In 
Ergänzung zu gewaltfreien Mitteln der Konf-
liktbearbeitung sind allein rechtsstaatlich  
kontrollierte polizeiliche Mittel ethisch legitim.“

Karen Hinrichs
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DAS SZENARIO UND DIE INITIATIVE  
SICHERHEIT NEU DENKEN

Im Auftrag der Evangelischen Landeskirche in 
Baden entwickelte eine bundesweit besetzte 
Arbeitsgruppe bis 2018 ein weitreichendes 
Friedens-Szenario für Deutschland, das auch 
als Anregung für ähnliche Szenario-Entwick-
lungen in anderen Ländern gedacht ist.2 Das 
Szenario „Sicherheit neu denken“ fand nach 
seiner Veröffentlichung so vielfältig positive 
Resonanz, dass es inzwischen ins Englische, 
Französische, Niederländische, Polnische und 
Russische übersetzt wurde.

 
 

Grundlage des Szenarios sind vielfältig ent- 
wickelte und erprobte Konzepte der Zivilge-
sellschaft und der Bericht der Bundesregierung  
zur Umsetzung des Aktionsplans „Zivile Krisen- 
prävention, Konfliktlösung und Friedenskon- 
solidierung“ aus dem Jahr 2014. Das Szenario 
zeigt auf, wie die vielfältigen bereits bestehen- 
den Ansätze für eine zivile Sicherheitspolitik  
zukünftig konsequent weiter ausgebaut werden  
können und beschreibt dazu fünf Pfeiler ziviler 
Sicherheitspolitik:

1.  Gerechter Wirtschafts- und Lebensstil
2. Nachhaltige Entwicklung der EU-Anrainer-

staaten
3. Entwicklung einer globalen zivilen Sicher- 

heitsarchitektur
4. Resiliente Demokratie
5. Konversion der Bundeswehr und der 

Rüstungsindustrie

SICHERHEIT NEU DENKEN –  
VON DER MILITÄRISCHEN ZUR 
ZIVILEN SICHERHEITSPOLITIK

2  Im vorliegenden Text zum Szenario „Sicherheit neu denken“ wird auf Übersetzungen, Wirksamkeit, Veranstaltung, medi-
ale Rezeption, Dialogprozesse, Expert:innen, Schulungen oder regionale Ansprechpersonen und Entwicklungen eingegan-
gen. Zum besseren Überblick wird hier auf die umfassende und sehr regelmäßig gepflegte Seite www.sicherheitneudenken.
de verwiesen, die Details zu zahlreichen hier skizzierten Aspekten bereithält. Das gesamte Szenario findet sich unter  
https://www.sicherheitneudenken.de/media/download/variant/261672/d---friedensszenario_2021_aufl-3_lang_komplett.pdf.
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Das Szenario empfiehlt die mittelfristige Aus-
handlung und Umsetzung einer Wirtschafts- und  
Sicherheitspartnerschaft mit Russland bzw. der  
Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) sowie Ent- 
wicklungspartnerschaften mit der Arabischen 
Liga (LAS) und der Afrikanischen Union (AU).

In die wirtschaftliche, ökologische und soziale  
Entwicklung dieser Staaten sind jährliche In- 
vestitionen in Höhe von 17 Mrd. Euro vorgesehen.  
Die UNO sowie die OSZE könnten bei einer 
Reduzierung unserer militärischen Sicher- 
heitspolitik jährlich Beiträge in Höhe von 27 
+ 6 Mrd. Euro aus Deutschland erhalten – 
und damit im Vergleich zu heute wesentlich 
gestärkt und handlungsfähiger werden.

Der ordentliche Jahreshaushalt der UNO be-
trägt zurzeit nur ca. 3 Mrd. Euro. Für Friedens-
missionen (aktuelles Jahresbudget ca. 6 Mrd. 
Euro) und die Versorgung von Geflüchteten 

sowie für Weltklima- und Welternährungspro- 
gramm muss die UNO höhere Finanzierungs- 
beiträge ihrer Mitglieder immer erst erbitten –  
was im Krisenfall regelmäßig zu viel zu lang- 
sameren Reaktionen führt. Auch die Welt- 
gesundheitsorganisation WHO leidet an 
mangelnder Finanzausstattung, wie die  
Covid 19-Pandemie gezeigt hat.

DIE FOKUSSIERUNG UNSERER AUSSEN-  
UND SICHERHEITSPOLITIK AUF MILITÄR  
IST IRRATIONAL

Würde Deutschland jährlich statt 80 Mrd. Euro  
(so das 2 %-Ziel der NATO) in die relativ unwirk- 
same Bundeswehr wie im Szenario vorgeschla- 
gen jährlich 33 Mrd. Euro in die UNO sowie die 
OSZE und ihre Institutionen investieren, wäre 
unserer Sicherheit und dem Frieden nachhalti-
ger gedient. Die UNO und die OSZE wären auf 
einen Schlag sehr viel wirksamer als bisher.
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Inzwischen belegen zahlreiche wissenschaft-
liche Untersuchungen, dass die Wirksamkeit 
von Militäreinsätzen zur Erreichung politischer 
Ziele relativ gering ist – was auch jeder Laie 
am Scheitern des Militäreinsatzes in Afghani- 
stan und der Lage in Libyen und im Irak be- 
obachten kann. Gemessen an ihrem Beitrag 
zur Erreichung politischer Ziele ist die starke 
Fokussierung unserer Außen- und Sicherheits- 
politik auf Militär irrational.

Auf der anderen Seite beweisen internationale 
Studien inzwischen die doppelte Wirksamkeit  
gewaltfreien Widerstands im Vergleich zu 
gewaltvollen Aufständen und Aktionen. Daher 
plädiert das Szenario für eine weitere Mitglied- 
schaft Deutschlands in der NATO und anderen 
internationalen Sicherheitsbündnissen als 
zunehmend zivilem Akteur.

EINE INITIATIVE MIT BREITER WIRKUNG

Seit 2019 formiert sich auf der Basis des badi- 
schen Szenarios eine bundesweite Initiative für  
eine nachhaltige deutsche Friedenspolitik. 40 
deutsche und 3 europäische Organisationen, 
darunter die Deutsche Friedensgesellschaft, 
Fachstellen zahlreicher Landeskirchen, die 
katholische Friedensinitiative Pax Christi, die 
Internationalen Ärzt:innen zur Verhütung eines  
Atomkriegs und viele andere mehr, fordern aktiv  
einen Paradigmenwechsel der deutschen Politik 
in Richtung nachhaltiger Friedensgestaltung.

Bisher wurden bundesweit über 120 Multiplika- 
tor:innen ausgebildet, die sich regelmäßig in 
ihren Regionen digital zum Austausch und zur 
Vernetzung treffen. An vielen Orten organisieren 
mehrere Organisationen Veranstaltungen zum 
Szenario. Über zehn Akademien führen Veran-
staltungen zu „Sicherheit neu denken“ durch.
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Mit der Münchner Sicherheitskonferenz und 
ihren Vorsitzenden Ischinger und Ruge befin-
den wir uns seit Mitte 2020 ebenso in einem 
öffentlichen Dialog wie mit der Deutschen 
Hochschule der Polizei und dem UN-Depart-
ment of Peace Operations in New York und 
weiteren Fachexpert:innen zum Auf- und 
Ausbau internationaler Polizei.

Auch mit der Führungsakademie der Bundes-
wehr, dem Zentrum Innere Führung der 
Bundeswehr, Jugendoffizieren und dem 
Bundeswehrverband führen wir Gespräche. 
Die Synode der Evangelischen Kirche im Rhein- 
land vom Januar 2021 hat ihren Gemeinden, 
Kirchenkreisen, der Landeskirche und ihren 
Einrichtungen empfohlen, die Impulse unserer 
Initiative aufzunehmen und ihren Beitritt zu 
unserer Initiative zu prüfen. Ende 2021 ko- 
operieren Fachstellen 13 deutscher katholischer  
Bistümer mit uns.

Insgesamt erreichte das Szenario bis Dezember  
2021 in 300 öffentlichen Veranstaltungen über  
11.000 Interessierte. Zahlreiche weitere Veranstal- 
tungen sind geplant. Die Frankfurter Allgemeine  
Zeitung (FAZ) und die Frankfurter Rundschau 
berichteten ebenso wie der Rundfunk Berlin- 
Brandenburg (rbb) und Deutschlandfunk Kultur. 
Bei der Jahrestagung der Vereinigung Deutscher  
Wissenschaftler konnten wir das Szenario eben-
so vorstellen wie in Gesprächen und Veranstal- 
tungen mit zahlreichen Verteidigungs- und 
Außenpolitiker:innen des Deutschen Bundestags.

2019 wirkten an Studien- und Initiativtagen u.a.  
der Friedensbeauftragte der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (EKD), Renke Brahms, 
der heutige EKD-Militärbischof Bernhard 
Felmberg, die Vorsitzende des Fachverbandes 
Gewaltfreie Kommunikation sowie die beiden 
DDR-Pfarrer und Bürgerrechtler Heiko Lietz 
und Christoph Ziemer mit.
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Beim digitalen „Sicherheit neu denken“-Jahres- 
treffen im Dezember 2020 mit 190 Teilnehmen- 
den wirkten neben dem Ehrenpräsidenten des 
Club of Rome, Ernst Ulrich von Weizsäcker,  
Roman Huber (Geschäftsführer von Mehr 
Demokratie), Beatrice Fihn (exekutive Direktorin  
der Internationalen Kampagne zur Abschaffung  
von Nuklearwaffen, ICAN), Martin Herrmann 
(Vorsitzender der Deutschen Allianz Klima- 
wandel und Gesundheit) sowie Hubert Heindl 
(Friedensuniversität in Afrika) mit.

2021 war unser Expert:innenrat u.a. im vom 
Deutschen Bundestag geschaffenen Bürgerrat 
zur Rolle Deutschlands in der Welt gefragt. 
Auf dem Ökumenischen Kirchentag ist unser 
geplantes großes Podium zur Frage „Militär- 
einsätze als wirksames Mittel für den Frieden?”  
mit Annalena Baerbock leider coronabedingt 
abgesagt worden. Weitere Schulungen von 
Multiplikator:innen sind geplant.

REGIONALE ANSPRECHPARTNER:INNEN 
UND PROMINENTE UNTERSTÜTZUNG
 
Inzwischen gibt es sowohl bundesweite regio- 
nale Ansprechpartner:innen der Initiative als 
auch Youtube-Filme verschiedener Länge. Mit  
dem Ehrenpräsidenten des Club of Rome, Ernst  
Ulrich von Weizsäcker, Bischöfin i.R Bärbel 
Wartenberg-Potter, dem Bischof der badischen  
Landeskirche, Franz Alt sowie mehreren bekann- 
ten Künstler:innen unterstützen inzwischen 
auch zahlreiche Prominente unsere Initiative.

Der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann hat folgen- 
des Zitat für unsere Initiative zur Verfügung ge- 
stellt: „Was wir brauchen, ist ein grundlegendes  
Umdenken. Was wir brauchen, ist ein erweitertes  
Sicherheitsverständnis. Ein Sicherheitsverständ- 
nis, in dessen Mittelpunkt der sozial gerechte 
Übergang in eine klimaneutrale Wirtschaft steht,  
das auf soziale statt auf militärische Sicherheit  
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setzt, das auf Konfliktvermeidung und Krisen- 
prävention setzt, das nicht immerzu neue Flucht- 
ursachen erzeugt, sondern darauf abzielt, Flucht- 
ursachen zu bekämpfen. Das bedeutet auch, 
dass wir ein Vielfaches der heutigen Ausgaben  
für Entwicklungszusammenarbeit und humani- 
täre Hilfe brauchen. Abrüsten statt Aufrüsten 
– daran führt kein Weg vorbei.“

INTERNATIONALE VERNETZUNG

In den Niederlanden wird inzwischen nach 
dem badischen Vorbild ein ähnliches Szenario 
für die Niederlande entwickelt. In Großbritan-
nien wirkt „Rethinking Security“ vergleichbar 
aufklärend wie unsere deutsche Initiative, 
auch in den USA gibt es ähnliche Aufbrüche.3

In Österreich wird derzeit an der Einführung 
eines zivilen Friedensdienstes gearbeitet. Der 
Schweizerische Friedensrat hat Sicherheit neu  

denken in den Mittelpunkt seiner Jubiläums- 
veranstaltung zu seinem 75-jährigen Bestehen 
gestellt. 2022 ist gemeinsam mit der Bremer 
Friedensstiftung „Die Schwelle“ und dem euro- 
päischen friedenskirchlichen Netzwerk Church 
and Peace eine internationale Tagung geplant, 
zu der auch italienische Netzwerke eingeladen 
werden. Zudem sollen wir aus den Reihen des 
Europäischen Parlaments zur Vorstellung un-
serer Initiative in Brüssel eingeladen werden.

„SICHERHEIT NEU DENKEN“ IN DER  
ZENTRALAFRIKANISCHEN REPUBLIK

Mit deutscher Unterstützung sind in den letzten  
20 Jahren in 30 Ländern Afrikas bereits 300 
zivile Friedensfachkräfte ausgebildet worden, 
deren Absolvent:innen-Netzwerk (http://www.
upabp.org) auf lokaler und regionaler Ebene 
als schnelle und aktive gewaltfreie Konflikt- 
interventionskraft (INOVAR) wirkt.

3 Für die niederländische Initiative vgl. https://samenveilig.earth/project-veiligheid-hoe-dan.  
Zu Großbritannien siehe www.rethinkingsecurity.org.uk und zur US-Initiative siehe www.sharedsecurity.org.  
Zur Arbeit in der Schweiz vgl. https://www.friedensrat.ch/auch-die-schweiz-soll-sicherheit-neu-denken
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Kardinal Nzapalainga und Imam Kobine, die Ver- 
treter der Muslime und Katholiken der Zentral- 
afrikanischen Republik (ZAR) sowie Marie-Noelle  
Koyara, Vorsitzende des Verbands Aktiver Gewalt- 
freiheit der ZAR und ZAR-Verteidigungsministerin 
von 2015 bis 2021, bezeichnen sich – u.a. bei 
unseren Gesprächen mit führenden Außen- und  
Entwicklungspolitiker:innen verschiedener Par- 
teien sowie vor der Presse im September 2021 
in Berlin – als Vertreter:innen von „Sicherheit 
neu denken“ in Afrika. Alle drei waren zur Pre- 
miere des Films SIRIRI über ihre interreligiöse 
Friedensarbeit in der ZAR auf Einladung des 
House of One und des Humanrights Filmfesti- 
vals in Berlin. Marie-Noelle Koyara stellte bei 
unserer Akademietagung zu Internationaler  
Polizei 2021 zudem gemeinsam mit dem 
Direktor der Afrikanischen Friedensuniversität 
den Aufbau zivil-polizeilicher Sicherheits- 
politik in der ZAR vor.

PEACE FOR FUTURE

2021 haben wir das Netzwerk peace4future.de  
aufbauen können, das unsere Initiative in jüngere  
Generationen trägt. Ein fünfköpfiges Team 
bespielt die sicherheitneudenken-Facebook- 
und Instagram-Kanäle und bietet bundesweit 
Friedensmentor:innen-Fortbildungen an. Für 
dieses Projekt sammeln wir Spenden.

KAMPAGNE 2022 – 2025

2022 werden wir uns aktiv in die von der Bundes- 
regierung geplante Erarbeitung einer Nationalen  
Sicherheitsstrategie einbringen. In den Folge- 
jahren planen wir eine Kampagne für einen 
Paradigmenwechsel zu ziviler Sicherheitspolitik,  
den wir 2025 durch einen ersten politischen 
Beschluss in Deutschland erreichen wollen. 

Ralf Becker
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Das Konzept der Evangelischen Kirche in Baden  
„Sicherheit neu denken“ (in Kurzfassung er- 
schienen in Spinnrad 2/2021, Seite 3 – 5) war  
für mich eines der zentralen Themen der Linzer  
Tagung. Es empfiehlt als grundsätzliche Alter- 
native zur bisherigen militärischen Sicherheits- 
doktrin im Szenario 2040 umfassende Aktio- 
nen in 5 Feldern:

A. Gerechte Außenbeziehungen,
B. Nachhaltige EU-Nachbarschaft,
C. Internationale Sicherheitsarchitektur,
D. Resiliente Demokratie,
E. Konversion der (deutschen) Bundeswehr,

Wobei ins Themenfeld E noch die Rüstungs- 
industrie aufzunehmen wäre, weil diese ein mäch- 
tiger Faktor im Wirtschaftsleben ist und auf die  
Politik weltweit sehr großen Einfluss ausübt.

Das Szenario 2040 beschreibt also wichtige 
Zielfelder, in denen ein radikaler Wandel zu er- 
zielen ist. Für ein zieldienliches Vorgehen müssen 
noch die Akteur:innen erfasst werden, die als 
Individuen und Organe von Institutionen  Einfluss 
ausüben, auf dass Entscheidungen getroffen und  
umgesetzt werden, durch die der angestrebte 
Wandel in den gesellschaftlichen Bereichen 
bewirkt werden soll. Deshalb empfehle ich für 
die weitere Aktionsplanung ein Vorgehen nach 
der Strategie „Multi-Track Diplomacy“ von  
Luise Diamond und John McDonalds (1996), 
die auf Entscheidungspersonen fokussiert.

VERNETZTES VORGEHEN  
AUF MEHREREN EBENEN 

In Abb. 1 stelle ich zunächst die Grundzüge 
dieser Strategie vor, die ich anschließend in 
Abb. 2 mit den 5 Themenfeldern verknüpfe 
und näher erläutere. 

ANREGUNGEN ZUR UMSETZUNG 
DES „SZENARIO 2040“



106

 
Dieses Vorgehen hat sich in Friedensprozessen  
zur nachhaltigen Beendigung von Kriegen und 
Bürgerkriegen bereits öfters bewährt. Darum 
empfehle ich auch in unseren Ländern diesen 
Ansatz, weil im Grunde auch hier Friedens- 
prozesse strategisch durchzuführen sind.

Es geht zuerst darum, sich ein genaues Bild zu 
verschaffen, welche Organisationen und vor 
allem Personen in jedem der 5 Themenfelder 
für die Idee und für Veränderungsschritte der 
umfassenden zivilen Sicherheit zu gewinnen 
sind, auf dass sie sich in ihrem Bereich (einem 
der 5 Themenfelder) unterstützend einsetzen  
können. Abb. 2 bietet eine Hilfe, um auf jeder  
Ebene („Track“) und in jedem einzelnen Ziel-  
bzw. Themenfeld die einflussreichen Ent- 
scheider:innen zu finden. Grundsätzlich  
sind hier immer Personen und nicht nur  
Institutionen zu nennen.

LUISE DIAMOND / JOHN MCDONALDS (1996)
MULTI-TRACK DIPLOMACY
Vernetzt arbeiten – möglichst auf mehreren „tracks“ 
(Ebenen)

Track 1: Regierung, Diplomat*innen, offizielle 
Repräsentant*innen

Track 2: Repräsentant*innen der Opposition / 
politischer Parteien, Angesehene, ein-
flussreiche Personen der Gesellschaft, 
Angesehene religiöse Führungspersönlich-
keiten, Angesehene Wissenschafter*innen

Track 3: Einflussreiche Führer*innen der heimischen 
 Wirtschaft

Track 4: Einflussreiche Führer*innen internationaler 
Unternehmen

Track 5: Zivilgesellschaftliche Organisationen, NGOs 

Track 6: Protestbewegungen 

Track 7: Selbsthilfegruppen

Track 8: informelle Kontakte, Graswurzel-Bewegungen

Track 9: Media: TV, Radio, Zeitungen, Events, 
Gerüchte, social media

Abb. 1: Ansätze der „Multi-Track Diplomacy“ nach  
Louise Diamond und John McDonalds (1996).
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Abb. 2: Verknüpfung der 9 „Tracks“ mit den 5 Themenfeldern

1: offizReg.

2: Opp.Rel.Wiss.

3: heim.Wirtsch.

4: intern.Wirtsch.

5: Zivilges.NGOs.
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Für jedes Themenfeld kann eine kleine Arbeits- 
gruppe gebildet werden, um auf den 9 Ebenen  
(„Tracks“) die dort einflussreichen Akteur:innen  
zu erfassen. Die Leitfragen dafür sind:
a) welche einflussreichen Akteur:innen gibt es 
in diesem Feld?
b) zu welchen dieser Akteur:innen hat jemand 
von uns Zugang?

Es ist nicht wichtig, die hier genannten Ebenen  
begrifflich scharf zu trennen, denn es geht für  
die Praxis darum, dass wir nicht aufgrund 
blinder Flecken mögliche Personen (oder 
Institutionen) übersehen. Und es ist auch nicht 
nötig, alle dort anzutreffenden Akteur:innen 
komplett zu erfassen, da wir hiermit keine  
wissenschaftlichen Ziele verfolgen. Wir sollten  
uns vielmehr fragen, zu wem jemand aus 
unseren Kreisen schon Zugang hat. Das sind 
Ressourcen, die mit geringerem Aufwand 
aktiviert werden können.

GEZIELTER EINSATZ DER BESCHRÄNKTEN 
RESSOURCEN

Da niemand von uns über unbeschränkte Zeit, 
Energie und andere Ressourcen verfügt, ist zu 
überlegen, wie mit den knappen Ressourcen 
die größtmögliche Wirkung erzielt werden kann.  
Dafür empfiehlt sich ein Entscheidungsmodell,  
das ich in meiner Arbeit mit dem US-Berater  
Peter Block kennen gelernt habe und in Situa- 
tionen nutze, für die es keine umfassende  
Gesamtstruktur gibt. Laut Peter Block ist zu  
beachten, wenn wir uns mit Menschen in einer 
freundlichen oder feindlichen Beziehung be- 
finden, ob (1) gegenseitiges Vertrauen in 
geringem Maße (– – –) oder hohem Maße 
besteht (+ + +), mit Abstufungen dazwischen; 
und (2) wie weit eine inhaltliche Übereinstim-
mung besteht: gering (– – –) oder weitestge-
hend (+ + +), und ebenfalls mit Abstufungen 
dazwischen.
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Abb. 3: Nähe zu Akteur:innen in Vertrauen bzw. inhaltlicher Übereinstimmung (Peter Block 1981)
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„Partner/Verbündete“ werden Akteur:innen 
genannt, zu denen sowohl eine starke Ver-
trauensbeziehung als auch ein hoher Grad von 
inhaltlicher Übereinstimmung besteht.

„Feinde“ sind das andere Extrem, da weder 
auf der inhaltlichen Ebene Übereinstimmung 
noch eine Vertrauensbeziehung besteht. Peter 
Block rät davon ab, die begrenzten Ressourcen 
durch „Bekehrungsaktionen“ mit „Feinden“ zu  
verschwenden.

„Gleichgesinnte“ könnten zu „Partnern/Ver-
bündeten“ werden, wenn wir mit unseren Ak-
tionen proaktiv Vertrauen zu ihnen beweisen 
und ihnen Unterstützung anbieten, womit die 
Vertrauensbasis gestärkt werden kann. Das 
wird durch einseitige Kooperationsangebote 
möglich, für die wir aber keine Gegenleistung 
erwarten, sondern die wir im Vertrauen auf 
die positiven Kräfte im Anderen erbringen. 

Gorbatschow hatte in diesem Sinn im Oktober 
1986 Abrüstungsangebote an die NATO ge-
macht und dazu eingeladen, Gleiches zu tun. 
Aber er führte seine Angebote dann selber ein- 
seitig durch, nachdem die NATO darauf un- 
freundlich reagiert hatte. Nach Ankündigung 
der dritten Maßnahme akzeptierte Reagan 
sofort die Einladung zu einem direkten Treffen  
mit Gorbatschow in Reykjavík, das in der Folge  
zu einem Durchbruch in den Genfer Abrüstungs- 
verhandlungen führte. Das habe ich in meinem 
Buch „Konflikt, Krise, Katharsis“ (Glasl 2008: 
90 ff.) beschrieben und dazu die Methode 
„GRIT“ von Charles Osgood (1966) erläutert, 
auf der das Vorgehen Gorbatschows beruhte.

„Freunde“ können durch gute dialogische  
Auseinandersetzungen zu „Partnern/Verbün-
deten“ werden, so dass auf der inhaltlichen 
Ebene immer mehr Übereinstimmung zustande  
kommt. Voraussetzung dafür ist, dass wir sie  
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nicht zu „bekehren“ versuchen, sondern wirklich  
offen sind für die anderen Ideen dieser Menschen 
und in ehrliche Auseinandersetzungen eintreten,  
durch die wir auch von ihnen lernen. Dabei wird  
selten eine Übereinstimmung in allen Themen-
bereichen und in Unterthemen entstehen, die 
im Szenario 2040 als Zielfelder angesprochen 
werden. Aber es ist möglich, wenigstens für 
einzelne Themen zu Verbündeten zu werden 
– wenn zu den anderen Themen die Auf-
fassungsunterschiede respektiert werden.

Diese Empfehlungen sind nicht als ein „Ent-
weder-Oder“ gemeint. Das Schema in Abb.  
3 verdeutlicht nur die relevanten Schwer-
punkte der unterschiedlichen Bemühungen. 
Denn in der sozialen Wirklichkeit setzt eine 
wertschätzende und offene inhaltsbezogene 
Auseinandersetzung mit Andersdenkenden  
immer Glaubwürdigkeit und Vertrauens- 
würdigkeit voraus. Nur so wird überhaupt 

eine Annäherung in inhaltlichen Positionen 
möglich. Hingegen kann ich mit jemandem 
vertrauensvoll befreundet sein, auch wenn ich 
weiß, dass bestimmte unserer Auffassungen 
einander diametral gegenüberstehen.

„Unentschiedene/Abwartende“ sind Beobach-
tende – und oft auch Opportunist:innen, die 
sich später auf die Seite der Mehrheit schlagen.  
Peter Block rät von direkten Bemühungen mit  
ihnen ab, da die Konzentration der Kräfte auf  
„Freunde“ und „Gleichgesinnte“ größere Wirkung  
verspricht. Wichtig ist jedoch, auch ihnen 
Achtung entgegenzubringen und dafür zu 
sorgen, dass nicht die Vertrauensbeziehung 
geschmälert wird, die immerhin – wenn auch 
in geringem Maße – besteht.

Wenn die so genannten „Feinde“ destruktiv 
aktiv werden sollten, geht es immer darum, 
eine konstruktive und wertschätzende Haltung 
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zu wahren und mit den Mitteln der Gewalt-
losigkeit zu antworten. Als Gorbatschow 
1986 die konkreten Schritte 1 und 2 seiner 
Abrüstungsinitiativen angekündigt hatte und 
danach den Westen zu ähnlichen Schritten 
einlud, darauf aber zunächst nur Unglauben 
und Hohn erhielt, blieb er bei seiner posi-
tiven Haltung. Er stellte die Motive seiner 
Maßnahme in der Öffentlichkeit klar, ver-
zichtete auf Vorwürfe, wies auf Fehldeutungen 
hin und setzte dennoch die angekündigten 
Schritte um – und zwar, ohne diese von einer 
positiven Reaktion des Gegners abhängig zu 
machen! Danach kündigte er seinen nächsten 
Schritt an, wodurch sich Reagan so unter  
moralischen Druck gesetzt fühlte, dass er 
Gorbatschows Einladung zu einem Treffen 
in Island annahm. Reagan schrieb in seinen 
Erinnerungen an dieses Geschehen, dass er 
zutiefst von der moralischen Haltung Gor- 
batschows beeindruckt gewesen sei.

EINIGE BEISPIELE FÜR  
MÖGLICHE AKTIONEN

Ich will im Folgenden illustrativ konkretisieren, 
wie die Vertrauensbeziehungen zu „Freunden“ 
und die Übereinstimmung mit „Gleichgesinnt-
en“ gestärkt werden könnten, damit sie viel-
leicht zu „Partnern/Verbündeten“ werden.

Beispiel zu Track 5 (Zivilgesellschaftliche Be-
wegungen) bzw. Track 6 (Protestbewegungen) 
im Entwicklungsfeld E Konversion des Militärs/
Rüstungsindustrie:
Führende Personen von Bewegungen zur Ret-
tung des Klimas, wie z. B. „Friday for Future“, 
könnten angesprochen werden, um zu zeigen, 
dass die Produktion militärischen Materi-
als und dessen Einsatz im Kriegsfall extrem 
klimaschädlich sind und deshalb verbannt 
werden müssten.
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Zu Track 9 (Media) im Entwicklungsfeld E  
Konversion des Militärs:
Es besteht das internationale Abkommen ATT 
(Arms Trade Treaty), mit dem die Weiter-
gabe von ABC-Waffen vereinbart wurde und 
es gibt den „Gemeinsamen Standpunkt“ der 
EU-Mitglieder zu Waffenexporten, die jedoch 
immer wieder verletzt oder augenzwinkernd 
mangelhaft implementiert werden. Diese Akte 
schließen zwar nicht die Produktion und den 
Handel mit Waffen generell aus, aber es liegt 
ihnen im Kern wenigstens ein Verständnis 
zugrunde, dass der Einsatz dieses Materials 
eingeschränkt bzw. ausgeschlossen werden 
sollte. Dieser Kern-Konsens könnte erweit-
ert werden zu einem umfassenden Konsens, 
indem Journalist:innen gezielt Hinweise über 
Verstöße gegen diese Akte bekommen. Einige 
greifen das wahrscheinlich auf und prob-
lematisieren es. Dadurch tragen sie zu einer 
Erweiterung und Stärkung des Konsenses bei. 

Diese Aktionen können auch gute Wirkungen 
auf Track 1 und Track 2 im Themenfeld C (in-
ternationale Sicherheitsarchitektur) und The-
menfeld D (resiliente Demokratie) auslösen, 
da sich freie Medien als „vierte Macht“ in einer 
Demokratie verstehen und Kontrolle ausüben.

Zu Track 2 (Opposition, geschätzte Wissen-
schaftler:innen etc.) im Themenfeld A (ge-
rechte Außenbeziehungen) und B (nachhaltige 
EU-Nachbarschaft):
Österreichische und deutsche Forscher:innen, 
die mit der Entwicklung nachhaltiger Energie- 
formen befasst sind, können Forschungs- 
instituten in Nachbarländern Kooperationen 
anbieten, z. B. auch dem EU-Mitglied Polen, 
das bisher stark auf Kohle gesetzt hatte und 
mit dem Ausstieg aus Kohle enorme Probleme 
bekommt (sich durch die Nähe zu Belarus und 
Russland militärisch bedroht fühlt und deshalb 
von der NATO Schutz erwartet).
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Zu Track 3 (heimische Wirtschaft) und Track 4 
(internationale Wirtschaft) im Themenfeld B 
(nachhaltige EU-Nachbarschaft):
Eigentlich müsste hier vieles möglich sein, da  
Führungspersonen der Wirtschaft immer betonen,  
wie sehr die Wirtschaft unter Grenzziehungen 
leidet. Kombiniert mit Track 1 könnte den Re-
gierungen der Länder, die Zielort von Flücht-
lingen sind, Unterstützung angeboten werden 
u.a. mit Wohncontainern für Flüchtlinge, 
Kleidung und Nahrung etc., zusätzlich zu 
Hilfen des Roten Kreuzes und in Kooperation 
mit dem UNHCR. Auch die Kooperation von 
Führungspersonen verschiedener NGOs (Track 
5) wäre dafür ohne viel Aufwand zu gewinnen.

Zu Track 5 (Zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen, NGOs) im Themenfeld D (resiliente 
Demokratie):
Hier könnten Kontakte mit den Koordinator:in- 
nen z. B. von „Bürgerräten“ oder mit den 

Initiator:innen von „Mehr Demokratie“ etc. 
fruchtbar sein, um zu einer Ausweitung der 
Ideen und Ziele auf zivile Sicherheitspolitik zu 
kommen.

AUSBLICK

Das Konzept „Sicherheit neu denken“ mit dem 
Szenario 2040 ist sehr ambitioniert. Es kann 
nur in kleinen Schritten, die aufeinander be- 
zogen sind und sich gegenseitig stützen und 
ergänzen, verwirklicht werden. Dafür einige 
praktische Anregungen zu geben, war mir ein 
Bedürfnis.

Ich habe schon in den 1970er-Jahren – bevor 
Diamond und McDonald 1996 ihr Modell pub-
lizierten – mit einem grundsätzlich ähnlichen 
Ansatz als Mediator und Berater in Nordirland  
und auch in Südafrika gute Erfahrungen machen  
können. Später folgte ich bei Friedensprozessen  
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in Sri Lanka, in Ost-Slawonien und im Rahmen 
der OSZE der „Multi-Track“-Strategie, die sich 
gut mit dem Konzept von Jean Paul Lederach,  
Günther Bächler, Norbert Ropers und anderen 
verbinden lässt, auch mit dem von Franz Josef 
Radermacher vorgeschlagenen „Globalen 
Marshallplan“. Allen ist gemeinsam, dass ein 
Friedensprozess nur dann nachhaltig sein 
kann, wenn er sich als Lern- und Entwicklungs- 
prozess auf vielen gesellschaftlichen Ebenen 
versteht. Denn Frieden ist mehr als nur die 
Abwesenheit von Krieg – und genau das ist 
auch der Grundgedanke von „Sicherheit neu 
denken“. Allerdings müssen wir beharrlich 
sein, weit über 2040 hinaus!

Friedrich Glasl
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Allem voran möchte ich mich für die Möglichkeit  
bedanken, die Klimakrise auf den kommenden 
Seiten als wesentlichen Teilaspekt zukünftiger  
(ziviler) Sicherheitspolitik darstellen zu können.  
Ich werde mich in meinem Beitrag an der Leit-
frage orientieren, wie eine friedensfähige Klima- 
politik in Österreich aus Sicht der Zivilbevöl- 
kerung im Zusammenschluss als wachsende 
Klimabewegung aussehen kann.

Mir ist es, bevor ich meine Überlegungen mit 
Ihnen teile, ein Anliegen, vorab noch einmal zu  
betonen, dass es nicht zu viel verlangt ist, eine  
klimagerechte und friedliche Welt zu fordern. 
Im Gegenteil: die Forderungen sind angebracht,  
und ihnen entgegenzustehen ist unzeitgemäß. 
Ich wünsche mir, dass wir genau mit diesem 
Selbstbewusstsein auftreten, um globale 
Klimagerechtigkeit, Verteilungsgerechtigkeit 

und eine friedliche, kooperative und pluralis-
tische Gesellschaft voranzutreiben – schlicht 
aus dem Grund, weil wir die Möglichkeit, die 
Notwendigkeit dazu haben.

Es ist schwierig, die Balance zwischen Alarmis- 
mus und Optimismus zu halten, wenn es darum  
geht, wie wir mit der Klimakrise und verschiede- 
nen Zukunftsszenarien umgehen. Das Zeitfenster,  
in dem eine strukturierte, ökologisch und sozial  
gerechte Transformation stattfinden kann, wird  
immer enger. Das ist ein politisches Problem.

Multiple menschengemachte Umwelt-Krisen 
resultieren in dem Näherkommen von sich selbst  
verstärkenden Umwelt-Kipp-Punkten. Diese 
können die allgemeinen Lebensbedingungen 
für die meisten Spezies gravierend verschlech-
tern, sie können Konflikte um Ressourcen ent-
stehen lassen und bestehende Konflikte bzw. 
Problemlagen im Zweifelsfall verschärfen.

UMWELTSCHUTZ IST  
FRIEDENSSICHERUNG
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Genauso wenig, wie Gewalt keine vernünftige 
Lösung für künftigen Konflikte darstellen kann 
– ich bin fester Überzeugung, dass Gewalt immer 
nur zu Gegengewalt führt und dementsprechend 
nie langanhaltende und gleichermaßen akzep- 
tierte Problemlösungsstrategie sein kann – können  
uns tatenlose Versprechen einer sicheren, erneut  
stabilen Welt nicht näherbringen. Stabilität wer- 
den wir nur durch Transformation erreichen.

Aber wie machen wir das? Welche Möglich-
keiten und Chancen haben wir, hat Österreich? 
Ich möchte versuchen, es pragmatisch darzu- 
stellen, ohne zu simplifizieren.

1. WIR MÜSSEN PRIORISIEREN –  
UND DAFÜR UMDENKEN

Die Klimakrise beeinflusst alle Systeme der Poli- 
tik. Im besten Fall ist die Krise ein Weckruf für  
längst überfällige Maßnahmen, die uns Zielen, 

die seit Jahrzehnten klar sind, näherbringen. Wir  
wollen eine Welt, die sich in ihrer menschenge- 
machten Struktur, an fairen Lebensentwicklungs- 
chancen für alle Existenzen, einschließlich Öko- 
systemen ausrichtet. Sicherheits- und Wirt- 
schaftspolitik müssen sicherstellen, dass die 
lebenserhaltenden Systeme der Erde nicht über- 
lastet werden. Das ist das Meta-Ziel, und es ist  
unverhandelbar. Es wird aber seitens der Politik  
in der Ernsthaftigkeit immer noch nicht behandelt.

Daher gibt es uns Klimabewegungen. Was  
wir nebst dem Druck, der auf Entscheidungs- 
träger:innen dadurch entsteht, dass ihre 
Entscheidungen öffentlich infrage gestellt 
werden, brauchen, ist aber vor allem Lösungs- 
orientiertheit und Engagement.

Zum einen braucht es Ansätze, die zeigen, dass  
es keine weltfremden Vorschläge, sondern 
umsetzbare und somit relevante Alternativen 
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gibt, die zulassen, dass wir politische und  
wirtschaftliche Agenden an anderen Werten 
orientieren.

Pilotprojekte und Modelle, die Forderungen 
einer Neu-Ausrichtung von Wirtschaft und 
Politik in Richtung Nachhaltigkeit einleiten 
und ihre Praktikabilität bestätigen sollen, gibt 
es viele: Kate Raworths „Doughnut Economy“  
in Amsterdam; die Gemeinwohl-Ökonomie  
von Privatpersonen, Gemeinden, Unternehmen;  
Stadtentwicklungskonzepte wie Superblocks, 
Schwammstädte oder 15-Minuten-Städte, um 
nur einige zu nennen. 

Auch die Verankerung eines Grundrechts auf 
Klimaschutz oder der Anspruch auf Rechts-
schutz der Natur sind Fortschritte, die auf 
institutionell-rechtlicher Ebene umwelt- 
schützenden und somit potenziell friedens- 
erhaltenden Charakter aufweisen.

2. UMDENKEN MUSS MAN LERNEN (DÜRFEN)

Zum anderen gibt es Bottom-up Bewegungen, 
die ihre Hauptaufgabe darin sehen, vor allem 
über den Protest gesellschaftliche Verhältnisse 
zu reformieren und Opposition gegen die 
aktuelle Form der Politik, der Wirtschafts- und 
Rechts-Ausgestaltung zu sein.

Klima- wie Friedensbewegung formulieren 
Forderungen, die sich von wissenschaftlichen 
Ergebnissen und entsprechenden Empfehlungen  
ableiten lassen und deren Schwierigkeit in der 
Implementierung besteht.

Ein wesentliches, verbindendes Element im 
Bemühen um Umweltschutz wie Friedensbe-
wahrung ist, dass wir gefordert sind, Entschei-
dungen aus einer anderen Perspektive als der  
etablierten zu denken: Weil die etablierte nicht  
funktioniert, weil sie exklusive Sicherheit bietet,  
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aber keine, die für alle Menschen oder Spezies 
zugänglich ist. Das lässt sich in Wohlstands-
gesellschaften zwar leichter ausblenden, ändert  
aber am grundsätzlichen partiellen Scheitern  
der Sicherheitspolitik nichts. Umdenken heißt  
für mich zuerst ein (gemeinsames) Hinterfragen  
und Kritisieren von Strukturen und dann, dem 
folgend, ein Anbieten von Lösungsvorschlägen.

Umdenken können, heißt für mich auch, die 
Beweislast in Diskursen umzukehren: So muss  
es absurd werden, nicht in großem Maßstab 
präventiv in zivile und Natur-Schutzmaßnahmen 
zu investieren. Es muss inakzeptabel sein, dass  
politische Vertreter:innen wirtschaftliche oder  
nationalistische Interessen höher bewerten und  
ihre Politik dementsprechend keine ausreichen- 
den Steuerungsmaßnahmen für verpflichtende  
Reduktionsziele implementiert. Obsolet muss 
werden, was gelingendem menschlichen 
Zusammenleben und nicht-anthropomorphem  

Leben nicht dienlich ist. Nicht nur aus ethischer  
Sicht (die allein schon ausreichen müsste), 
müssten wir uns beispielsweise ad hoc von 
Geldern für die Forschung für Arbeitsfelder 
verabschieden, die dem Leben und einer 
Gemeinwohl-Entwicklung nicht dienlich sind 
(etwa Waffenproduktion, Space-mining-Ver- 
suche oder Finanzmarktspekulation). Umden-
ken heißt, öffentliche Debatten über genau 
diese Themen zu fördern und andere (etwa an 
den Nachhaltigkeitszielen der UN orientierte) 
Lenkungsprinzipien sowie eine Machtverteilung 
in der Mitbestimmung zu fordern.

3. WER KANN UMDENKEN LERNEN?

Der Staat hat eine Fürsorgepflicht seinen Be- 
wohner:innen gegenüber. Die Macht jeder und 
jedes Einzelnen besteht darin, Verantwortungs- 
träger:innen an ihre Pflicht zu erinnern, einen 
rechtlichen wie gesellschaftlichen Rahmen zu  
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schaffen, in dem klimaschützendes und soli- 
darisches Verhalten das Einfachste und Nächst- 
liegende ist. Aktuell gestalten sich die Rahmen- 
bedingungen genau umgekehrt: Korruption und  
mangelndes Verantwortungsverständnis von 
Politiker:innen stehen einem erneuten Wohl-
fahrtsstaat im Weg, geeignete Steuerungs-
mechanismen und ein langfristiger Plan für 
unsere Zukunft fehlen.

Dabei ist vollkommen klar, dass strukturelle Maß- 
nahmen, die vor einer Verschlechterung unserer  
Lebensbedingungen schützen, sich auf der sozio- 
ökonomischen und sozio-politischen Ebene an- 
siedeln sowie auf rechtlicher Ebene festgeschrie- 
ben werden müssen. Maßnahmen, die Expert:innen 
und Wissenschafter:innen hierfür vorschlagen,  
kennen wir: öko-soziale Steuerreformen, Abgabe- 
Verpflichtungen großer Industrien, Kostenwahr- 
heit oder Subventionsveränderungen, die der 
ökologischen Transformation dienlich sind.

Wenn ich also von einem Umdenken spreche,  
dann meine ich auch eine Interessensvertretung,  
die das allgemeine Interesse an einem gerech- 
ten und solidarischen Miteinander vorantreibt. 
Im Zusammenschluss zum Kollektiv können 
wir als Sprachrohr für die wissenschaftliche 
und ethische Arbeit anderer fungieren, was 
wichtig ist, damit neue, gesicherte wissen-
schaftliche Erkenntnisse zu allgemeinem 
Wissen werden und somit der Gesellschaft 
dienlich sind. Gute Wissensgrundlagen bilden 
die Basis für Entscheidungen, sei es auf indivi- 
dueller, vergemeinschafteter oder politischer 
Ebene. Die Rolle kritischer Initiativen und 
Bewegungen sehe ich darin, begründete und 
konsensorientierte antagonistische Elemente 
der Bevölkerung im Verhältnis zu repräsenta-
tiv gewählten Entscheidungsträger:innen zu  
stärken. Das schafft eine Quelle der Ver-
änderung.
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Was wir allerdings nicht vergessen sollten,  
ist, dass wir auch etwas fördern. Wir fordern 
ein Lösen von etablierten Strukturen und 
fördern auf diese Weise auch widerständige 
Elemente in einer Gesellschaft, die dem Ziel 
eines friedlichen, klimagerechten Miteinanders 
nicht dienlich sind. Transformative Prozesse 
sind genau deswegen Aushandlungen, weil 
es treibende und bremsende Kräfte gibt. 
Moderne Sicherheitspolitik treibt Kooperation 
und Dialog aber voran. Hier sehe ich Chancen 
für die Friedensbewegung, das Ihrige dazu 
beizutragen, verbindende Elemente mehr ins 
Zentrum zu rücken als trennende, um dicho- 
tomischen Zuschreibungen von reaktionären 
versus progressiven Positionen zu entgehen. 
Das Berufen auf gemeinsame Ziele, etwa das 
Abwenden von Schaden und das Hinwenden 
zu gesunden Erdverhältnissen schließt man-
che Entscheidungspfade von vornherein aus. 
Die Sicherheit unserer Zukunft besteht aus 

klaren Reduktionsplänen, dezentralen, er-
neuerbaren Energiegewinnungstechnologien, 
einem gut finanzierten Bildungs- und Gesund-
heitssystem, nachhaltigen Produktions- und 
Konsummustern und einer Reduktion von 
Treibhausgasen insbesondere im Verkehr 
(Transportlogistik, Individualverkehr).

Mit meinen Ausführungen habe ich versucht, 
zu zeigen, dass Fragen zum gesellschaftlichen 
Wandel Potenzen von Wissen und Macht und 
den Zugang dazu berühren – ebenso wie 
Innovationsbereitschaft, Ressourcen, Dialog- 
und Überzeugungsfähigkeit. Ich glaube, dass 
starke Institutionen elementar sind für einen 
Fortschritt, wir sie aber nur indirekt beein-
flussen können, etwa durch eine Tätigkeit in 
diesen Bereichen oder durch Wahlen. Durch  
privates Engagement im Kollektiv ist es aber 
sehr wohl auch unabhängig davon möglich, 
ein potenzielles Machtungleichgewicht  
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aufzuwiegen. Ungleiche Möglichkeiten für ein 
Mitspracherecht hindern die Durchsetzung  
von Gemeinwohl-Interessen, sei es aus Struktur- 
trägheit oder einer zu starken wirtschaftlichen 
Interessenvertretung. Darin, das zu erkennen, 
und in der Hartnäckigkeit, diesem Problem 
nachzugehen, sehe ich den größten Beitrag 
der Friedens- respektive Gerechtigkeitsbe- 
wegungen des letzten Jahrhunderts sowie  
der Klimabewegung des jetzigen.

Abschließend möchte ich behaupten, wir 
befinden uns bereits in einem Paradigmen-
wechsel, mitten drinnen. Wenngleich wirkliche 
Fortschritte immer auf sich warten zu lassen 
scheinen, passieren sie – notorisch zu spät 
und immer zu wenig, aber sie passieren. Und 
das vor allem, weil unsere Öffentlichkeit, also 
die Zivilbevölkerung in den Medien, in der 
Wissenschaft, in Privatgesprächen, auf der 
Straße und vielerorts mehr, es nicht mehr 

zuzulassen scheint, dass politische Verantwor-
tungslosigkeit unsere Zukunft bestimmt. Denn 
am Ende des Tages wird meine Generation an 
den Auswirkungen unseres jetzigen (Nicht-)
Handelns teilhaben – so oder so. Auch 2072, 
also in 50 Jahren, wird dieser Planet immer 
noch der eine sein, den wir haben. Und für 
den wir hoffentlich alles in unserer Macht  
stehende getan haben, um Voraussetzungen 
für ein sicheres und friedliches Leben be-
wahren zu können.

Katrin Seifried



124



125

MILITARISMUS, KLIMA UND FRIEDEN IN 
FÜNF ASPEKTEN ZUSAMMEN DENKEN

1. KLIMAZERSTÖRUNG IM GEFECHT

Angesichts des unvorstellbaren menschlichen 
Leides, das Kriege unmittelbar verursachen, 
finden die Auswirkungen von Kriegshandlungen  
auf das Klima und die Umwelt verhältnismäßig 
wenig öffentliche Beachtung. Dabei setzt Krieg  
in mehrfacher Weise ungeheure Mengen von 
Treibhausgasen frei. Zu unterscheiden sind:

Die direkten Emissionen von Militäroperationen
Ob Kampfflugzeuge, Transportflugzeuge, Kriegs- 
schiffe, Panzer, Lastkraftwagen und sonstige 
Fahrzeuge, sie alle verbrauchen Millionen 
Tonnen fossilen Treibstoffes. 1991 flogen die 
alliierten Streitkräfte über 100.000 Luftangriffe  

gegen den Irak. Beispielhaft sei erwähnt, dass 
das damals eingesetzte F-16-Kampfflugzeug  
rund 3.600 Liter Treibstoff pro Stunde verbraucht,  
mit Nachbrenner rund 15.000 Liter pro Stunde.

Die indirekten Emissionen von Kriegen
Indirekte Emissionen sind schwer messbar, sie 
wirken aber noch lange nach dem Ende eines 
bewaffneten Konflikts. Zu ihnen zählen unter 
anderen:

ǞǞ Die Verschmutzung von Meeresöko- 
systemen und Böden durch Öl, Abwässer 
oder Sedimente. 

ǞǞ Die Abholzung von Wäldern zur Gewinnung  
von Brennholz, wenn die Energieversorgung  
im Kriegsgebiet teilweise oder ganz zu- 
sammenbricht, oder zur Versorgung der 
Menschen in Flüchtlingslagern.  

KLIMAZIEL: 
FRIEDEN
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ǞǞ Das handwerkliche Raffinieren von Öl, um 
fehlende Energieversorgung zu ersetzen. 
Die dabei verwendeten Methoden sind  
wegen fehlender Technologie extrem  
umwelt- und klimabelastend.  

ǞǞ Die humanitäre Versorgung von Kriegsopfern. 
Hierzu zählt insbesondere der Treibstoff- 
verbrauch für Logistik und Generatoren.  

ǞǞ Müll und Abwässer: Kläranlagen sind nicht 
funktionsfähig, informelle Mülldeponien 
werden errichtet oder der Müll wird im Freien  
bzw. in Verbrennungsgruben verbrannt. 

ǞǞ Langanhaltende Konflikte können dazu führen,  
dass veraltete, klima- und umweltschädliche  
Technologien weiterverwendet werden. Dies  
betrifft besonders den Energie- und den 
Abfallsektor. 

ǞǞ Die Zerstörung oder Aufgabe landwirtschaft- 
licher Flächen über Jahrzehnte/Jahrhunderte  
hinaus, die Vergrößerung kahler Flächen, 
Bodenerosion und die Trockenlegung von 
Sümpfen (die besonders gute CO2-Speicher  
sind) kann zu einem erhöhten CO2-Ausstoß 
führen. 

ǞǞ Die Abkoppelung der vom Krieg betroff-
enen Länder von internationalen Prozessen 
und Projekten für den Klima- und Umwelt-
schutz. 

ǞǞ Der Verlust staatlicher Kontrolle über 
Rohstoffe an nicht-staatliche bewaffnete 
Gruppen kann zu extrem klima- und um-
weltschädlicher Rohstoffgewinnung führen. 

ǞǞ Beim Wiederaufbau zerstörter Städte und 
Dörfer wird meist nur an die monetären 
Kosten gedacht. Dabei verursachen die 
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Beseitigung des Schutts zerstörter Geb-
äude bzw. deren Wiederaufbau ungeheure 
Treibhausgasemissionen.  

ǞǞ Die Räumung der Rückstände des Krieges 
wie Landminen, abgereichertes Uran, zer-
störtes Kriegsgerät inkl. Giftstoffe etc.

2. MILITÄR IST AUCH OHNE KRIEG  
EIN KLIMAKILLER

An sich sind militärische Aktivitäten auch 
abseits des Gefechtes nicht nachhaltig. Hier- 
bei muss man nur an die Erhaltung großer 
Kasernen und Militärbasen in „Friedenszeit-
en“ oder die ressourcenintensive Ausstat-
tung denken. Vor allem die Belastung durch 
Rüstungsgüter ist vielfältig und schwerwieg-
end: beginnend beim Abbau der Rohmateri-
alen über die Emissionen bei der Produktion in 
Rüstungsfabriken, Anwendung und Gebrauch 

durch das Militär, die Außerbetriebnahme bis 
zur Entsorgung.
 
Allein den Militärapparat am Laufen zu halten, 
ist emissionsintensiv. Täglich belasten Fahrze-
uge und Treibstoffverbrauch (von Land-, Luft- 
und Wasserfahrzeugen), militärische Übungen 
(die NATO hielt 2020 trotz Pandemie 88 
militärische Übungen ab; in Österreich wird 
am Truppenübungsplatz Allentsteig, NÖ, „an 
durchschnittlich 220 Tagen pro Jahr scharf 
geschossen und an über 300 Tagen militärisch 
geübt“) und Aufrüstung Natur und Umwelt.

3. VERSICHERHEITLICHUNG
 
Versicherheitlichung bedeutet, den klass-
ischen Sicherheitsinstrumenten – Militär, 
Rüstung und Mauerbau – überproportionales 
Gewicht zu geben. In Folge verlieren zivile  
Ansätze in der Debatte und Umsetzung an 
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Bedeutung. Ob und wie Versicherheitlichungs- 
prozesse greifen, hängt vom gesellschaftlichen  
Umfeld ab und wer nicht nur Gefährdungen, 
sondern auch zivile politische Lösungsansätze 
prägt und erklärt.

Althergebrachte Instrumente der Sicherheits- 
politik sind für die Bearbeitung von Ursachen 
des Klimawandels gänzlich ungeeignet. Sie 
wirken überdies belastend für die Umwelt und 
verbauen den Blick auf nachhaltige Lösungen. 
Die Militarisierung von Symptomen legitimiert 
ein ausgrenzendes Sicherheitsdenken, welches 
auch in anderen Politikfeldern im Weg steht. 
Denkfabriken bauen längst an Argumenten, 
warum es die Armee gegen regionale umwelt-
bedingte Migration braucht, warum Armeen 
mehr Mittel gegen Wetterextreme bekommen 
sollen und warum das Management eines 
gesteigerten Konfliktrisikos in militärischen 
Händen liegen soll.

Klimawandel und seine Folgen sind als 
politisches Problem und als Problem einer 
nachhaltigen Wirtschaftsweise zu betrachten. 
Der Blick durch die Sicherheitsbrille blendet 
Ursachen aus und verengt die Konfliktbe- 
arbeitung auf Symptombekämpfung.

4. (WIR HABEN) KEINE RESSOURCEN FÜR 
DAS MILITÄR

Auf fast 2 Billionen US-Dollar beliefen sich die 
Militärausgaben weltweit im Jahr 2020. Das 
sind wieder 2,6 % Steigerung im Vergleich zu 
2019 und die höchsten Militärausgaben seit 
dem Ende des Kalten Krieges. Schon lange 
versuchen Friedensorganisationen darauf auf-
merksam zu machen, wie bedeutend der Ein-
satz dieses Geldes für soziale und ökologische 
Belange weltweit wäre und wie dringend auch 
nur ein geringer Prozentsatz der Ressourcen, 
die ins Militär gesteckt werden, für Bildung 
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und Nahrungssicherheit gebraucht würden.
Unverständlich ist diese Steigerung der Aus-
gaben und Investitionen auf der Rüstungs-
seite auch angesichts der Tatsache, dass die 
Prävention der Klimakrise massiv untersub-
ventioniert ist – obwohl wir schon mittendrin 
in der Katastrophe stehen.

Schon beim Kyoto-Protokoll 1998 reklamierten 
die USA eine Ausnahme für die Berichtspflicht 
über die Emissionen des Militärs. Eine Aus-
nahme, die sich bis heute durchzieht. Berichte 
über die Treibhausgasemissionen sind frei- 
willig und obliegen den jeweiligen Ländern. 
Und das obwohl allein das US-Militär durch 
den Treibstoffverbrauch und CO2-Emissionen 
den ökologischen Fußabdruck eines mittel-
großen Landes hat. Die Armeen der Welt sind 
eine riesige Industrie, die natürliche Ressourcen  
verschlingt und eine Unmenge an Energie 
allein für ihren Erhalt verbraucht.

5. KLIMAKRISE UND RESSOURCENKRIEGE

Mit dem „Green Deal“ wolle „die EU unseren 
Wohlstand erhalten, aber eben nicht mehr 
auf Kosten unseres Planeten und kommender 
Generationen“, meinte die EU-Kommissions- 
präsidentin Ursula von der Leyen. Verzicht 
ist also nicht angesagt, das Vertrauen in die 
Technologie unbegrenzt.

Technologie benötigt Rohstoffe, insbesondere 
Metalle. Um die Nachfrage zu decken, hat die 
EU-Kommission bereits 2008 bzw. 2011 eine 
„Rohstoffinitiative“ ausgearbeitet. Die Schwer-
punkte liegen auf Recycling von Rohstoffen, 
der Entwicklung von alternativen Stoffen, dem 
Abbau von Rohstoffen innerhalb der EU und 
dem Zugang zu Rohstoffen in Drittländern,  
wobei die meisten dieser Länder dem globalen  
Süden zuzurechnen sind. Gegenüber diesen 
wird ein aggressiv anmutender, kolonialer 
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Ton angeschlagen, indem eine unbeschränkte 
Marktöffnung und ein Ende aller „wettbe-
werbsverzerrenden“ Maßnahmen gefordert 
wird. Zur Durchsetzung werden Freihandels- 
abkommen und Entwicklungspolitik einge-
setzt. Es gilt, im weltweiten Wettlauf die Nase 
vorne zu haben, denn die Konkurrenz ist groß.

Die EU setzt aber nicht nur wirtschaftliche 
Druckmittel für den Zugang zu Rohstoffen 
und die Sicherung der Transportwege ein, 
sondern bedient sich auch militärischer  
Instrumente. Beispiele dafür sind das Horn 
von Afrika, der Tschad oder der Kongo.

Irmgard Ehrenberger, Lucia Hämmerle, 
Thomas Roithner

 
 

Vom 21. September bis 2. Oktober 2021 
veröffentlichte der Internationale Versöhnungs- 
bund (österreichischer Zweig) eine Kampagne, 
die versucht, Militarismus und Klima in fünf 
Aspekten zusammen zu denken. Die hier in 
Auszügen abgedruckten Informationstexte 
der Kampagne „Klimaziel: Frieden” wurden 
von Irmgard Ehrenberger (Kapitel 1 und 5), 
Lucia Hämmerle (Kapitel 2 und 4) und Thomas 
Roithner (Kapitel 3) erstellt. Die Texte in voller 
Länge (inklusive Quellenangaben) gibt es auf 
https://www.versoehnungsbund.at/ 
klimaziel-frieden/
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BEITRAG VON 
KIRCHEN FÜR 
EINE KULTUR DER 
GEWALTFREIHEIT
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Worüber reden wir, worüber wird geredet: 
über Krieg oder über Frieden? Angesichts der 
aktuellen Situation in Europa, in der Ukraine, 
in Russland, aber auch an den so genannten  
europäischen Außengrenzen ist das eine Frage,  
deren Beantwortung einen Unterschied macht.  
Schon lange nicht mehr wurde so häufig und 
so konkret über Krieg in Europa gesprochen. 
Und, ja, man kann einen Krieg auch herbeireden.  
Krieg beginnt, lange bevor der erste Schuss 
fällt, und wie ein Zitat unbelegten Ursprungs 
sagt: Das erste Opfer des Krieges ist die Wahr- 
heit. Das wird uns gerade aktuell erschreckend 
deutlich vor Augen geführt.

Welche Stimme haben und erheben die christ- 
lichen Kirchen dabei? Papst Franziskus hat zu  
dieser Situation eindeutig Stellung genommen.  

Er drängt zum Dialog. Er appelliert, dass „die 
Spannungen durch Dialog und nicht durch 
Waffen gelöst werden. (…) Die Waffen sind 
kein Weg“, so Papst Franziskus (2021). Zudem 
rief er zu einem Gebet für den Frieden auf, bei 
dem der vatikanische Sekretär für die Außen-
beziehungen einen Krieg als Niederlage für 
alle bezeichnete (Vatikan News 2022).

Damit schließt der Papst an die Ächtung des 
Krieges als in früheren Zeiten gerechtfertigtes 
Mittel an, wie er es in Fratelli tutti klarstellt. 
Der Katechismus der katholischen Kirche spricht  
noch von der möglichen legitimen Verteidigung 
mit militärischer Gewalt. Angesichts der enormen  
Möglichkeiten und Zerstörungskraft neuer 
Technologien im Kriegseinsatz weist Franziskus  
das in der Enzyklika jedoch klar zurück: „Des-
halb können wir den Krieg nicht mehr als Lösung  
betrachten, denn die Risiken werden wahrschein- 
lich immer den hypothetischen Nutzen, der ihm  

DER BEITRAG DER KIRCHEN  
FÜR EINE GEÄNDERTE  
FRIEDENSPOLITIK
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zugeschrieben wurde, überwiegen. Angesichts 
dieser Tatsache ist es heute sehr schwierig, sich  
auf die in vergangenen Jahrhunderten gereiften  
rationalen Kriterien zu stützen, um von einem 
eventuell, ‚gerechten Krieg´ zu sprechen. Nie 
wieder Krieg!“ (Fratelli tutti 258, Papst Franzis- 
kus zit. nach Galgano und Colagrande 2020).

Die Drohung mit einem Atomkrieg bzw. allein den  
Besitz von Atomwaffen nannte der Papst bei  
seinem Besuch in Hiroshima 2019 als unmor-
alisch. Der wahre Friede kann nur ein waffen-
loser Friede sein. Hier sei an die biblische Grund- 
lage im Johannesevangelium erinnert. In der 
sogenannten „Abschiedsrede“ verheißt Jesus 
in V 27: „Frieden hinterlasse ich euch, meinen 
Frieden gebe ich euch; nicht einen Frieden wie  
die Welt ihn gibt.“ Johannes benennt hier den 
Widerspruch zwischen der pax Romana, der in  
der damaligen Zeit durch die römischen Legionen  
hergestellten ‚Friedhofsruhe‘, die auf Unter-

drückung aufbaut, und der pax Christi, in der 
Frieden, Wahrheit und Gerechtigkeit unauf- 
lösbar zusammengehören. Das ist in den bib-
lischen Prophetenbüchern und den Psalmen 
klar ausformuliert. Als Beispiel sei hier der 
Psalm 72 angeführt: “Wo den Unterdrückten kein  
Recht zuteil wird, wo die Ausbeuter triumphie-
ren, da kann kein Friede sein.” Die Friedens- 
botschaft der Kirchen ist damit eng mit der 
Frage der Gerechtigkeit weltweit sowie der 
Bewahrung der Schöpfung und damit dem 
drängenden Klimathema verknüpft. In der 
all(sonn)täglichen Verkündigung sollte und 
müsste das viel deutlicher formuliert werden.

FRIEDENSPÄDAGOGIK ALS AUFTRAG  
AN DIE KIRCHEN

Grundlagen biblischer und lehramtlicher Art 
gibt es in den christlichen Kirchen sehr ein-
deutig und genug. Die Grundhaltung zum 
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Frieden braucht jedoch immer eine qualifi-
zierte Auseinandersetzung. Der Glaube ist 
dabei eine wichtige Ressource. Die Frage ist, 
wo sich Christ:innen konkret einbringen, um 
das Anliegen der Gewaltfreiheit und des Frie-
dens in den Kirchen und in der Gesellschaft 
laut und deutlich zu machen. Es gibt nach wie 
vor viele Friedensinitiativen und Friedens-
gruppen in den Diözesen oder Pfarren, aller- 
dings stellt sich die Frage nach der jüngeren 
Generation. Viele der Aktiven haben ‚Rollator- 
führerschein‘, wie bei der Jahrestagung  
selbstironisch vermerkt wurde.

VON DER BEWUSSTSEINSARBEIT BEI ZIVIL-
DIENERN ÜBER DEN AUSLANDSZIVILDIENST 
ZUM ZIVILEN FRIEDENSDIENST

Bei den organisierten Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen anzusetzen, scheint ein 
wichtiger Weg. In der Geschichte erwuchs aus 

der Bildungsarbeit von und mit Zivildienstlei- 
stenden bzw. aus der Zivildienstberatung das 
Konzept des Internationalen Friedensdienstes. 
Ausgehend von Zivildienern, die das Konzept 
des Wehrersatzdienstes nicht unterstützen 
wollten, sondern ein Modell eines ‚echten Frie-
densdienstes‘ erarbeiteten und durchführten, 
haben seit den 1980er-Jahren mehrere hun-
dert junge Männer und Frauen einen Friedens-
dienst im In- und Ausland geleistet. Seit 2020 
ist die Prüfung der Einrichtung eines zivilen 
Friedensdienstes im Regierungsprogramm  
verankert. Hier geht es – weit über eine Frie-
densarbeit im Rahmen des Zivildienstes hin-
aus und unabhängig davon –, um ein Instru- 
ment der Außenpolitik, in dem fachspezifisch 
ausgebildete Expert:innen in gewaltfreier 
Konfliktbearbeitung in Konfliktgebieten  
eingesetzt werden – ein Erfolg jahrelanger 
Arbeit des Versöhnungsbundes.
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FRIEDENSARBEIT IM RAHMEN DES  
RELIGIONSUNTERRICHTS

Seit den 1990er-Jahren hat sich eine Vielfalt 
der religiösen Bekenntnisse in den Schulen 
entwickelt. Besonders in den Ballungsräumen 
und Mittelschulen zeigt sich ein buntes Bild 
von Religionen und Konfessionen. In Öster- 
reich neigt man dazu, Religion als Privatsache 
zu deklarieren, und es werden immer wieder 
Stimmen laut, den Religionsunterricht am lieb-
sten aus der Schule zu eliminieren. Sicherlich 
spielen hier Kirchenbilder aus früheren Zeiten 
eine Rolle. Den Muslim:innen ist Religion ein 
Herzensanliegen.

Das Christentum hat sich seit den Katastro-
phen des 20. Jahrhunderts zu einer Religion 
mit Friedenswillen entwickelt. Das spiegelt 
sich im Lehrplan des Religionsunterrichts 
wider, und zeigt sich darin, dass christlicher 

Religionsunterricht den anderen Religionen 
auf Augenhöhe begegnet, wertschätzend 
informiert und den Dialog untereinander 
fördert. Im urbanen Bereich sind häufig mehr 
Kinder im islamischen Religionsunterricht als 
in christlichen. Hilfreich bei der notwendigen 
Entwicklung der islamischen Religionspäda- 
gogik ist ein intensiver Dialog auf allen 
Ebenen, d.h. in der Lehrer:innenausbildung, 
auf Ebene der Schulverwaltung und unter den 
Kindern. Der Friedenswille ist dabei höher 
einzuschätzen als die auftretenden Defizite 
oder Schwierigkeiten.

Der Einfluss von Kulturen, die dem westlichen 
Denken fremd sind, ist wahrzunehmen. Re-
ligion reicht tiefer in die menschliche Seele 
und Psyche, als es Diskussionen vermögen, 
insofern ist es ein Gebot der Stunde, den 
Friedenswillen der Religionen zu fördern. Der 
Religionsunterricht unterstützt die Schule in 
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ihrem Auftrag zur Friedensbildung, indem sie 
über einen Gott sprechen, der das Leben liebt 
und Gemeinschaft unter den Menschen will.

Gewaltfreies Miteinander ist uns nicht in die 
Wiege gelegt. Fremdheit, Ängste voreinander, 
Misstrauen und Vorurteile können nur durch 
Kennenlernen, Begegnung, „Beschnüffeln“ 
abgelegt werden. Die Schule, Religionsunter-
richt, auch in Zusammenarbeit mit anderen 
Unterrichtsfächern, sind ein hervorragender 
Ort dazu und somit eine große Chance zur 
Integration von Menschen, die in unser Land 
gekommen sind.

Konkrete Beispiele, u.a.: 

ǞǞ 	interreligiöse Begegnungstage, gemein- 
samer Besuch in Kirchen, Moscheen, Syna- 
gogen etc. Unterrichtsstunden, in denen 
direkter Austausch unter den Kindern über 

ihre Fragen zu Religionen möglich ist. Das 
bietet die Chance, wertschätzendes Reden 
miteinander und Begegnung auf Augen-
höhe zu üben. 

ǞǞ Bubenarbeit und Mädchenförderung ge- 
trennt sehen, um jeweils den Selbststand 
zu stärken. 

ǞǞ Im Religionsunterricht wie auch im Ge- 
schichtsunterricht mehr vom Frieden und 
dem, wodurch Frieden ermöglicht wird, 
reden, als von Kriegen.

Religionsunterricht ist somit ein Teil der Frie-
densarbeit, er ist eine Chance, bei Kindern die 
Bereitschaft zum Frieden auf breiter Ebene zu 
unterstützen.
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FRIEDENSPROZESS VORANTREIBEN

Über die Schule hinaus versuchen Kirchen und 
kirchliche Gruppen als Unterstützer:innen, den 
Friedensprozess voranzutreiben und sich auch 
in konkreten gewaltfreien Aktionen einzubrin-
gen. Hier sind 2 Ebenen kurz anzuführen:

1) Im Rahmen des synodalen Prozesses wird 
die Katholische Aktion Österreich einen Schwer- 
punkt auf die Friedensfrage setzen. Wege zum 
Frieden ist ein Themenfeld, für das ein eigenes 
Dossier zur Auseinandersetzung in Gruppen und  
Runden erarbeitet und Position bezogen wird. 
Im Sommer 2022 ist dieses Dossier fertig.

2) Zusätzlich zu den Versuchen, in kirchlichen 
Strukturen und Abläufen friedenspädagogische  
und friedenspolitische Aktivitäten zu setzen, 
ist es in der heutigen, durch soziale Medien 
geprägten Zeit, wirksam, radikale, entschiedene  

Schritte zu setzen. Symbolhandlungen wirken, 
und auch Papst Franziskus selber gibt dafür 
immer wieder Beispiele. Angesichts der an- 
dauernden Menschenrechtsverletzungen 
gegen Geflüchtete an den Außengrenzen 
Europas gibt es neben den verbalen Protesten 
seitens mancher Bischöfe vor allem Aktionen 
und Zeichen von Christ:innen durch Protest-
camps an öffentlichen Orten bzw. Solidaritäts- 
einsätze in den Flüchtlingslagern auf Lesbos.

Ein weiteres Beispiel ist die Seenotrettung 
für Geflüchtete im Mittelmeer. Hier bewegen 
sich die Aktivist:innen bewusst am Rande 
der Legalität, um Menschenleben zu retten, 
aber auch um die Unrechtssituation plakativ 
aufzuzeigen. Sie stehen damit gewissermaßen 
in der Nachfolge kleiner Gemeinschaften 
wie der Catholic-Worker-Bewegung und der 
Pflugscharbewegung. Diese haben in den 
1980er-Jahren in den USA und in geringerem 
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Ausmaß auch in Europa radikale gewaltlose 
Aktionen gesetzt, indem in Atomwaffenlager 
eingedrungen und – wenn auch nur symbolisch  
– Teile von Waffen zerstört wurden (Frühmann,  
Zerr 2021). Dieses Bewusstsein eines politischen  
Christentums, das sich im konkreten, gewalt-
freien widerständigen Handeln zeigt und 
dabei auch staatliche Repressionen bis zum 
Gefängnisaufenthalt in Kauf nimmt, wird 
beispielhaft von der evangelischen Kirche 
Deutschlands unterstützt. Die Zusammen-
arbeit mit anderen NGOs und Bündnisse mit 
nichtkirchlichen Gruppen und Aktivist:innen 
sollte in der Friedensfrage ebenso selbst- 
verständlich sein.

Maria Hasibeder, Anna Wall-Strasser
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Das Gedenken an Franz Jägerstätter und seine  
Verehrung steht in einem mehrfachen Bezugs-
rahmen: kirchlich zu Fragen der Heiligkeit und 
des Martyriums, gesellschaftlich und politisch 
in Auseinandersetzung mit der Kriegsvergan-
genheit, mit der Kriegsgeneration, mit der 
Barbarei und mit dem Terror des Nationalso-
zialismus, ethisch und pädagogisch mit den 
Themen von Krieg und Kriegsdienstverwei-
gerung, Gewaltfreiheit, Friedenserziehung 
und Abrüstung, von Obrigkeit, Gewissen und 
Gehorsam. Franz Jägerstätter war und ist 
Wegbegleiter in der Suche nach Versöhnung 
und Frieden, so im Vietnamkrieg für US-Amer-
ikaner:innen, er war Mahner für Gewaltlosig- 
keit und Abrüstung in den Zeiten atomarer 
Hochrüstung der 1980er-Jahre. Er war Anwalt 
auf der Suche nach der rechtlichen Veranke- 
rung von Zivil- und Friedensdienst.

Das Tötungsverbot im Dekalog war für Franz 
Jägerstätter ganz zentral in seinem Wider-
stand gegen die nationalsozialistische Ideolo-
gie und auch gegen das Unrecht des Krieges. 
Den Krieg qualifiziert er als „grauenhaftes 
Menschenmorden“ (zit. nach Putz 1987:126). 
„Ist es denn nicht christlicher, sich selbst als 
Opfer hinzugeben, als dass man zuerst noch 
andre morden muss, die ja auch ein Lebens- 
recht auf Erden besitzen und leben wollen?“ 
(zit. nach Putz 1987:151).

DU SOLLST NICHT MORDEN,  
DENN LEBEN IST HEILIG.  

Auch Leben beginnt im Herzen mit der Grund- 
überzeugung von der Unantastbarkeit der 
Menschenwürde und der Ehrfurcht bzw. 
Achtung vor dem Leben des anderen. Das 
Eintreten für den Wert und für die Würde des 
Lebens ist nur dann glaubwürdig, wenn es 

ZUM GELEIT
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integral ist, d.h. nicht mit einem Auge blind 
oder selektiv. Bis in die Gegenwart werden 
Todesstrafe und Präventivkriege gerecht-
fertigt. An der Wurzel von Vernichtung, von 
Terror, Krieg und Barbarei standen nicht selten 
die Anmaßung absoluter Macht über Leben  
und Tod, stand die Verachtung des Menschen, 
in der Nazizeit die Verachtung von Asozialen, 
Behinderten und Zigeunern, die Verachtung 
von politischen Gegner:innen, die Verachtung 
von Traditionen, die im jüdischen Volk leb-
ten und leben, die Verachtung der ‚anderen’. 
Jules Isaac (1968) beschäftigte sich in seinen 
Werken „Jésus et Israël“ und „L’enseignement 
du mépris“ (Isaac 1962) intensiv mit dem Ver-
hältnis von Verachtung und Gewalt. Schritt-
weise rechtfertige Verachtung Gewalt und 
dann den Krieg. Isaac meinte, dass die Verach-
tung in Wertschätzung und Dialog verwandelt 
werden müsse. 

Martin Buber sieht in einer Ansprache am 6. 
April 1952 in Carnegie Hall in New York die  
Menschenwelt in „zwei Lager aufgespalten, 
von denen jedes das andere als die leibhafte 
Falschheit und sich selber als die leibhafte 
Wahrheit versteht“ (Buber 2017). Oft seien 
Völkergruppen und Religionsverbände ein-
ander so radikal gegenübergestanden, dass 
die eine Seite die andere in deren innerster 
Existenz verneinte und verdammte. „Jede 
Seite hat das Sonnenlicht in Besitz genommen 
und hat die Gegenseite in Nacht getaucht, und 
jede Seite fordert von dir, dich zwischen Tag 
und Nacht zu entscheiden“ (Buber 2017: 600 f).

Martin Buber (2017: 665) sieht die Entstehung 
dieses grausamen und grotesken Zustands in 
den einfachsten Linien, „wie die drei Prinzipien  
der Französischen Revolution auseinanderge- 
brochen sind. Dort waren die Abstrakta 
Freiheit und Gleichheit durch die konkretere 
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Brüderlichkeit zusammengehalten, denn nur 
wenn Menschen sich als Brüder fühlen, kön-
nen sie einer echten Freiheit voneinander und 
einer echten Gleichheit miteinander teilhaftig 
werden.“

Papst Franziskus spricht in seiner Enzyklika 
„Laudato si“ (Papst Franziskus 2015) von einer 
universalen Gemeinschaft und Geschwister-
lichkeit. Gleichgültigkeit oder die Grausamkeit 
gegenüber den anderen Geschöpfen dieser 
Welt spiegeln viel von dem wider, wie wir 
die anderen Menschen behandeln. Jegliche 
Grausamkeit gegenüber irgendeinem Geschöpf  
„widerspricht der Würde des Menschen“  
(Katechismus der Katholischen Kirche Nr. 2418).  
Der Dialog zwischen den Religionen, mit der 
Wissenschaft und zwischen den Ökologie- 
bewegungen muss „auf die Schonung der  
Natur, die Verteidigung der Armen und den 
Aufbau eines Netzes der gegenseitigen  
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Achtung und der Geschwisterlichkeit aus-
gerichtet sein. Die Schwere der ökologischen 
Krise verlangt von uns allen, an das Gemein-
wohl zu denken und auf einem Weg des Dia-
logs voranzugehen, der Geduld, Askese und 
Großherzigkeit erfordert“ (Nr. 201).

Johann Baptist Metz sieht in der Gerechtigkeit 
suchenden Compassion das Schlüsselwort 
im Zeitalter der Globalisierung. Compassion 
schickt er zu den politischen, sozialen und  
kulturellen Konflikten in der heutigen Welt. 
Fremdes Leid wahrzunehmen, gehört zur  
Friedenspolitik, zur sozialen Solidarität ange-
sichts des eskalierenden Risses zwischen Arm 
und Reich. Freiheit ohne Mitleid, ohne Empa-
thie wird zur Tyrannei. Mitleid ohne Macht 
wird zur Verdoppelung des Unglücks. Es geht 
um Empathie, Einfühlungsvermögen und 
Offenheit, die auch an den Leiden, Ängsten, 
Versagen des anderen teilnehmen kann.

Manfred Scheuer

Bischof Manfred Scheuer beteiligte sich mit 
zwei Beiträgen an der Tagung. Beim Friedens-
spaziergang sprach er im Linzer Mariendom 
unter dem Titel „Du sollst nicht töten“ über die 
Bedeutung von Franz und Franziska Jägerstät-
ter für ein christliches Verständnis der Gewalt-
freiheit, beim Festakt zum hundertjährigen 
Jubiläum des Versöhnungsbundes zum Thema 
„Freiheit von der Geschwisterlichkeit abge-
spalten?“ über Grundhaltungen einer Friedens-
politik. Wir dokumentieren hier einige Auszüge 
aus seinen Reden.
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Ralf Becker, Koordinator der bundesweiten 
Initiative „Sicherheit neu denken“ im Auftrag 
der Landeskirche in Baden. Er ist im Sprecher:in-
nenrat der Plattform Zivile Konfliktbearbeitung

Irmgard Ehrenberger, Geschäftsführerin,  
Internationaler Versöhnungsbund –  
Österreichischer Zweig

Jakob Frühmann, Lehrer und Buchautor,  
tätig bei Sea-Watch

Friedrich Glasl, Universitätsprofessor, Konflikt- 
forscher, Mediator und Organisationsentwick-
lungsberater. Er ist u.a. in der von ihm mitbe-
gründeten Entwicklungsberatung Trigon tätig

Hildegard Goss-Mayr, Ehrenpräsidentin,  
Internationaler Versöhnungsbund –  
Österreichischer Zweig

Lucia Hämmerle, Internationaler Ver- 
söhnungsbund – Österreichischer Zweig

Peter Hämmerle, Internationaler Ver- 
söhnungsbund – Österreichischer Zweig

Maria Hasibeder, Vorsitzende Katholische 
Aktion Oberösterreich

Karen Hinrichs, Pfarrerin, Geschäftsführende 
Direktorin des Friedensinstituts der Evange-
lischen Hochschule Freiburg

Harald Rettner, Trainer, Berater und Vor- 
tragender für Peace Building, Konflikttrans- 
formation und Landrechte

Thomas Roithner, Friedensforscher, Inter- 
nationaler Versöhnungsbund, Privatdozent  
für Politikwissenschaft der Universität Wien
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Manfred Scheuer, Bischof der Diözese Linz

Katrin Seifried, Ergotherapeutin und  
Aktivistin bei fridays for future vienna

David Stögmüller, Abgeordneter zum National- 
rat, Verteidigungssprecher, Die Grünen

Anna Wall-Strasser, Vorsitzende der 
Katholischen Arbeitnehmer:innenbewegung 
Österreich

Werner Wintersteiner, Universitätsprofessor 
i.R., Zentrum für Friedensforschung und 
Friedensbildung der Universität Klagenfurt, 
Österreichisches Studienzentrum für Frieden 
und Konfliktlösung (ASPR Schlaining)

Cristina Yurena Zerr, freischaffende Filme-
macherin, Internationaler Versöhnungsbund 
– Österreichischer Zweig
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Wie viel Sicherheit braucht der Friede? 
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